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Die 2008 in Kraft getretene UN-Behinder-
tenrechtskonvention wurde 2009 durch die 
Bundesregierung ratifiziert und ist seitdem 
für Deutschland bindend. Sie ist ein Meilen-
stein zur Herstellung umfassender Teilhabe-
rechte von Menschen mit einer Behinderung 
am gesellschaftlichen Leben. Besondere Be-
deutung kommt Artikel 24 der Konvention 
zu. Er legt die Möglichkeit der gemeinsamen 
Beschulung von Kindern mit und ohne Be-
hinderung in allgemein bildenden Schulen 
fest. Die konsequente Umsetzung dieses An-
spruchs ist ein zentrales Reformvorhaben in 
Deutschland, das vielfältige qualitative und 
strukturelle Veränderungen erfordert.

Um inklusive Beschulung sinnvoll weiter-
entwickeln und dauerhaft vorhalten zu kön-
nen, sind ergänzend zu den Anstrengungen 
in den Schulen weitere Maßnahmen  erfor-
derlich. Ein wesentliches und in den kom-
menden Jahren noch stärker an Bedeutung 
gewinnendes Element zur Gewährleistung 
der praktischen Teilhabe an inklusiver Be-
schulung ist die Schulbegleitung. Sie unter-
stützt Kinder und Jugendliche mit seelischer, 
körperlicher oder geistiger Behinderung in 
ihrem schulischen Alltag. Bislang existieren 
aber keine einheitlichen fachlichen Rah-
menbedingungen für Schulbegleiter, die ihr 
Aufgabenspektrum sowie die interdiszipli-
nären Wissensgrundlagen und Handlungs-
kompetenzen umschreiben. Diese wären 
aber für eine qualifizierte Erfüllung der Auf-
gaben notwendig.

Hier setzt das Projekt Schulbegleiter der Ba-
den-Württemberg Stiftung an. Im Auftrag 
der Stiftung hat die Klinik für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie/Psychotherapie des Uni-
versitätsklinikums Ulm ein Curriculum für 
Schulbegleiter von Kindern und Jugendli-
chen mit Behinderung bzw. für Kinder und 
Jugendliche, die von Behinderung bedroht 
sind, entwickelt und evaluiert.

Ein zentraler Baustein der Curriculumsent-
wicklung war die Erstellung einer Rechts
expertise durch das Deutsche Institut für Ju-
gendhilfe und Familienrecht (DIJuF) e.V. in 
Heidelberg, die im Rahmen dieser Schrift 
veröffentlicht und allgemein zugänglich ge-
macht wird. Die Rechtsexpertise arbeitet die 
derzeit bestehenden Rechtsgrundlagen der 
Praxis auf und dient den Akteuren im wei-
ten Feld der inklusiven Beschulung als Ori-
entierung.

Ein weiterer Baustein zur Entwicklung eines 
Schulbegleiter-Curriculums war eine landes-
weite empirische Untersuchung, um wich
tige Informationen über den beruflichen 
Hintergrund, die Qualifizierung und die all-
täglichen Aufgaben der Schulbegleiter in 
Baden-Württemberg zu erhalten. Die Ergeb-
nisse dieser Untersuchung werden in dieser 
Schrift ebenfalls präsentiert. 

LIEBE LESERIN, LIEBER LESER,
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Die Entwicklung eines Curriculums zur 
Schulbegleitung war ein herausforderndes 
Projekt, an dessen Ende ein zentraler Beitrag 
zur inklusiven Beschulung in Baden-Würt-
temberg steht. Es wurde in mehreren Praxis-
läufen getestet und auf die Bedürfnisse der 
Schulbegleiter angepasst. Die enge Verzah-
nung von Theorie und Praxis während der 

gesamten Projektlaufzeit ist ein Garant da-
für, dass das Curriculum zu mehr Verläss-
lichkeit im Umgang mit Schulbegleitung 
und zur Professionalisierung der Tätigkeiten 
von Schulbegleitern führt. Das Curriculum 
kann ebenfalls über die Baden-Württem-
berg Stiftung bezogen werden. 

Christoph Dahl, Geschäftsführer der  
Baden-Württemberg Stiftung

Birgit Pfitzenmaier, Abteilungsleiterin 
Gesellschaft & Kultur

Christoph Dahl Birgit Pfitzenmaier
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1.   E INL E I T UNG
Kinder und Jugendliche, die behindert oder 
von Behinderung bedroht sind bzw. unter 
psychischen Problemen und Störungen lei-
den, haben uneingeschränkten Anspruch 
auf Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. 
Sie haben dieselben Bedürfnisse wie Kinder 
und Jugendliche ohne Behinderungen. Sie 
möchten Gleichaltrige treffen und Freund-
schaften pflegen, und dies jeden Tag auf 
dem Schulhof, nach der Schule oder unter-
wegs auf Klassenfahrten. Ebenso wie alle 
anderen Kinder und Jugendliche benötigen 
sie bestmögliche Förderung und Bildung, 
und zwar unabhängig davon, ob sie auf ei-
nen Rollstuhl angewiesen sind, ob sie seh- 
oder hörbehindert, ob sie chronisch erkrankt, 
entwicklungsverzögert oder geistig behin-
dert sind, ob sie Schwierigkeiten haben, sich 
zu konzentrieren und still zu sitzen, ob sie 
die „Zwischentöne“ in der Kommunikation 
mit anderen Menschen verstehen und nach-
vollziehen können oder ob sie ihre Gefühle 
nicht steuern können, sich schnell angegrif-
fen fühlen und aggressiv werden. Sie möch-
ten dabei sein und dazugehören. 

Im Schulalltag bereiten ihnen ihre Beein-
trächtigungen und Behinderungen oftmals 
Probleme dem Unterricht zu folgen bzw. die 
geforderten Leistungen zu erbringen. Es sind 
die so genannten Schulbegleiterinnen und 
Schulbegleiter (synonym Integrationshelfer, 
Schulassistent, Schulhelfer), die Kindern und 

Jugendlichen mit Behinderung im Schulall-
tag dann die Unterstützung geben, die ihnen 
die gleichberechtigte Teilhabe am Unter-
richt ermöglichen soll. Dabei sind Schulbe-
gleiter mit einer großen Vielfalt von Beein-
trächtigungen und Belastungen bei ihren 
Schützlingen konfrontiert. Dies erfordert 
Grundlagenwissen über heterogene Stö-
rungsbilder und jeweils spezifisches Hand-
lungswissen.  

Praxisbeobachtungen zeigen, dass Schulbe-
gleiter in den letzten Jahren zunehmend be-
nötigt werden. Dies dürfte auch damit zu-
sammenhängen, dass das Recht auf inklusive 
Bildung, das im Übereinkommen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen 
(UN-Behindertenrechtskonvention, BRK von 
Deutschland ratifiziert 2009; Art. 24 UN-
BRK) festgeschrieben wurde und zuneh-
mend systematisch umgesetzt wird. Praxis-
beobachtungen lassen zudem vermuten, 
dass Schulbegleitung kein vorübergehendes 
Phänomen auf dem Weg zur inklusiven Be-
schulung ist, sondern dauerhaft nötig sein 
dürfte.

Schulbegleitung lässt sich in gewisser Weise 
als „Seismograph“ für die nicht unbeträchtli-
chen Herausforderungen auf dem Weg zu 
einer „ernst gemeinten“ Teilhabe von Kin-
dern und Jugendlichen mit Behinderung an 
inklusiver Bildung auffassen. Aus dem Alltag 
und der Situation von Schulbegleiterinnen 

SCHULBEGLEITUNG ALS BEITRAG 
ZUR INKLUSION
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und Schulbegleitern, die Kinder und  
Jugendliche mit unterschiedlichen Beein-
trächtigungen unterstützen, lässt sich ab
leiten, inwieweit Schulbegleitung eine Teil
habe tatsächlich ermöglicht oder aber in- 
wieweit Schulbegleitung ggf. Probleme und 
Reibungsverluste verdeutlicht. Dies lässt 
sich  beispielhaft auch übertragen auf die 
derzeitige Situation und auf Initiativen zur 
Umsetzung des Anspruchs auf gesellschaft-
liche Teilhabe von Kindern und Jugendli-
chen.

Mit Finanzierung der Baden-Würtemberg 
Stiftung entwickelt die Klinik für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie des 
Universitätsklinikums Ulm derzeit ein inter-
disziplinäres Curriculum für Schulbegleiter 
als Beitrag zur Inklusion (2013 – 2017). 

Herausforderung dieser Entwicklung ist es, 
die Vielfalt der unterschiedlichen Beein-
trächtigungen und Behinderungen abzubil-
den und auf die jeweiligen Handlungskom-
petenzen im Umgang mit den Kindern und 
Jugendlichen zu beziehen. Das Curriculum 
ist dabei (zeit-) ökonomisch und der Funkti-
on von Schulbegleitung angemessen auf ei-
ne Fortbildungszeit von insgesamt drei Ta-
gen konzipiert. Es ist modular aufgebaut. 
Vermittelt werden spezifische Beeinträchti-
gungsformen und deren Bedeutung für die 
praktische Ausgestaltung der Schulbeglei-
tung. Darüber hinaus wird alltagsprakti-
sches Handlungswissen vermittelt und ein-
geübt (z.B. Gesprächsführung, Problem- 
lösefähigkeit etc.) ebenso wie der Umgang 

mit herausfordernden Verhaltensweisen 
von Kindern und Jugendlichen mit Behinde-
rungen. Hinzu kommen entwicklungspsy
cho(patho)logisches und rechtliches Grund-
lagenwissen sowie Reflexion der eigenen 
Rolle als Schulbegleiter. Um die Vermittlung 
dieses (Handlungs-) Wissens möglichst all-
tagsnah zu gestalten, werden Fallvignetten 
bzw. Videobeispiele genutzt und auf die ei-
gene Praxis der Schulbegleiter übertragen. 

Bestandteil bzw. Grundlage der Curricu-
lumsentwicklung ist eine Bestandsaufnah-
me von Schulbegleitung in Baden-Württem-
berg, die, neben qualitativen Interviews mit 
Schulbegleitern, Lehrern bzw. Rektoren so-
wie Eltern und insbesondere Kindern und 
Jugendlichen, eine statistische Erhebung zur 
Schulbegleitung an allen allgemein bilden-
den Schulen in Baden-Württemberg um-
fasst sowie eine Expertise zu Rechtsfragen in 
der Praxis der Schulbegleitung. Die letztge-
nannte Expertise wurde von Lydia Schöne-
cker und Dr. Thomas Meysen, Deutsches Ins-
titut für Jugendhilfe und Familienrecht 
(DIJuF) e.V. erstellt. Diese Rechtsexpertise so-
wie eine Zusammenfassung der quantitati-
ven Befragung zur Schulbegleitung in Ba-
den-Württemberg sind Bestandteil dieser 
Broschüre. Das Curriculum wird gesondert 
publiziert. 
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2 .   D A S  R E C H T  AUF  GE S E L L-
S C H A F T L IC HE  T E IL H A BE
Der Anspruch auf Teilhabe von Kindern und 
Jugendlichen mit Behinderungen in der Ge-
sellschaft ist bereits im Grundgesetz veran-
kert (Art. 3 Abs. 3 S.2 GG) und auch in Sozial-
gesetzbüchern wie etwa dem SGB IX 
(Rehabilitations- und Teilhaberecht) oder 
dem SGB VIII (Kinder- und Jugendhilferecht) 
als Definitionsmerkmal von Behinderung  
(§ 2 Abs. 2 SGB IX) bzw. als grundlegende Hal-
tung im Umgang mit Kindern und Jugendli-
chen und für eine gelingende Entwicklung 
festgehalten (§ 1 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 1 SGB VIII). 
Nicht zuletzt haben Initiativen der Vereinten 
Nationen entscheidend mit dazu beigetra-
gen, dass der Anspruch auf Teilhabe auch in 
der konkreten Gestaltung des Alltags von 
Kindern und Jugendlichen verstanden und 
zunehmend umgesetzt wurde. In der UN-
Kinderrechtskonvention (1989 verabschie-
det und 1992 von Deutschland ratifiziert), 
wurde gesellschaftliche Teilhabe neben der 
Sicherung von so genannten Basisbedürfnis-
sen und dem Schutz vor Gewalt als wichti-
ges Recht von Kindern formuliert. In der  
eingangs erwähnten UN-Behinderten
rechtskonvention wurde die gesetzliche Ver-
pflichtung, die gesellschaftliche Teilhabe 
von Kindern und Jugendlichen in allen Le-
bensbereichen sicherzustellen, noch einmal 
für Kinder und Jugendliche mit Behinderun-
gen konkretisiert. In der Konvention maß-
geblich formuliert ist auch das Recht auf in-
klusive Bildung (Art. 24 UN-BRK; Ziegenhain, 
Meysen & Fegert, 2012). 

So verstandene gesellschaftliche Teilhabe 
charakterisiert einen Paradigmenwechsel in 
der Sichtweise auf Menschen mit Behinde-
rungen. Er löst zunehmend eine lange Tradi-
tion ab, die vornehmlich auf Beeinträchti-
gungen und Defizite hin orientiert war. 
Bislang war die Sichtweise, mit Blick auf In-
tegration in die Gesellschaft, ob ein junger 
Mensch trotz dieser Defizite in unsere beste-
henden Systeme integrierbar war. Nun ist 
die Anforderung an eine inklusive Gesell-
schaft, dass unsere Bildungsangebote, unse-
re sozialen Angebote so gestaltet sein müs-
sen, dass sie Teilhabe aller Menschen mit 
und ohne Behinderung ermöglichen. Des-
halb liegen heute Schwerpunkte bei den Hil-
fen nicht mehr ausschließlich auf Fürsorge 
und Versorgung, sondern vermehrt auf der 
Förderung von Selbstbestimmung und Er-
möglichung von Inklusion, auch durch Ver-
änderungen der Rahmenbedingungen. Es 
geht also um „Zurechtkommen“ in der Ge-
sellschaft und darum, Kindern und Jugendli-
chen mit Behinderungen Teilhabe in allen 
Lebensbereichen zu ermöglichen. Tatsäch-
lich hat die WHO ein Teilhabekonzept  
formuliert, das Dimensionen so genannten 
„sozialen Funktionierens“ definiert und da-
mit ermöglicht, Teilhabekompetenzen bzw. 
Unterstützungsbedarf in unterschiedlichen 
Lebensbereichen zu bestimmen (Internatio-
nal Classification of Functioning, Disability 
and Health, ICF). 
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Damit ist der Anspruch verbunden, Kinder 
und Jugendliche mit Behinderungen umfas-
send und konsequent, je nach ihren indivi-
duellen Bedürfnissen zu unterstützen und 
zu fördern, Eine so verstandene Unterstüt-
zung und Förderung heißt im Übrigen auch, 
die Bestrebungen der Kinder und Jugendli-
chen nach Autonomie und Selbständigkeit 
zu beachten und ernst zu nehmen. Dies  
bedeutet meist sehr spezifische Besonder-
heiten und Einschränkungen zu berücksich-
tigen und ggf. zu kompensieren. Die Band-
breite von Behinderungen ist groß und 
umfasst körperliche, geistige ebenso wie 
seelische Beeinträchtigungen in unterschied- 
lichem Schweregrad bzw. unterschiedlicher 
Chronizität. Hinzu kommt, dass Kinder und 
Jugendliche mit chronischen körperlichen 
Erkrankungen häufig auch unter psychi-
schen Belastungen leiden (psychiatrische 
Komorbiditäten). Kinder und Jugendliche 
mit geistiger Behinderung leiden wiederum 
häufig auch unter körperlichen Grunder-
krankungen und haben zudem ein deutlich 
erhöhtes Erkrankungsrisiko für psychische 
Störungen oder für neurologische Erkran-
kungen. Wiederum andere Kinder und Ju-
gendliche mit einer psychischen Störung 
sind auch geistig behindert (z.B. Kanner Au-
tismus). Die Bedürfnisse der Kinder und Ju-
gendlichen sind dabei sehr unterschiedlich 
ebenso wie die Unterstützung, Förderung 
und Versorgung, die sie jeweils benötigen. 

Hinzu kommt, dass gerade bei Kindern und  
Jugendlichen mit Behinderungen auch indi-
viduell eine sehr große Variabilität in ihren 
jeweiligen Entwicklungsmöglichkeiten be-

steht. Es braucht also profundes und breites 
Wissen, damit Kinder und Jugendliche mit 
Behinderungen in ihren Entwicklungsmög-
lichkeiten realistisch eingeschätzt und ad-
äquat unterstützt und gefördert werden 
können. 

Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 
sind aber in erster Linie auch Kinder und  
Jugendliche mit all den Bedürfnissen, Ent-
wicklungsaufgaben und Problemen wie alle 
anderen Kinder und Jugendliche ohne Teilha-
bebeeinträchtigungen auch. Damit haben sie 
ein Recht darauf, dass auch ihre Bedürfnisse 
im erzieherischen Bereich wahrgenommen 
und adressiert werden. Häufig ist ihr erziehe-
rischer Bedarf im Vergleich mit Kindern und 
Jugendlichen ohne körperliche, geistige oder 
seelische Beeinträchtigung sogar erhöht (vgl. 
Fegert & Besier, 2010). Es geht also darum, Kin-
dern und Jugendlichen mit Behinderungen 
„inklusive“ Bildungs- und Unterstützungsan-
gebote anzubieten, die sie „ganzheitlich“ an-
sprechen und die individuelle Unterschiede 
ebenso wie entwicklungsaltersabhängige 
Unterschiede berücksichtigen.

Tatsächlich ist in unseren derzeitigen Sozial- 
und Leistungssystemen die Zuordnung ins-
besondere dieser letztgenannten Kinder und 
Jugendlichen mit Mehrfachbehinderungen 
ein „Problem“. Sie lassen sich nicht in „Schub-
laden“ einsortieren und „halten sich nicht“ 
an die gesetzlichen und administrativen Ab-
grenzungen zwischen den Sozialsystemen, 
wie der Kinder- und Jugendhilfe, dem Ge-
sundheitssystem oder der Eingliederungs-
hilfe und dem Schulsystem. 
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Diese Schnittstellenproblematik stellt die 
Umsetzung einer Teilhabe im oben ausge-
führten Sinn vor beträchtliche gesellschafts-
politische Herausforderungen. Sie betreffen 
alle Sozialsysteme, die für die Förderung,  
Unterstützung und Versorgung von Kindern 
und Jugendlichen mit Behinderungen zu-
ständig sind, sowie das Schulsystem. Um  
die allenthalben bekannten und beklagten  
Reibungsverluste an den Schnittstellen zwi-
schen den Systemen zu vermeiden, braucht 
es eine Gesamtzuständigkeit und eine Zu-

sammenführung der bisher heterogenen 
Zuständigkeiten. Seit vielen Jahren disku-
tiert wird die Zusammenführung der Be
lange aller Kinder und Jugendlichen im  
Leistungssystem des SGB VIII. Mit dieser so 
genannten „großen Lösung“ würden auch 
die Kinder- und Jugendlichen mit Behin
derungen unter das „Dach“ der Kinder- und  
Jugendhilfe integriert.  
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./ Schulbegleitung als Beitrag zur Inklusion

Zum Zeitpunkt der ersten Veröffentlichung 
dieser Broschüre laufen Vorhaben für ein 
Bundesteilhabegesetz im Erwachsenenalter 
mit einigen Schnittstellen (Frühförderung, 
Übergangslösung) zum Kindes- und Jugend-
alter und zur so genannten inklusiven Lö-
sung, d.h. der Gesamtzuständigkeit für Kin-
der und Jugendliche mit und ohne 
Behinderung im SGB VIII.  Dies bedeutet ein 
völliges Umdenken in Bezug auf Hilfen für 
Kinder und Jugendliche, deren Gewährung 
sich jetzt nicht mehr allein an dem Kriteri-
um der Behinderung selektiv festmachen 
lässt, sondern Teilhaberechte für alle Kinder 
und Jugendliche umsetzen muss. Dies wirft 
natürlich aus der Sicht engagierter Eltern 
immer auch die Frage nach der Bestands-
wahrung in Bezug auf bislang bestehende 
Schutzrechte für Kinder und Jugendliche mit 
Behinderung auf. Der über viele Jahre fest-
gefahrene Diskussionsprozess um die so ge-
nannte „große Lösung“, d.h. die Zuständig-
keit der Jugendhilfe für alle jungen 
Menschen, ist damit wieder in Gang gekom-
men. Tatsächlich hat der UN-Ausschuss für 
die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen der Bundesregierung in Reaktion auf 
den Staatenbericht Deutschlands eine Viel-
zahl von Handlungsempfehlungen gegeben, 
die nun im Referentenentwurf des Bundes-
teilhabegesetzes aufgegriffen werden. Dazu 
gehören auch Empfehlungen zur Zusam-
menführung von Leistungsangeboten. 

Auch im Kontext der  Reform des SGB VIII 
bzw. der "großen Lösung“ hat die Bundesre-
gierung wiederholt den konzeptuellen Be-
zug zur UN-Behindertenrechtskonvention 
und zum Teilhabegedanken hergestellt, et-
wa in ihrer Stellungnahme zum 13. Kinder- 
und Jugendbericht 2009. Die jetzt geplanten 

Reformen im SGB VIII verfolgen die Umset-
zung des Rechtsanspruchs auf gesellschaftli-
che Teilhabe von Kindern und Jugendlichen 
nach den völkerrechtlichen Vorgaben in der 
UN-Behindertenrechtskonvention. Vorgese-
hen ist eine Zusammenführung der Leistun-
gen aus der Kinder- und Jugendhilfe und der 
Eingliederungshilfe. Kinder und Jugendliche 
mit Behinderungen sollen damit Unterstüt-
zung und Leistungen aus einem System er-
halten. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Teil-
habereform und inklusive Lösung noch in 
dieser Legislaturperiode umzusetzen. Es ist 
derzeit noch zu früh, um abzuschätzen, ob 
und in welcher Weise der Gesetzgeber den 
Entwürfen folgen wird. Eine grundsätzliche 
Veränderung des gesamten sozialen Hilfe-
systems für Kinder und Jugendliche wird 
Zeit erfordern. Deshalb wird gegenwärtig 
auch über längere Übergangsfristen  bei der 
Umsetzung, bis zu fünf Jahre, diskutiert. 
Denn die Umsetzung solcher Reformen ist 
herausfordernd und verlangt Umstrukturie-
rung der bisherigen verwaltungsorganisato-
rischen Abläufe  in den beteiligten Systemen 
und über die Systeme hinweg. Ebenso lassen 
sich fachliche Qualifikationsanforderungen 
für professionelle Akteure in den Systemen 
ableiten. Es dürften Reibungsverluste auftre-
ten bzw. bestehen bleiben. Hinzu kommt, 
dass das Schulsystem in die großangelegte 
Reform des SGB VIII nicht explizit einbezo-
gen ist, also Leistungen hier auch zukünftig 
nicht „aus einer Hand“ erfolgen werden. Viel-
mehr ist es Aufgabe der Länder die gesetzli-
che Grundlage dafür zu schaffen und dafür 
zu sorgen, dass Kinder und Jugendliche mit 
Behinderungen ihr Recht auf inklusive Bil-
dung (Art. 24 UN-BRK) einlösen können. 
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Es bleibt abzuwarten, inwieweit Zusam-
menarbeit zwischen den Systemen bzw. die 
Überbrückung von Systemlücken oder –in-
kompatibilitäten bzw. von Schnittstellen, 
wie sie mit der Gesamtzuständigkeit für alle 
Kinder und Jugendlichen mit der „großen 
Lösung“ ja angestrebt wird, für die  inklusive 
Beschulung hinreichend gut verbessert wer-
den kann (vgl. Ziegenhain et al., 2012). 

Derzeit werden Schulbegleiter an allgemein 
bildenden Schulen verstärkt eingesetzt. 
Schulbegleitung ist nachrangig gegenüber 
der Verpflichtung der Schulen Kinder und Ju-
gendliche mit Behinderungen in Regelschu-
len inklusiv zu beschulen (Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe, § 10 Abs. 1 S 1 SGB 
VIIII; Leistungen der Sozialhilfe § 2 Abs. 2 SGB 
XII). Sie gleicht aber derzeit (noch) fehlende 
schulische Förderstrukturen aus, die nötig 
wären, um Kinder und Jugendliche mit Be-
hinderung eine gleichberechtigte Teilnahme 
am Unterricht zu ermöglichen. Für die Bean-
tragung, Finanzierung und Überprüfung ei-
nes Schulbegleiters sind bei körperlichen, 
geistigen oder Sinnesbehinderungen in der 
Regel die Sozialhilfe nach §54 SGB XII und bei 
seelischen Behinderungen die Jugendhilfe 
nach §35a SGB VIII zuständig. In seltenen Fäl-
len, wenn der Unterstützungsbedarf haupt-
sächlich im pflegerischen Bereich liegt, sind 
die Kostenträger nach § 37 SGB V die Kranken-
kassen (z.B. bei Katheterisierung oder Über-
prüfung des Blutzuckers bei Diabetikern). 
Schulbegleiter bewegen sich auf einem 
schwierigen Terrain zwischen einer an-
spruchsvollen Tätigkeit, die eine weiterge-
hende Qualifizierung voraussetzt, einerseits 
und fehlenden Arbeitsstrukturen anderer-
seits (Ziegenhain et al 2012; Henn, Thurn, Be-
sier, Künster, Fegert & Ziegenhain, 2014). 

3 .   S C HUL BE GL E I T UNG  IN  
B A DE N -W ÜR T T E MBE R G
Das föderale Schulsystem in Deutschland 
und die damit zusammenhängenden unter-
schiedlichen Schulsysteme und Schulgeset-
ze, erschweren deutschlandweite Aussagen 
über Schulbegleitung und die Entwicklung 
dieses Aufgabenfeldes. Die Studienlage zur 
Schulbegleitung in Deutschland ist mit ver-
einzelten Studien in einigen Bundesländern 
überschaubar (u.a. Dworschak 2010, 2012, 
2014,2015; Kißgen 2013; Zauner & Zwosta, 
2014; Deger, Jerg & Puhr, 2015). Für Baden-
Württemberg wurde im Rahmen dieses Pro-
jekts erstmals eine Vollerhebung an allen 
allgemein bildenden Schulen im Land durch-
geführt (Henn et al., 2014). Mittlerweile liegt 
für Baden-Württemberg eine weitere Befra-
gung über Schulbegleitung vor, die über die 
Sozial- und Jugendhilfeträger erfolgte (De-
ger et al., 2015). 

Mit der Erhebung an allen allgemein bilden-
den Schulen (N=3.553) in Baden-Württem-
berg (Rücklauf 47,7%) wurden Schulart und 
Schülerzahl erfragt sowie ob und wie viele 
Schulbegleiter im laufenden Schuljahr an 
dieser Schule im Einsatz sind. Darüber hin-
aus wurde erfragt, wie viele Schüler die 
Schulbegleiter jeweils begleiten und in wel-
chen Klassenstufen sie eingesetzt werden. 
Weitergehende Informationen über die in-
klusiv beschulten Kinder bzw. über die 
Schulbegleiter wurden aus datenschutz-
rechtlichen Gründen nicht erfragt. In einem 
zweiten Schritt erhielten alle Schulen, die 
Schulbegleiter einsetzten, weitere Fragebö-
gen mit der Bitte sie an diese zur Beantwor-
tung weiterzuleiten. 
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In anonymisierter Form wurden soziodemo-
graphische Daten, Rahmenbedingungen der 
Tätigkeit  (Einsatzort und –dauer, Anstel-
lungsverhältnis, Vorbereitung und Betreu-
ung z.B. von Seiten eines Trägers) sowie kon-
krete Aufgaben im Schulalltag erfragt (vgl. 
Henn et al., 2014).  

Gemäß den Ergebnissen der Befragung er-
hielten 975 Schülerinnen und Schüler eine 
Schulbegleitung. An den befragten allge-
mein bildenden Schulen in Baden-Württem-
berg waren 932 Schulbegleiter tätig. An 592 
dieser Schulen gab es mindestens einen 
Schulbegleiter bzw. eine Schulbegleiterin. 
Die Schulbegleiter waren überwiegend an 
Grundschulen (41,1%) und an kombinierten 
Grund- und Werkrealschulen/Hauptschu-
len/Realschulen (33,5%) tägig, weniger an 
Gymnasien (17,2%) und kaum an Gemein-
schaftsschulen (4,4%) bzw. an anderen Schu-
len (3,4%). Schulbegleitung wurde überwie-
gend über die Eingliederungshilfe finanziert, 
und zwar nannten etwas mehr als die Hälfte 
(57,4%) eine Finanzierung gemäß SGB VIII 
und 38,5% eine Finanzierung gemäß SGB XII. 
Nur in Einzelfällen erfolgt die Finanzierung 
über das persönliche Budget der Eltern (N=11, 
2,2%) oder über die Krankenkasse (N=9, 1,8%). 

Insgesamt beantworteten 526 Schulbegleiter 
die Fragebögen. Die von ihnen betreuten Kin-
der waren zwischen 6 und 19 Jahren alt 
(M=10.4) und hatten in knapp drei Viertel  
aller Fälle eine seelische Behinderung (häu-
figste Angabe: Autismus 59,4%). Des Weiteren 
wurden Kinder und Jugendliche  mit körperli-
cher Behinderung (17,5%) betreut, Kinder mit 
Sinnesbehinderung (10,4%), Kinder mit geisti-

ger Behinderung (8,2%)  sowie Kinder mit 
kombinierten, also mehreren Beeinträchti-
gungen (10%). 

Auffällig ist die hohe Anzahl von Kindern 
und Jugendlichen, die nach Angaben ihrer 
Schulbegleiter eine Autismus-Spektrum-
Störung hatten. Tatsächlich ist die Auftre-
tenshäufigkeit von Autismus in der Bevölke-
rung gering (<1%; Remschmidt & Kamp- 
Becker, 2011; Fombonne, 2009). Auch, wenn 
die Angaben keine Aussagen über den je-
weiligen Schweregrad der Beeinträchtigun-
gen der begleiteten Kinder erlauben und die 
Angaben aufgrund der Anonymität nicht 
validiert werden konnten, erscheinen sie 
dennoch unrealistisch hoch bzw. sind ge-
genüber den empirisch abgesicherten Häu-
figkeiten deutlich überrepräsentiert. Inter-
pretieren lässt sich, dass es zu einer selek- 
tiven Wahrnehmung bestehender (subklini-
scher) Auffälligkeiten in Diagnosekategori-
en des autistischen Spektrums gekommen 
ist. Dies führt zur sehr kritischen Frage, ob 
entsprechende Hilfen wie die Schulbeglei-
tung, teilweise erst zur Wahrnehmung be-
stimmter Probleme führen: ob bestimmte 
Problemlagen überbetont oder dramatisiert 
werden, um Hilfen zu erhalten, ob tatsäch-
lich durch Schulbegleitung Kinder, die bis-
lang exklusiv beschult wurden, in inklusive 
Beschulungsformen kommen oder nur zu-
sätzlich zu den bisher exklusiv beschulten 
Kindern, neue Kinder als Problemfälle iden-
tifiziert werden, die dann neue Hilfeformen 
erhalten. Damit einhergehend lassen sich 
aber auch Fragen nach dem Prozedere von 
Antragsstellung bzw. Bewilligung von 
Schulbegleitung stellen und danach, ob Kin-
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der mit anderen Beeinträchtigungen aus or-
ganisatorisch-praktischen oder finanzie-
rungstechnischen Aspekten heraus derzeit 

unterrepräsentiert sein könnten (vgl. Henn 
et al 2014). 

Aufgabe häufig  manchmal nie

Unterstützung bei der Umsetzung von Unterrichtsanforderungen 

Strukturierung Einzelarbeit 56,60% 33,80% 9,60%

Aktivierung zur Unterrichtsteilnahme 54,30% 31,90% 13,80%

Unterstützung Gruppenarbeiten 46,10% 42,70% 11,10%

Unterstützung Rechnen, Schreiben/Lesen 45,60% 37,00% 17,40%

Unterstützung bei kreativer Arbeit 34,60% 40,60% 24,80%

Anpassung Unterrichtsmaterialien 24,30% 46,80% 28,90%

Unterstützung Lehrer beim Unterrichten 14,20% 37,00% 48,90%

Unterstützung bei der Emotionsregulation

Selbstwertsteigerung 52,50% 39,60% 7,90%

Stressniveau reduzieren 43,80% 41,50% 14,70%

Unterstützung bei Konfliktklärung 41,50% 45,60% 12,90%

Auszeiten ermöglichen 27,30% 54,10% 18,60%

Unterstützung bei Mobilitätseinschränkungen und pflegerischen Tätigkeiten 

Unterstützung bei Raumwechseln 27,30% 30,00% 42,70%

Unterstützung beim Toilettengang 10,40% 12,50% 77,00%

Medikationsgabe 3,70% 6,10% 90,20%

Überwachung medizinische Geräte/Werte 2,60% 4,50% 92,90%

Außerunterrichtlicher Bereich 

Gespräche mit den Eltern 63,30% 33,30% 3,40%

Gespräche mit den Lehrern/Schule 57,20% 39,60% 3,20%

an Hilfeplangesprächen teilnehmen 49,70% 35,60% 14,70%

Berichte schreiben 29,90% 47,10% 23,00%

Vermitteln zw. Schule-Schüler-Eltern 29,00% 50,60% 20,40%

an Klassenkonferenzen teilnehmen 8,30% 39,30% 52,40%

Hausaufgaben betreuen 7,80% 15,60% 76,60%

Tabelle 1. Aufgaben der befragten Schulbegleiter (N=526)

AUFGABEN DER BEFR AGTEN SCHULBEGLEITER
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Mit der zunehmenden Umsetzung der UN-
BRK dürften in der Zukunft Kinder und  
Jugendliche mit anderen Behinderungsfor-
men vermehrt inklusive Bildung beanspru-
chen und die tatsächliche Vielfalt an Beein-
trächtigungen im Spektrum von seelischer, 
körperlicher oder geistiger Behinderung 
auch im Kontext von Schulbegleitung abbil-
den. Damit benötigen Schulbegleiter ein 
breites Grundlagenwissen und spezifische 
Handlungskompetenzen, um allen Kindern 
und Jugendlichen mit Beeinträchtigungen 
gerecht zu werden. Tatsächlich wird bereits 
jetzt von Schulbegleitern ein hohes Maß an 
Flexibilität verlangt. Die betreuten Kinder 

und Jugendlichen haben je nach ihrer Be
einträchtigung unterschiedliche Bedürf
nisse und benötigen unterschiedliche Unter-
stützung.  Die Schulbegleiter gaben ein brei- 
tes Spektrum von Tätigkeiten an. Danach 
unterstützten sie die von ihnen betreuten 
Schülerinnen und Schüler je nach ihren Be-
dürfnissen und Beeinträchtigungen bei der 
Umsetzung von Unterrichtsanforderungen, 
bei der Emotionsregulation, bei Mobilitäts
einschränkungen sowie im pflegerischen 
Bereich. Zudem übernahmen sie organisato-
rische und vermittelnde Aufgaben (Tabelle 1, 
vgl. Henn et al., 2014).
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4 .   FA Z I T

Schulbegleitung trägt mittlerweile wesent-
lich dazu bei, dass der Rechtsanspruch von 
Kindern und Jugendlichen gleichberechtigt 
unterrichtet zu werden, eingelöst werden 
kann. Zumindest im – voraussichtlich noch 
länger andauernden – Übergangsmanage-
ment hin zu einer „inklusiven Schule“ ist 
Schulbegleitung nicht mehr wergzudenken. 
Für inklusive Bildung, die den Bedürfnissen 
der Kinder und Jugendlichen mit Behinde-
rungen tatsächlich gerecht wird, braucht es 
allerdings gleichermaßen weitergehende 
Qualifizierung als auch strukturelle Verän-
derungen. 

Bisher gibt es für Schulbegleitung kein aner-
kanntes Profil der Tätigkeit bzw. der Aufga-
ben. Das interdisziplinäre Curriculum 
„Schulbegleiter“ versteht sich als Beitrag die-
se Lücke zu füllen. Es wurde mit Finanzie-
rung der Baden-Württemberg Stiftung ent-
wickelt und wird, nach einer erfolgreich 
abgeschlossenen Erprobungsphase, derzeit 
an „Multiplikatoren“ vermittelt. Damit wird 
vorbereitet, dass das Curriculum auch nach 
Abschluss des Projektes breit und nachhaltig 
angeboten werden kann. 

Die unterschiedlichen Systeme bzw. Struk-
turen, in denen sich Schulbegleiter bewegen, 
macht es nicht immer einfach, Zuständigkei-
ten bzw. Aufgaben und Tätigkeiten eindeu-
tig zu definieren und voneinander abzu-
grenzen. Auch deswegen wurde die im 
Folgenden publizierte Expertise zu „Rechts-
fragen in der Praxis der Schulbegleitung“ 
von Lydia Schönecker und Dr. Thomas Mey-
sen, Deutsches Institut für Jugendhilfe und 
Familienrecht (DIJuF) e.V., im Rahmen des 
Projektes erstellt. Die Autoren verstehen die 
Expertise als „Orientierungshilfe“ für die 
Praxis. Die Expertise bezieht sich in einem 
Projekt der Baden-Württemberg Stiftung 
konsequenterweise zuvörderst auf das ba-
den-württembergische Schulgesetz, wie es 
seit August 2015 in Kraft ist. Dennoch dürfte 
die Expertise  auch über Baden-Württem-
berg hinaus wertvolle Orientierungshilfen 
für Entscheidungsträger in (Fach-) Politik 
und Praxis geben. Tatsächlich werden darin 
erstmalig die derzeitig bestehenden Rechts-
grundlagen zusammengefasst und aufgear-
beitet.
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./ Rechtsfragen in der Praxis der Schulbegleitung 

Expertise des Deutschen Instituts für Jugendhilfe und Familienrecht (DIJuF) e.V. 
 
im Projekt Schulbegleiter der Baden-Württemberg Stiftung in Zusammenarbeit mit der  
Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie des Universitätsklinikums Ulm

Erarbeitet von Lydia Schönecker und Thomas Meysen

RECHTSFRAGEN IN DER PRAXIS 
DER SCHULBEGLEITUNG 
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./ Einleitung

Seit März 2009 gilt in Deutschland die  
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) 
und damit auch das darin enthaltene Recht 
von Menschen mit Behinderungen auf in-
klusive Bildung (Art. 24 UN-BRK). Um dieser 
völkerrechtlichen Regelung zur Geltung zu 
verhelfen, ist es in innerstaatliches Recht 
umzusetzen.1 Die Aufgabe obliegt den Län-
dern, die in Deutschland die Gesetzgebungs-
kompetenz für den Bereich Bildung inne
haben. Sie stehen in der Verantwortung, 
gesetzlich wie praktisch die Voraussetzun-
gen dafür zu schaffen, dass im Regelschul-
system auch Schüler mit Behinderungen 
gleichberechtigt unterrichtet werden kön-
nen. In diesem Sinne ist auch der baden-
württembergische Gesetzgeber aktiv gewor-
den und hat entsprechende Änderungen im 
Schulgesetz vorgenommen, die seit dem 1. 
August 2015 in Kraft sind.

Nicht nur in Baden-Württemberg, sondern 
bundesweit steigen die Zahlen von Schulbe-
gleitungen kontinuierlich an, seitdem das 
Thema „inklusive Schule“ in Politik wie Pra-
xis angekommen ist und Tempo aufgenom-
men hat. Es handelt sich bei dieser Integrati-
onshilfe jedoch „klassischerweise“ um 
Individualhilfen aus anderen Systemen (So-
zialhilfe, Jugendhilfe, Krankenkasse), die ei-
nem Schüler mit Behinderungen gewährt 
werden, damit dieser an der schulischen Bil-
dung tatsächlich teilhaben kann. Diese Ent-
wicklung zeugt davon, dass das System 
Schule es mit eigenen Mitteln (noch) nicht 
ausreichend geschafft hat, inklusive Beschu-

lung zu ermöglichen und in den Regelschu-
len durch infrastrukturelle Vorkehrungen si-
cherzustellen.

Diese Diskrepanz sorgt seit einiger Zeit für 
vielfältigen Diskussionsstoff:2

▶▶ �Kommunen beklagen die Verschiebung 
der finanziellen Verantwortung für die 
Landesaufgabe der Sicherstellung der 
schulischen Bildung auf ihre Haushalte. 
Einige wehren sich mit Klagen, andere 
fordern – z.T. erfolgreich und gestützt 
durch ihre kommunalen Spitzenverbände 
– entsprechenden finanziellen Ausgleich.

▶▶ �Auch aus fachlicher Perspektive gibt 
es kaum auflösbare Widersprüche: Es 
besteht die berechtigte Erwartung und 
Notwendigkeit zur strukturellen Weiter-
entwicklung des schulischen Systems. 
Schulbegleitungen als 1:1-Hilfen erzielen 
wenig inklusive Wirkungen im Grup-
pengeschehen der Schule und können 
daher kaum dauerhaften Ersatz für die 
schulischen Entwicklungsnotwendig-
keiten hin zu einem inklusiven System 
bieten. Gleichzeitig liegt gegenwärtig in 
dieser Hilfe regelmäßig die einzige Mög-
lichkeit, den Anspruch auf Teilhabe an 
Bildung in Regelschulen – zumindest im 
Sinne von Integration – einzulösen. Im 
Ergebnis ein wahrer Balanceakt: Wieviel 
Unterstützung zum Ausgleich schulischer  
Umsetzungsdefizite ist zu leisten, ohne 
einerseits schulische Weiterentwicklung 

A. 	 EINLEITUNG
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zu bremsen, ggf. sogar Rückzugseffekte 
zu befördern und andererseits Zurückhal-
tung zu Lasten und auf Kosten der einzel-
nen Schüler zu provozieren?

Die Praxis ist gefordert, sich in diesen Wider-
sprüchen zu bewegen.3 Das Projekt „Schulbe-
gleiter“ (4/2013 – 3/2017) der Baden-Würt-
temberg Stiftung in Zusammenarbeit mit 
der Klinik für Kinder- und Jugendpsychiat-
rie/Psychotherapie des Universitätsklini-
kums Ulm, will durch die Entwicklung und 
Erprobung eines interdisziplinären Fortbil-
dungscurriculums für Schulbegleiter hierzu 
einen hilfreichen Beitrag leisten. In diesem 
Sinne dient auch die vorliegende Rechtsex-
pertise als Baustein bei der Erstellung des 
Curriculums sowie zum vertiefenden Nach-
lesen im Falle von Nachfragen im Rahmen 
der Fortbildung. Zugleich soll diese Aufarbei-
tung der derzeit bestehenden Rechtsgrund-
lagen der Praxis insgesamt – Entscheidungs-
trägern in Politik und Verwaltung, der 
Fachpolitik und -praxis sowie ggf. Hilfebe-
rechtigten selbst – Orientierung geben. Sie 
bezieht sich dabei z.T. auf rechtliche Grund-
lagen, die derzeit im Zuge des Bundesteil
habegesetzes und gesetzgeberischer Pla-
nungen einer Gesamtzuständigkeit der 
Kinder- und Jugendhilfe überdacht werden. 
Aufgrund der aktuellen Unabsehbarkeit, ob 
und ggf. wann welche konkreten Gesetzes-
neuregelungen tatsächlich relevant werden 
und da in jedem Fall mit längeren Über-
gangsfristen zu rechnen ist, wird diese Ori-
entierungshilfe für die Praxis bis auf weite-
res Gültigkeit beanspruchen können.

Inhaltlich gliedert sich die Rechtsexpertise 
in drei größere Abschnitte. Als erstes geht es 
um die Akteure, die gesetzlich Verantwor-
tung für die inklusive Beschulung junger 
Menschen mit Behinderungen tragen (Schu-
len, Träger der Eingliederungshilfe, Kranken-
kassen) und deren Verantwortungsverhält-
nis zueinander im Allgemeinen (Teil B.) 
sowie die Abgrenzungsfragen bezüglich ein-
zelner Aufgabenbereiche im Speziellen (Teil 
C.). In einem zweiten Abschnitt werden kon-
krete rechtliche Fragen aus dem Praxisalltag 
von Schulbegleitern beantwortet, insb. sol-
che, die sich aus ihrer Schnittstellentätigkeit 
(Eingliederungshilfe in der Schule) ergeben 
(Teil D.). Als Bewertungsgrundlage sind zwar 
grundsätzlich die (schul)rechtlichen Rege-
lungen in Baden-Württemberg zugrunde ge-
legt; hinsichtlich der allgemeinen Wertun-
gen lassen sich die Ausführungen jedoch 
weitgehend auch auf Sachverhalte in ande-
ren Bundesländern übertragen. Wenngleich 
der Fokus des vorliegenden Projekts nicht 
unmittelbar hierauf gerichtet ist, so werden 
in der Praxis wie auch (fach)politisch  derzeit 
zunehmend Überlegungen angestellt, ob 
und inwiefern sich Schulbegleitungen aus 
der typischen 1:1-Betreuung in eine struktu-
rell im Gruppengeschehen der Schule veran-
kerte Hilfe entwickeln lassen. Rechtssyste-
matische Überlegungen zu den sog. 
„Pool-Lösungen“ finden sich im letzten Ab-
schnitt (Teil E.).
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I .   V E R A N T W OR T UNG  DE R  S C HUL E 
F ÜR  DIE  BIL D UNG  JUNGE R  ME N -
S C HE N  MI T  BE HINDE RUNGE N

1.	 EIGENSTÄNDIGER ERZIEHUNGS- UND BILDUNGS-
AUF TR AG DER SCHULEN
Die (öffentlichen) Schulen stehen in der Ver-
antwortung, den im Grundgesetz,4 der Ver-
fassung des Landes Baden-Württemberg 
(LVerf BW)5 sowie im Schulgesetz Baden-
Württemberg (SchulG BW)6 verankerten ei-
genständigen Erziehungs- und Bildungsauf-
trag für Kinder und Jugendliche zu 
verwirklichen.7 Bei der Erfüllung dieses Auf-
trags haben sie das verfassungsmäßige 
Recht der Eltern zur Mitbestimmung der Er-
ziehung und Bildung ihrer Kinder zu ach-
ten.8 Im Bereich der Schule stehen somit das 
staatliche und das elterliche Erziehungs-
recht grundsätzlich nebeneinander.9

2.	 SCHULRECHTLICHE UMSE T ZUNG DES ERZIE-
HUNGS- UND BILDUNGSAUF TR AGS IN BEZUG AUF 
JUNGE MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN IN BADEN-
W ÜRT TEMBERG
Zum 1. August 2015 ist das „Gesetz zur Ände-
rung des Schulgesetzes Baden-Württemberg 
und anderer Vorschriften“10 in Kraft getre-
ten, das in Art.  1 zur landesrechtlichen Um-
setzung des Anspruchs von Schülern mit 
Behinderungen auf inklusive Beschulung 
insb. die folgenden Änderungen vorgenom-
men hat:

▶▶ �§ 3 Abs. 3 SchulG BW bezieht diese nun-
mehr ausdrücklich in das allgemeine 
Bildungssystem ein und betont das 
gemeinsame Lernen von Schülern mit 
und ohne Behinderungen.

▶▶ �In der Regelung des § 15 SchulG BW – 
Sonderpädagogische Beratungs-, Unter-
stützungs- und Bildungsangebote in 
allgemeinen Schulen und sonderpädago-
gischen Bildungs- und Beratungszentren 
– sind nunmehr folgende Vorgaben von 
zentraler Bedeutung:

»» �der Erziehungs- und Bildungsauf-
trag gegenüber Schülern mit einem 
Anspruch auf ein sonderpädagogi-
sches Beratungs-, Unterstützungs- 
und Bildungsangebot gehört grund-
sätzlich zur Aufgabe aller Schulen 
(Abs. 1 S. 1); 

B. 	 VERANTWORTUNG FÜR  
INKLUSIVE SCHULBILDUNG 
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»» �die bisherigen Sonderschulen wer-
den zu sog. sonderpädagogischen 
Bildungs- und Beratungszentren 
umgewandelt, die in der Regel in 
Typen (= Förderschwerpunkte nach 
Abs. 1 S. 3 Nr. 1 bis 8) geführt werden; 
diese sollen die allgemeinen Schulen 
unterstützen, stehen aber auch wei-
terhin als ein möglicher Förderort zur 
Verfügung (Abs. 2 S. 1 und S. 2) – auch 
in Form des gemeinsamen Unterrichts 
von Schülern mit und ohne Behinde-
rungen (Abs. 5);

»» �beim Besuch einer allgemeinen 
Schule werden allgrundsätzlich auch 
die Schüler mit Behinderungen zu 
den Bildungszielen der allgemeinen 
Schule geführt (Abs. 1 S. 2); soweit 
der besondere Anspruch der Schüler 
jedoch eigene Bildungsziele erfordert, 
kann in der Primarstufe und Sekun-
darstufe I auch ein zieldifferenter 
Unterricht erfolgen (= Abweichung 
von Bildungszielen und Leistungsan-
forderungen, Abs. 4)

▶▶ �Die „Besonderen Regelungen für Schüler 
mit Anspruch auf ein sonderpädagogi-
sches Bildungsangebot“ sind in §§ 82 bis 
84a SchulG BW enthalten und sehen im 
Wesentlichen die folgenden Eckpunkte vor:

»» �§ 82 SchulG BW befasst sich mit der  
Feststellung des Anspruchs auf ein 
sonderpädagogisches Bildungsange-
bot:

›› �der Anspruch besteht von vornher-
ein nicht, wenn der Schüler mithilfe 
sonderpädagogischer Beratung und 
Unterstützung dem Unterricht an 
der allgemeinen Schule folgen kann 
(Abs. 1 S. 3);

›› �Prüfung und Feststellung obliegt 
der Schulaufsichtsbehörde (Abs. 1 
S. 1, Abs. 2);

›› �Einleitung des Feststellungsver-
fahrens: grds. auf Antrag der Eltern 
(Abs. 2 S. 1); ausnahmsweise durch 
die Schulaufsichtsbehörde selbst 
oder auf Antrag der allgemeinen 
Schule, wenn ansonsten dem 
Bildungsanspruch des Kindes bzw. 
Jugendlichen nicht entsprochen 
werden kann oder die Bildungs-
rechte von Mitschülern beeinträch-
tigt werden (Abs. 2 S. 2);

›› �auf Verlangen der Schulaufsichts-
behörde haben sich die Kinder bzw. 
Jugendlichen an der sonderpädago-
gischen Diagnostik (einschl. Schul-
leistungsprüfung, Intelligenztest) zu 
beteiligen und vom Gesundheitsamt 
untersuchen zu lassen (Abs. 2 S. 3);
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»» �§ 83 SchulG BW regelt den Ablauf des 
Beratungs- und Entscheidungsverfah-
rens bzgl.  der Wahl/Bestimmung des 
Lernorts:

›› �Zunächst soll die Schulaufsichts-
behörde die Eltern umfassend über 
die schulischen Angebote – sowohl 
an allgemeinen Schulen als auch 
an sonderpädagogischen Bildungs- 
und Beratungszentren – beraten 
(Abs. 1);

›› �Anschließend können die Eltern 
wählen, ob der Bildungsauftrag 
ihres Kindes an einer allgemeinen 
Schule oder einem sonderpädagogi-
schen Bildungs- und Beratungszen-
trum erfüllt werden soll; allerdings 
nur in der Primarstufe und Sekun-
darstufe I (Abs. 2);

›› �Wünschen die Eltern den Besuch 
einer allgemeinen Schule, hat die 
Schulaufsichtsbehörde rechtzeitig 
eine Bildungswegekonferenz durch-
zuführen. Dort werden die Beschu-
lungsmöglichkeiten an konkreten 
allgemeinen Schulen erörtert; am 
Ende der Beratungen schlägt die 
Schulaufsichtsbehörde den Eltern 
ein Bildungsangebot an einer allge-
meinen Schule vor (Abs. 3);

›› �Abweichend von der nach der 
Bildungswegekonferenz erfolgten 
Wahl der Eltern kann die Schul-
aufsichtsbehörde festlegen, dass 
der Anspruch an einer anderen 
allgemeinen Schule erfüllt wird, 
wenn an der gewählten Schule auch 

mit besonderen und angemesse-
nen Vorkehrungen der berührten 
Stellen die fachlichen, personellen 
und sächlichen Voraussetzungen 
zur Erfüllung des Anspruchs nicht 
geschaffen werden können (Abs. 4 
S. 1 Halbs. 1); in besonders gelagerten 
Einzelfällen kann sie auch festlegen, 
dass der Anspruch an einem son-
derpädagogischen Bildungs- und 
Beratungszentrum erfüllt wird  
(Abs. 4 S. 1 Halbs. 2).

»» �§ 84 SchulG BW sieht darüber hinaus 
Sonderregelungen zur Schulpflicht 
vor, insb. wann diese für Schüler mit 
einem Anspruch auf ein sonderpäda-
gogisches Bildungsangebot verlängert 
werden kann.

»» �Durch § 84a SchulG BW wird zudem 
das Kultusministerium ermächtigt, 
noch durch Rechtsverordnung beson-
dere Bestimmungen zu erlassen, z.B.:

›› �zum Feststellungsverfahren nach 
§ 82 SchulG BW,

›› �zur Ausübung des elterlichen 
Wunsch- und Wahlrechts (§ 83 
SchulG BW),

›› �zum zieldifferenzierten Unterricht 
nach § 15 Abs. 4 SchulG BW.
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Zeitgleich mit den Änderungen des Schulge-
setzes trat zudem das „Gesetz zum Ausgleich 
kommunaler Aufwendungen für die schuli-
sche Inklusion“ (SchulInklkomAusglG BW)11 
in Kraft, das seitens des Landes einen finan-
ziellen Ausgleich für die auf Seiten der Kom-
munen für die schulische Inklusion anfallen-
den Kosten vorsieht und zwar

1. �gegenüber den Schulträgern der öffentli
chen allgemeinen Schulen:

»» �für laufende Schulkosten einen Pro-
kopfbetrag für jeden Schüler, der auf-
grund eines festgestellten Anspruchs 
auf ein sonderpädagogisches Bil-
dungsangebot inklusiv beschult wird; 
Schüler mit dem Förderschwerpunkt 
Lernen werden allerdings nur mit 
hälftigem Prokopfbetrag berücksich-
tigt (§ 1 Abs. 2 SchulInklkomAusglG 
BW);

»» �vollständiger Ersatz baulicher Auf-
wendungen, wenn diese nur deshalb 
entstanden sind, weil infolge der  
Entscheidung der Schulaufsichtsbe-
hörde für die inklusive Beschulung 
Umbauten erfolgen mussten  
(§ 1 Abs. 4 SchulInklkomAusglG BW).

2. �gegenüber den Trägern der Eingliede-
rungshilfe (Jugend- und Sozialhilfe):

»» �pauschalierter Finanzausgleich 
für die kostentragenden Stadt- und 
Landkreise in Form von Prokopf-
beträgen für alle Schüler, denen 
Leistungen nach § 35a SGB VIII bzw. 
§§ 53, 54 SGB XII zur Sicherstellung 
der inklusiven Beschulung gewährt 

wurden (insb. Schulbegleitung, § 2 
SchulInklkomAusglG BW); dabei sind 
auch die Schüler mit einbezogen, 
für die kein Anspruch auf ein son-
derpädagogisches Bildungsangebot 
festgestellt wurde; demgegenüber 
bleiben allerdings die Schüler mit 
einem Anspruch auf ein sonderpäda-
gogisches Bildungsangebot mit dem 
Förderschwerpunkt Lernen außen vor, 
da hier davon ausgegangen wird, dass 
sie in der Regel keinen Anspruch auf 
Eingliederungshilfe haben.12

Dabei beträgt die Gesamthöhe des zu leis-
tenden Ausgleichs – gestaffelt nach Schul-
jahren:

▶▶ für die Jugendhilfe:� 5,7 Mio EUR (2015/16)
		�   7,6 Mio EUR (2016/17)
		�   9,5 Mio EUR (2017/18)
		�   9,5 Mio EUR (2018/19)

▶▶ für die Sozialhilfe:� 6,4 Mio EUR (2015/16)
		�   8,6 Mio EUR (2016/17)
		�   10,7 Mio EUR (2017/18)
		�   10,7 Mio EUR (2018/19)
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I I .   GRUND S ÄT Z L IC HE  Z U S TÄ N -
DIGK E I T S V E R T E IL UNG  Z W I S C HE N 
S C HUL E ,  E INGL IE DE RUNG S HIL F E 
UND  K R A NK E NK A S S E

1.	 IM „KERNBEREICH DER PÄDAGOGISCHEN AR-
BEIT“: AUS SCHLIES SLICHE VER ANT WORTUNG VON 
SCHULE
Für die Beschulung – auch für behinderte 
junge Menschen – besteht gegenüber den 
Trägern der Eingliederungshilfe (Sozial- und 
Jugendhilfeträger) eine grundsätzlich vor-
rangige Zuständigkeit der öffentlichen 
Schulverwaltung. Für die Träger der Jugend-
hilfe ist dieser Vorrang seit 2005 klarstellend 
in § 10 Abs. 1 S. 1 SGB VIII genannt.13 Der Nach-
rang der Sozialhilfeträger ist in § 2 Abs. 2 S. 1 
SGB  XII festgehalten. Grundvoraussetzung 
des Eingreifens dieser Vorrang-Nachrang-
Regelungen ist jedoch, dass in beiden Syste-
men (Schule und Eingliederungshilfe) tat-
sächlich kongruente, d.h. vergleichbare 
(Leistungs-)Pflichten bestehen.14 

In der Rechtsprechung – insb. durch das Bun-
dessozialgericht (BSG) in seiner „Montessori-
Entscheidung“15 – wurde allerdings ein sog. 
„Kernbereich der pädagogischen Arbeit“ he-
rausgearbeitet, der von dieser Aufgabenkon-
kurrenz von vornherein ausgenommen ist, 
da er nicht Bestandteil von Sozialleistungen 
sein kann.16 Innerhalb dieses Kernbereichs 
kann es zu keinen Überschneidungen zwi-
schen schulischen Aufgaben und Eingliede-
rungshilfeleistungen kommen, weil diese 
allein der Schule obliegen. Sie sind daher der 
Vorrang-Nachrang-Prüfung entzogen. 

Über die Frage, ob und ggf. welche Leistun-
gen der Schulbegleitung unter den sog. 
„Kernbereich der pädagogischen Arbeit“ ge-
fasst werden, besteht ein juristischer Streit:

Ausgehend von der Rechtsprechung des 
BSG17 fasst die ganz überwiegende Ansicht 
(insb. auch die baden-württembergischen 
Gerichte)18 diesen Kernbereich sehr eng und 
bestimmt ihn

�„nach der Gesetzessystematik nicht 
unter Auslegung der schulrechtli-
chen Bestimmungen, sondern der 
sozialhilferechtlichen Regelung. 
Dies ergibt sich zum einen daraus, 
dass § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB XII 
ausdrücklich anordnet, die Bestim-
mungen über die Ermöglichung der 
Schulbildung im Rahmen der allge-
meinen Schulpflicht sollten unbe-
rührt bleiben. Die schulrechtlichen 
Verpflichtungen stehen mithin 
grundsätzlich neben den sozialhil-
ferechtlichen, ohne dass sie sich 
gegenseitig inhaltlich beeinflussen. 
Zum anderen normiert § 54 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 SGB XII lediglich Hilfen, 
mithin unterstützende Leistungen, 
überlässt damit die Schulbildung 
selbst aber den Schulträgern.“19
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Demzufolge zählen inhaltlich zu diesem 
Kernbereich

�„alle schulischen Maßnahmen, die 
dazu dienen, die staatlichen Lehrziele 
zu erreichen, in erster Linie also der 
(unentgeltliche) Unterricht, der die für 
den erfolgreichen Abschluss notwen-
digen Kenntnisse vermitteln soll.“20

Nach Ansicht der höchstrichterlichen Rechtspre-
chung von Bundesverwaltungsgericht und Bundes-
sozialgericht und der überwiegenden Auffassung 
in der Literatur ist der „Kernbereich der pädagogi-
schen Arbeit“ – der allein der Schule, d.h. den 
Lehrkräften, vorbehalten ist und in dem Leistun-
gen der Schulbegleitung nach SGB VIII und SGB XII 
nicht in Betracht kommen – auf die reine Stoff- 
und Wissensvermittlung begrenzt.

Demgegenüber vertreten vereinzelte Stim-
men in Rechtsprechung21 und Literatur22 (die 
in Baden-Württemberg insb. bei Kommu
nalvertretern allerdings starkes Echo  
gefunden haben) eine sehr weite – aus  
schulrechtlicher Perspektive vorgenomme-
ne – Auslegung und lassen alles, was im je-
weiligen Landesschulrecht als Aufgabe von 
Schule definiert ist, unter diesen Kernbereich 
fallen. 

Da nunmehr auch die Aufgabe, eine inklusi-
ve Beschulung zu gewährleisten, im Schul-
gesetz festgeschrieben ist,23 sei auch diese 
vom Kernbereich erfasst und läge damit in 
der alleinigen Verantwortung von Schule.24

Die Forderung nach einer – auch die Bedarfe 
junger Menschen mit Behinderungen in den 
Blick nehmenden – Erweiterung des Begriffs 
von „Bildung“ ist verständlich und wird 
nicht zuletzt auch durch die UN-BRK selbst 
eingefordert.25 Die entsprechenden schulge-
setzlichen Erweiterungen sind zwischen-
zeitlich bundesweit erfolgt.26

Aus juristischer Perspektive erscheint es je-
doch verfehlt, sämtliche Ergänzungen des – 
jeweils landesrechtlich definierten – Bil-
dungsverständnisses in den „Kernbereich 
der pädagogischen Arbeit“ hineinzuziehen. 
In der Konsequenz hätte eine solche Ausle-
gung nämlich nicht nur ein jeweils landes-
spezifisches Kernbereichs-Verständnis zur 
Folge. Im Ergebnis bliebe auch kein Vorrang-
Nachrang- bzw. Überschneidungsbereich 
mit anderen Systemen mehr übrig, die mög-
licherweise ebenfalls für inhaltliche (Teil-)
Bereiche zuständig sind. Vielmehr wären 
Schulen dann – im jeweiligen Definitions-
rahmen ihres Bildungs- und Erziehungsauf-
trags – stets alleinzuständig. Dass dies nicht 
gemeint sein kann, soll ein kurzes Beispiel 
veranschaulichen: Auch „Erziehung“ ist re-
gelmäßig ein Bestandteil des Bildungsauf-
trags von Schule.27 Gleichwohl erscheint 
selbstverständlich, dass dies nicht dazu füh-
ren kann, dass durch diese Einbeziehung die 
Aufgabe „Erziehung“ zum allein von Schule 
zu verantwortenden „Kernbereich der päda-
gogischen Arbeit“ zu zählen ist, mit der Kon-
sequenz, dass z.B. erzieherische Leistungen 
der Kinder- und Jugendhilfe nach SGB  VIII 
daneben von vornherein ausgeschlossen 
wären. 
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Nichts Anderes kann auch hinsichtlich eines 
inklusionserweiterten Bildungsverständnis-
ses gelten: Schule wird dadurch ebenfalls 
nicht zum Alleinverantwortlichen, aber ex-
plizit und konkretisiert zum (vorrangigen) 
Mit-Zuständigen (dazu sogleich unter B.II.2.).

Unterfällt eine Leistung dem Kernbereich der 
pädagogischen Arbeit, ist sie von vornherein der 
Vorrang-Nachrang-Prüfung entzogen. Es entsteht 
folglich keine Leistungspflicht des Trägers der 
Eingliederungshilfe, auch keine nachrangige. Ju-
gend- bzw. Sozialhilfeträger haben insofern keine 
Aufgabe, „Bildung“ als solche zu leisten, sondern 
nur „Hilfen zur [Teilhabe an einer] angemessenen 
Schulbildung“ (§ 54 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB XII).

Für die Frage, ob die Tätigkeiten der Schulbeglei-
tung in den Kernbereich fallen oder nicht, ist somit 
jeweils zu prüfen, ob diese als – eigentlich dem 
Lehrer vorbehaltene – Schulbildung im Sinne der 
Vermittlung von Lerninhalten anzusehen sind 
(dann im Kernbereich) oder als lediglich den 
Lehrer unterstützende „Hilfen zur Schulbildung“ 
einzuordnen sind (dann außerhalb des Kernbe-
reichs).

2.  ERFÜLLUNG DES ( WEITEREN ) BILDUNGSAUF-
TR AGS: PRIMÄRE VER ANT WORTUNG VON SCHULE
Wird die Zuordnung zum „Kernbereich der 
pädagogischen Arbeit“ verneint, ist mitun-
ter das folgenreiche Missverständnis zu be-
obachten, die in Frage stehenden Leistungen 
bzw. Aufgaben könnten in diesem Fall von 
Schule nicht gefordert oder erbracht werden. 
Doch das Gegenteil ist der Fall. Denn bewegt 
man sich denklogisch außerhalb des „Kern-
bereichs der pädagogischen Arbeit“, bedeu-
tet dies – nach dem unter B.II.1. dargelegten 
– allein, dass nunmehr die Vorrang-Nach-
rang-Prüfung eröffnet ist.

Daher gilt für Leistungen bzw. Aufgaben au-
ßerhalb des Kernbereichs im Grundsatz zu-
nächst ebenfalls eine primäre Verantwor-
tung von Schule festzuhalten. An dieser 
Stelle kommt der sehr viel weiter gefasste 
Erziehungs- und Bildungsauftrag von Schu-
len zum Tragen und erklärt diese eben nicht 
nur für Bildung im engeren Sinne (Kernbe-
reich) zuständig. So heißt es in § 1 Abs. 2 S. 2 
SchulG BW zur Präzisierung des Erziehungs- 
und Bildungsauftrags (auszugsweise wie-
dergegeben):

„Über die Vermittlung von Wissen,  
Fähigkeiten und Fertigkeiten 
hinaus ist die Schule insbesondere 
gehalten, die Schüler

»» �in Verantwortung vor Gott, im 
Geiste christlicher Nächstenliebe, zur 
Menschlichkeit und Friedensliebe, 
in der Liebe zu Volk und Heimat, zur 
Achtung der Würde und der Überzeu-
gung anderer, zu Leistungswillen und 
Eigenverantwortung sowie zu sozialer 
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Bewährung zu erziehen und in der 
Entfaltung ihrer Persönlichkeit und 
Begabung zu fördern,

»» […]

»» �auf die Mannigfaltigkeit der Lebens-
aufgaben und auf die Anforderungen 
der Berufs- und Arbeitswelt mit ihren 
unterschiedlichen Aufgaben und 
Entwicklungen vorzubereiten.“

Dieses sehr viel weiterreichende Verständ-
nis von Bildung – das sich nicht nur im Er-
werb kognitiver Fähigkeiten, der Aneignung 
von Wissen und Erlernen von Lesen, Schrei-
ben, Rechnen, etc. erschöpft – findet sich als 
proklamiertes Selbstverständnis nicht nur in 
zahlreichen weiteren Schulgesetzen. Auch 
beispielsweise der 12. Kinder- und Jugendbe-
richt „Bildung, Betreuung und Erziehung vor 
und neben der Schule“ fordert Bildung zu 
verstehen als 

„die umfassende Aneignung  
derjenigen Fähigkeiten und Fertig-
keiten, jenes Wissens und Könnens, 
das zu einer eigenständigen Lebens
führung im Erwachsenenalter 
notwendig ist“.28 

Und noch mehr: Es deckt sich auch mit eben 
jenem Bildungsverständnis, mit dem die 
UN-BRK die Vertragsstaaten in die Pflicht 
nimmt, auch Menschen mit Behinderungen 
Bildungswege und -prozesse zu eröffnen, die 
die „Persönlichkeit, Begabungen, Kreativität 
sowie geistigen und körperlichen Fähigkei-
ten zur vollen Entfaltung bringen“ können 
(vgl Art. 24 Abs. 1 Buchst. b UN-BRK).

Vor diesem Hintergrund hat Schule selbst-
verständlich in vorrangiger Verantwortung 
auch außerhalb des Kernbereichs seinem 
umfangreichen Erziehungs- und Bildungs-
auftrag nachzukommen. Spätestens seit den 
Schulgesetzreformen mit der Einführung 
des Anspruchs auf gemeinsame Unterrich-
tung sind hiervon auch die Schüler mit Be-
hinderungen beim Besuch einer Regelschule 
umfasst. Das Schulsystem steht daher vor 
der Aufgabe, zur Gewährleistung der inklusi-
ven Beschulung, sich mit grundlegenden 
Umstrukturierungsfragen zu beschäftigen. 
In welcher Form es dieser Verantwortung 
nachkommt, liegt in der Entscheidungsho-
heit der Schulverwaltung selbst. Aufgrund 
der strukturellen Veränderungsnotwendig-
keiten erscheint allerdings die Forderung 
nach einer schulischerseits sichergestellten 
1:1-Betreuung im Sinne der klassischen 
Schulbegleitung sinnwidrig.29

Der vom Land Baden-Württemberg gegen-
über den Kommunen anerkannte und ge-
leistete finanzielle Ausgleich für Kosten der 
schulischen Eingliederungshilfe30 ist daher 
zum einen sicherlich eine richtige, auch ehr-
liche Konsequenz. Zum anderen lässt er auch 
aufhorchen: Das Land sieht in der Schulbe-
gleitung ausdrücklich ein zentrales Instru-
ment zur Umsetzung inklusiver Bildungsan-
gebote an den allgemeinen Schulen.31 Für 
eine Übergangszeit der schulsystemischen 
Umgestaltung ist dies sicherlich ein nahelie-
gender Weg. Perspektivisch sollte jedoch zu 
erwarten sein, dass das Schulsystem den 
ausdrücklich zum eigenen Bildungsauftrag 
erklärten Anspruch auf inklusive Beschu-
lung grundsätzlich auch im eigenen System 
und mit eigenen Mitteln zu erfüllen vermag 
und die Schulbegleitung als Eingliederungs-
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hilfe nach und nach wieder zur Einzelfallhil-
fe werden kann. Die perspektivische Aus-
richtung, insb. bzgl.  des Verhältnisses zur 
Eingliederungshilfe, lässt sich der Gesetzes-
begründung jedenfalls nicht entnehmen. 
Die im SchulInklkomAusglG BW vorgesehe-
nen, jährlich steigenden Ausgleichsbeträge 
legen jedoch zumindest die Vermutung na-
he, dass von Landes- bzw. Kultusseite Schul-
begleitungen auch zukünftig eher als Leis-
tungen begriffen werden könnten, die 
Defizite in der schulischen Umsetzung (dau-
erhaft) systematisch ausgleichen mögen.32

Das allgemeine Problem der Praxis besteht 
häufig darin, dass 

„[d]ie Angebote und Strukturen 
zur Förderung der integrativen 
Beschulung […] derzeit ihre Grenzen 
regelmäßig an den hierfür vom 
Land bereitgestellten Mitteln und 
nicht an den Bedarfen der Betroffe-
nen [finden]“.33

Unterfällt eine Leistung nicht dem engen Kernbe-
reich (Wissensvermittlung), obliegt sie gleichwohl 
auch dann häufig der primären Zuständigkeitsver-
antwortung der Schule. Denn diese hat ihren 
Erziehungs- und Bildungsauftrag auch gegenüber 
Schülern mit Behinderungen umfassend zu 
erfüllen. Die gelegentlich zu hörende Äußerung, 
die Schule dürfe diese Tätigkeit ja gar nicht 
übernehmen, da sie außerhalb des Kernbereichs 
liege, resultiert insofern aus einem Fehlschluss 
hinsichtlich der Bedeutung des Kernbereichs für 
die Zuständigkeitsabgrenzung. 

Die Forderung, gerade auch Leistungen bzw. 
Aufgaben außerhalb des Kernbereichs (wie 
z.B. die Sicherstellung inklusiver Beschulung 
von behinderten Schülern) gegenüber der 
Schulverwaltung zu beanspruchen, ist somit 
grundsätzlich berechtigt. Ein zulässiger Ver-
weis auf eine entsprechend vorrangige In-
anspruchnahme hängt gleichwohl an zwei 
Voraussetzungen:34

▶▶ �Landesschulrechtlich ist ein Anspruch 
auf Sicherstellung bedarfsgerechter 
Beschulung überhaupt vorgesehen 
(hierzu ausführlich I.).

▶▶ �Dieser Anspruch wird seitens der jewei-
ligen Schule auch tatsächlich umgesetzt, 
sodass die Möglichkeit zur Inanspruch-
nahme dieser Beschulung auch faktisch 
sichergestellt ist.

Das Vorliegen eines gesetzlichen Rechtsan-
spruchs gegenüber der Schulverwaltung ist 
somit nur ein Aspekt. Letztlich entscheidend 
ist jedoch, ob und inwieweit die rechtlichen 
Vorgaben im konkreten Fall tatsächlich Um-
setzung finden, was nur anhand der jeweili-
gen Einzelfallumstände beurteilt werden 
kann.
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3.  NACHR ANG DER EINGLIEDERUNGSHILFE 
(AUSFALLBÜRGSCHAF T )
Eltern können daher nur dann, wenn die 
Schulverwaltung tatsächlich eine hilfebe-
darfsgerechte Beschulung an einer öffentli-
chen Schule sicherstellt, darauf verwiesen 
werden, dieses Schulangebot wahrzuneh-
men oder sämtliche Kosten für eine alterna-
tive Beschulung (z.B. an einer Privatschule) 
selbst zu tragen.35 Ist dies hingegen nicht ge-
währleistet, aktiviert sich aufgrund der 
nachrangigen Sicherstellungsverpflichtung 
die Ausfallbürgschaft der Träger der Einglie-
derungshilfe.36 Dies bedeutet: Allein das Be-
stehen einer vorrangigen Leistungspflicht 
lässt die nachrangige Pflicht zur Sicherstel-
lung der Leistung nicht entfallen, wenn die 
vorrangige Pflicht – aus welchen Gründen 
auch immer – nicht erfüllt wird.37

Ob ein Kind oder Jugendlicher den Träger 
der Eingliederungshilfe mit (zusätzlichen) 
Leistungen im Rahmen seiner nachrangigen 
Leistungsverpflichtung in Anspruch neh-
men kann, entscheidet sich somit aus-
schließlich danach, ob sein Anspruch auf 
Teilhabe an einer angemessenen Schulbil-
dung durch das ihm zuteilwerdende schuli-
sche (Förder-)Angebot konkret und umfas-
send erfüllt wird. Erhält ein Träger der 
Eingliederungshilfe einen Hilfeantrag eines 
jungen Menschen mit Behinderungen zur 
Sicherstellung seines Rechts auf inklusive 
Beschulung (§ 35a [Abs. 3 iVm], § 54 Abs. 1 S. 1 
Nr.  1 SGB  XII), wird er diesen somit zulässi-
gerweise nur dann ablehnen können, wenn 
er den Hilfeberechtigten berechtigterweise 
auf eine ungenutzte Möglichkeit zur Gel-
tendmachung dieses Rechts gegenüber der 
Schulverwaltung verweisen kann.38

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Im Verhältnis zur Schule ist anhand einer konkre-
ten Einzelfallsituation der individuelle Hilfebedarf 
des Schülers zu prüfen und kann nicht abstrakt 
und pauschal auf das schulgesetzlich verankerte 
Recht auf „inklusive Beschulung“ abgestellt 
werden. Insbesondere sollen die nachrangigen 
Zuständigkeiten der Jugend- und Sozialhilfe 
sichern, dass die politische, strukturelle Proble-
matik (Land – Kommunen) nicht zu Lasten und 
auf dem Rücken der betroffenen jungen Menschen 
mit Behinderungen ausgetragen werden.39

4.  SCHULBEGLEITUNG ALS „HÄUSLICHE“ KR ANKEN-
PFLEGE
Im Einzelfall kann die Möglichkeit bestehen, 
Schulbegleitung als Leistung gegenüber den 
gesetzlichen Krankenkassen als „häusliche“ 
Krankenpflege nach § 37 Abs. 2 SGB V zu be-
anspruchen. Seit 2007 ist insofern ausdrück-
lich auch die Schule als möglicher Ort der 
Leistungserbringung erwähnt. Kranke Schü-
ler können somit gegenüber ihrer gesetzli-
chen Krankenversicherung auch für ihre Zeit 
in der Schule sog. Behandlungspflege bean-
spruchen. 

Voraussetzung dieser Behandlungspflege ist, 
dass diese zur Sicherung des Ziels der ärzt
lichen Behandlung erforderlich ist (sog.  
Behandlungssicherungspflege). Sie kann 
grundsätzlich Tätigkeiten verschiedenster 
Art umfassen, z.B. Medikamentengabe, (In-
sulin-)Spritzen, Katheterisierung, Verbands-
wechsel, Feststellung und Beobachtung des 
jeweiligen Krankenzustandes (z.B. Atmungs
kontrolle).40 Entscheidend ist, dass die vorge-
nommenen Pflegemaßnahmen nur durch 
eine bestimmte Krankheit verursacht sind, 
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speziell auf den Krankheitszustand des  
Versicherten ausgerichtet sind und dazu bei-
tragen, die Krankheit bzw. Krankheitsbe-
schwerden zu heilen bzw. ihre Verschlim-
merung zu verhüten.41 Voraussetzung ist 
zudem eine entsprechende ärztliche Verord-
nung.42 

Typischerweise müssen diese Maßnahmen 
jedoch nicht durch einen Arzt erfolgen, son-
dern können auch durch Pflegefachkräfte 
oder auch Laien erbracht werden.43

In die Behandlungspflege einbezogen sind 
auch die „verrichtungsbezogenen krank-
heitsspezifischen Pflegemaßnahmen“ (§  37 
Abs.  2 S.  1 Halbs.  2 SGB  V). Dies sind solche 
Maßnahmen der Behandlungspflege, bei de-
nen der behandlungspflegerische Hilfebe-
darf untrennbarer Bestandteil einer Verrich-
tung nach § 14 Abs. 4 SGB XI (= gewöhnliche 
und regelmäßig wiederkehrende Verrich-
tungen) ist oder mit einer solchen Verrich-
tung notwendig in einem unmittelbaren 
zeitlichen und sachlichen Zusammenhang 
steht,44 wie z.B. die oro/tracheale Sekretab-
saugung anlässlich der Verrichtung der Nah-
rungsaufnahme.45 Konkretisierungen, wel-
che Leistungen verordnungsfähig sind, fin- 
den sich in den Häusliche-Krankenpflege-
Richtlinien des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses.46

Auch im Verhältnis zu den Krankenkassen 
gilt der Nachranggrundsatz der Eingliede-
rungshilfe (§ 10 Abs. 1 SGB VIII, § 2 Abs. 2 S. 1 
SGB XII). Die Abgrenzung, wann eine Schul-
begleitung als Leistung gegenüber der ge-
setzlichen Krankenkasse als Behandlungs-
pflege und wann als Eingliederungshilfe 
gegenüber dem Jugend- oder Sozialamt gel-
tend zu machen ist, hat nach der Rechtspre-
chung47 entsprechend folgender Kriterien zu 
erfolgen:

»» �Beziehen sich die Leistungen auf die 
körperliche Situation und sind sie in 
medizinisch-pflegerischer Hinsicht 
erforderlich, handelt es sich um 
gegenüber der Krankenkasse zu bean-
spruchende Behandlungspflege.

»» �Zielen die Leistungen auf die Bewälti-
gung der Anforderungen des Schul-
alltags, handelt es sich hingegen um 
Leistungen der Eingliederungshilfe, 
die in die Zuständigkeit des Jugend- 
bzw. Sozialamts fallen.
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I I I .   V OR AU S S E T Z UNGE N  DE R  
E INGL IE DE RUNG S HIL F E  Z UR  
S IC HE RUNG  S C HUL I S C HE R  
T E IL H A BE

Der Bereich Schule gehört – neben den Berei-
chen Familie/Verwandtschaft und Freun-
deskreis/Freizeit – bei jungen Menschen im 
schulpflichtigen Alter zu einem zentralen 
Bereich ihrer Teilhabe am Leben in der Ge-
meinschaft.48 Eine angemessene Schulbil-
dung zählt daher zu den anerkannten 
Grundbedürfnissen eines Menschen und 
folglich entsprechende Hilfen zur Ermögli-
chung der Teilhabe an derselben zu den Leis-
tungen der Eingliederungshilfe (§  54 Abs.  1 
S. 1 Nr. 1 SGB XII).49

1.  SOZIALRECHTLICHER BEHINDERUNGSBEGRIFF 5 0

Grundvoraussetzung für einen Anspruch 
auf Eingliederungshilfe ist zunächst, dass 
bei dem jungen Menschen eine Behinde-
rung vorliegt bzw. der Eintritt einer solchen 
droht. 

In Anlehnung an den im Rehabilitations-
recht derzeit geltenden zweigliedrigen Be-
hinderungsbegriff in §  2 Abs.  1 SGB  IX, der 
bewusst an den speziellen Behinderungsbe-
griff der WHO anknüpft,51 betrifft dies alle 
Menschen, bei denen

»» �ihre körperliche Funktion, geistige 
Fähigkeit oder seelische Gesund-
heit mit hoher Wahrscheinlichkeit 
länger als sechs Monate von dem für 
das Lebensalter typischen Zustand 
abweicht und 

»» �daher ihre Teilhabe am Leben in der 
Gesellschaft beeinträchtigt ist. Wenn 
ihre Beeinträchtigung zu erwarten 
ist, gelten sie als von Behinderung 
bedroht (§ 2 Abs. 1 S. 2 SGB IX).

Dabei gilt zu beachten, dass dieser sozial-
rechtliche Behinderungsbegriff grundsätz-
lich von dem im Schulrecht verwendeten 
Begriff des „sonderpädagogischen Förderbe-
darfs“ zu unterscheiden ist. Von einem 
schulrechtlich festgestellten Anspruch auf 
ein sonderpädagogisches Bildungsangebot 
(§§  82 ff SchulG BW) kann daher nicht 
zwangsläufig auch auf das Vorliegen einer 
Behinderung iSd § 2 Abs. 1 SGB IX und damit 
einen Anspruch auf Gewährung von Einglie-
derungshilfe geschlossen werden, wie auch 
umgekehrt die Feststellung einer Behinde-
rung nicht unmittelbar einen Anspruch auf 
ein sonderpädagogisches Bildungsangebot 
begründet.52
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2.  HILFEN ZU EINER ANGEMES SENEN SCHULBILDUNG 
(§ 54 ABS. 1 S. 1 NR. 1 SGB X II IVM § 12 EINGLVO) 5 3

Der Begriff der „angemessenen Schulbil-
dung“ ist im SGB  XII nicht näher definiert. 
Allerdings sind in der – kraft Verordnungser-
mächtigung in § 60 SGB XII – von der Bun-
desregierung erlassenen Eingliederungshil-
feverordnung (EinglVO) in §  12 EinglVO 
Regelbeispiele aufgeführt, welche Leistun-
gen auf jeden Fall als „Hilfe zu einer ange-
messenen Schulbildung“ anzusehen sind.54

»» �§ 12 Nr. 1 EinglVO: heilpädagogische 
sowie sonstige Maßnahmen zu Guns-
ten körperlich und geistig behinderter 
Kinder und Jugendlicher, wenn die 
Maßnahmen erforderlich und geeig-
net sind, dem behinderten Menschen 
den Schulbesuch im Rahmen der 
allgemeinen Schulpflicht zu ermög
lichen oder zu erleichtern.

Schulbegleitungen gelten in diesem Sinne 
als „sonstige Maßnahmen“.55 Erfasst sind al-
le Maßnahmen zur Ermöglichung und Er-
leichterung eines jetzigen oder künftigen56 
Schulbesuchs, wobei es sich bei §  12 Nr.  1  
EinglVO vor allem um Schulbegleitungen 
handelt, die sich auf Maßnahmen außerhalb 
des eigentlichen Schulbetriebs beziehen (z.B. 
Begleitung in der Nachmittagsbetreuung 
oder von Klassenfahrten).57

»» �§ 12 Nr. 2 EinglVO: Maßnahmen der 
Schulbildung zu Gunsten körperlich 
und geistig behinderter Kinder und 
Jugendlicher, wenn die Maßnah-
men erforderlich und geeignet sind, 
dem behinderten Menschen eine im 
Rahmen der allgemeinen Schulpflicht 
üblicherweise erreichbare Bildung zu 
ermöglichen oder zu erleichtern.

Diese Regelung bildet die Rechtsgrundlage 
für die „klassische“ Schulbegleitung wäh-
rend des Schulbetriebs. Zeitlicher Maßstab 
für den Hilfeanspruch ist grundsätzlich der-
jenige der allgemeinen Schulpflicht, in quali-
tativer Hinsicht die in diesem Rahmen übli-
cherweise erreichbare Bildung. Konnte dem 
Leistungsberechtigten der Unterricht in die-
sem Umfang nicht erteilt werden (z.B. we-
gen häufiger Krankheit), hat er einen ent-
sprechenden Anspruch auf Nachholung zur 
Deckung des noch verbleibenden Defizits.58

»» �§ 12 Nr. 3 EinglVO: Hilfe zum Besuch 
einer Realschule, eines Gymnasiums, 
einer Fachoberschule oder einer Aus-
bildungsstätte, deren Ausbildungsab-
schluss dem einer der oben genannten 
Schulen gleichgestellt ist […]; die Hilfe 
wird nur gewährt, wenn nach den 
Fähigkeiten und den Leistungen des 
behinderten Menschen zu erwarten 
ist, dass er das Bildungsziel erreichen 
wird.
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Der Anspruch auf Gewährung einer Schul-
begleitung kann sich dementsprechend 
zwar über den Zeitraum der allgemeinen 
Schulpflicht auch auf den Besuch weiterfüh-
render Schulen ausdehnen, allerdings nur 
dann, wenn in qualitativer Hinsicht die Pro-
gnose besteht, dass der Schüler mit Behinde-
rungen entsprechend seiner Fähigkeiten 
und Leistungen das Bildungsziel erreichen 
wird.59

Diese – seit Dezember 2003 unveränderte – 
Regelung zur „Schulbildung“ in § 12 EinglVO 
bedarf mit Blick auf die Geltung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention und dem dort 
niedergelegten Recht auf Bildung von Men-
schen mit Behinderungen (Art.  24 UN-BRK) 
auf jeden Fall der Nachbesserung. Sie wider-
spricht sehr deutlich dem Inklusionsgedan-
ken, im Sinne der zu stellenden Systemfrage: 
Welche strukturellen Systemveränderungen 
sind notwendig, um den verschiedenartigen 
Teilhabebedürfnissen entsprechen zu kön-
nen?60 Denn sie wirft gerade nicht die Frage 
nach den strukturellen Veränderungsnot-
wendigkeiten auf, sondern macht den Hil-
feanspruch von der positiven Einschätzung 
abhängig, ob bzw. inwieweit der Schüler mit 
der in Frage stehenden Hilfe in das beste-
hende Schulsystem „hineinpasst“.61

Der derzeitigen Vorschrift des § 12 EinglVO 
liegt zudem ein sehr verengter Bildungsbe-
griff zugrunde, der schulische Bildung vor 
allem mit dem Erreichen von Schulabschlüs-
sen und letztlich beruflich-gesellschaftlicher 
Leistungsfähigkeit gleichsetzt. Nach den 
sehr viel ganzheitlicher orientierteren Bil-
dungszielen des auch bundesrechtlich bin-

denden Art. 24 UN-BRK bedeutet Bildung je-
doch – neben schulischer und beruflicher 
Eingliederung – auch eine (insb. von den Fä-
higkeiten her denkende) Stärkung der Per-
sönlichkeitsentwicklung sowie Befähigung 
zur gesellschaftlichen Teilhabe und selbst-
ständigen Lebensgestaltung.62

 
 
 
 
 
 
 
 
 

So wie die Landesgesetzgeber aufgerufen sind, den 
deutlich erweiterten Bildungsbegriff sowohl in 
ihren Schulrechtsänderungen mitzudenken sowie 
entsprechende Umgestaltungen in ihren Bildungs-
plänen etc. vorzunehmen, ist auch die Bundesre-
gierung – im Sinne der Sicherstellung adäqua-
ter Teilhabeleistungen – gefordert, die „Hilfen zu 
einer angemessenen Schulbildung“ neu zu 
justieren.63 

3.  ZUSTÄNDIGKEITSVERTEILUNG JE NACH BEHINDE-
RUNGSFORM
Begehrt ein Kind oder Jugendlicher mit einer 
Behinderung zur Sicherung seiner schuli-
schen Teilhabe Eingliederungshilfe, kommt 
es für die Entscheidung, welcher Träger der 
Eingliederungshilfe hierfür zuständig ist, 
nach derzeitiger Rechtslage darauf an, wel-
che Art der Behinderung bei dem jungen 
Menschen besteht.64 Denn aktuell bestehen 
zwei unterschiedliche Leistungszuständig-
keiten:

»» �Liegt ausschließlich eine seelische 
Behinderung vor, ergibt sich eine 
vorrangige Zuständigkeitsverant-
wortung des Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe (§ 10 Abs. 4 S. 1 SGB VIII).
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»» �Besteht hingegen (auch) eine körper-
liche und/oder geistige Behinderung, 
ist der Träger der Sozialhilfe für die 
Hilfegewährung und -erbringung 
primär zuständig (§ 10 Abs. 4 S. 2 
SGB VIII).

Als wichtigster Grundsatz in der Abgren-
zung beim Zusammentreffen der beiden 
Leistungszuständigkeiten von Jugend- und 
Sozialhilfeträger gilt die Unzulässigkeit der 
Schwerpunktfrage.65 D.h., es darf weder nach 
dem Schwerpunkt der Behinderung noch 
nach dem vorrangigen Ziel und Zweck der zu 
erbringenden Maßnahme bzw. Leistung ge-
fragt werden. Vielmehr ist für die Bejahung 
des Vorrangs des Sozialhilfeträgers nach § 10 
Abs. 4 S. 2 SGB VIII allein ausschlaggebend, ob 
ein Hilfebedarf vorliegt, für den grundsätz-
lich beide Leistungsträger zuständig sind 
und der Sozialhilfeträger mit seinem Leis-
tungsrepertoire den Hilfebedarf in geeigne-
ter und umfassender Weise decken kann.66

Gleichwohl führt diese Aufteilung der Zu-
ständigkeiten für junge Menschen mit Be-
hinderungen „in der Praxis zu erheblichen 
Definitions- und Abgrenzungsproblemen, 
aus denen Zuständigkeitsstreitigkeiten, er-
heblicher Verwaltungsaufwand und vor al-
lem Schwierigkeiten bei der Gewährung 
und Erbringung von Leistungen für Kinder 
und Jugendliche und ihre Familien resultie-
ren“.67

Seit langer Zeit wird sich daher seitens der 
Fachwelt für die (Auf-)Lösung eben jener ge-
teilten Leistungsverantwortung eingesetzt 
und eine Zusammenführung der Zuständig-
keiten der Leistungen für junge Menschen 
mit Behinderungen bei einem Leistungsträ-
ger (überwiegend: beim Jugendhilfeträger) 
gefordert (sog. Gesamtzuständigkeit bzw. 
„Große Lösung“).68 Im Zuge des geplanten 
Bundesteilhabegesetzes ist dieses Vorhaben 
auch politisch (wieder) auf die Agenda ge-
kommen und zurzeit stehen die Zeichen, 
dass dieses Großprojekt tatsächlich gesetzli-
che Umsetzung erfährt, vergleichsweise 
günstig.69

Gleichwohl bleibt für die derzeitige Rechts
lage zu konstatieren: Werden Eingliede-
rungshilfen zur Sicherstellung schulischer 
Teilhabe benötigt, können die betroffenen 
Familien nicht nur mit Abgrenzungsstreitig-
keiten im Verhältnis zur Schule, sondern 
auch zwischen den Rehabilitationsträgern 
konfrontiert sein.
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4.  LEISTUNGEN ZUR SCHULISCHEN TEILHABE DURCH 
DAS JUGENDAMT
Auch die für das Jugendamt in der Prüfung 
von Eingliederungshilfe relevante Vorschrift 
des § 35a Abs. 1 SGB VIII knüpft an den zwei-
gliedrigen Behinderungsbegriff des § 2 Abs. 1 
SGB  IX an. Kinder oder Jugendliche haben 
nach §  35a SGB  VIII dementsprechend An-
spruch auf Eingliederungshilfe, wenn ihre 
seelische Gesundheit mit hoher Wahr-
scheinlichkeit länger als sechs Monate von 
dem für ihr Lebensalter typischen Zustand 
abweicht (Nr. 1) und daher ihre Teilhabe am 
Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt oder 
eine solche Beeinträchtigung zu erwarten ist 
(Nr. 2).

Während die Feststellung der Abweichung 
der seelischen Gesundheit (Nr. 1) gem. § 35a 
Abs. 1a SGB VIII als Aufgabe von Ärzten, Kin-
der- und Jugendpsychotherapeuten bzw. sol-
chen, die über besondere Erfahrungen auf 
dem Gebiet seelischer Störungen bei Kin-
dern und Jugendlichen verfügen, definiert 
ist, unterfällt die Prüfung der Teilhabebeein-
trächtigung grundsätzlich dem Verantwor-
tungsbereich des öffentlichen Jugendhilfe-
trägers.70 In welcher Form diese Prüfung 
stattfindet, d.h., ob überhaupt und ggf. in-
wieweit das ärztliche bzw. psychotherapeu-
tische Gutachten für diese Prüfung der Teil-
habebeeinträchtigung herangezogen wird, 
kann daher das Jugendamt ebenfalls eigen-
ständig und ohne weitere rechtliche Vorga-
ben entscheiden.71 Als fachliche Grundlage 
für die Beurteilung einer Teilhabebeein-
trächtigung gilt jedoch regelmäßig das stan-
dardisierte Verfahren der Internationalen 
Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behin-
derung und Gesundheit bei Kindern und Ju-

gendlichen der WHO (ICF-CY72),73 im Rahmen 
dessen auch der Bereich „Schule“ ein rele-
vanter Analysebereich ist.74 

§ 35a Abs. 3 SGB VIII verweist sowohl im Hin-
blick auf Aufgabe und Ziel der Hilfe sowie 
die Bestimmung des Personenkreises als 
auch hinsichtlich der Bestimmung der Art 
der Leistungen ausdrücklich auf die Anwen-
dung der Eingliederungshilfevorschriften 
des SGB XII.

5.  LEISTUNGEN ZUR SCHULISCHEN TEILHABE DURCH 
DEN SOZIALHILFE TR ÄGER
Ein Hilfebedarf, für den nach § 53 SGB XII der 
Sozialhilfeträger vorrangig zuständig ist, ist 
für alle Personen zu bejahen, die durch eine 
Behinderung im Sinne von §  2 Abs.  1 S.  1 
SGB IX wesentlich in ihrer Fähigkeit, an der 
Gesellschaft teilzuhaben, eingeschränkt 
sind. Im Unterschied zu den Leistungsvor-
aussetzungen nach §  35a SGB  VIII besteht  
hier somit das Erfordernis zur Feststellung 
der Wesentlichkeit der Behinderung. Aller-
dings gilt es dabei zu beachten, dass diese 
nicht auf eine Behinderungsform reduziert 
werden darf, sondern allein ausschlagge-
bend ist, ob eine wesentliche Teilhabebeein-
trächtigung vorliegt – unabhängig davon, in 
welcher Gewichtung die Anteile körperli-
cher, geistiger oder/und seelischer Art dazu 
beitragen.75
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Entscheidend ist daher, dass eine Behinde-
rung iSd § 2 Abs. 1 S. 1 SGB IX anzunehmen ist, 
wofür grundsätzlich zwei Feststellungen 
vorzunehmen sind (sog. Zweigliedrigkeit des 
Behindertenbegriffs):76 Zum einen muss un-
tersucht werden, ob eine körperliche Funkti-
on, eine geistige Fähigkeit oder die seelische 
Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit 
länger als sechs Monate von dem für das Le-
bensalter typischen Normalzustand ab-
weicht; zum anderen muss anzunehmen 
sein, dass die festgestellte Funktions- und 
Fähigkeitsbeeinträchtigung zu einer we-
sentlichen Beeinträchtigung der Teilhabe 
am Leben in der Gesellschaft führt.

Eine nähere Abgrenzung des leistungsbe-
rechtigten Personenkreises lässt sich grund-
sätzlich der EinglVO entnehmen. Allerdings 
gilt es dabei zu beachten, dass diese noch auf 
die alte Regelung des § 47 BSHG zurückgeht 
und bislang kaum das in § 2 Abs. 1 S. 1 SGB IX 
vorgegebene neue Behinderungsverständ-
nis aufgenommen hat. Die Anwendung der  
EinglVO steht daher unter dem Vorbehalt,  
dass sie entsprechend den bundesgesetzli-
chen Vorgaben in § 2 Abs. 1 S. 1 SGB IX ange-
passt wird.77
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Entgegen der Überschrift in § 1 EinglVO „Kör-
perlich wesentlich behinderte Menschen“ 
gibt diese Regelung daher nicht vor, wann 
vom Vorliegen einer körperlich wesentlichen 
Behinderung auszugehen ist, sondern viel-
mehr bei welchen festgestellten körperli-
chen Behinderungen grundsätzlich und un-
widerlegbar angenommen wird, dass mit 
diesen körperlichen Einschränkungen eine 
wesentliche Teilhabebeeinträchtigung ein-
hergeht, die eine Behinderung iSd § 2 Abs. 1 
S. 1 SGB IX begründet. Im Übrigen kann jedoch 
im Einzelfall auch bei anderen, nicht aus-
drücklich in den Aufzählungen der EinglVO  
enthaltenen Einschränkungen vom Vorlie-
gen einer Behinderung iSd §  2 Abs.  1 S.  1 
SGB  IX auszugehen sein, wenn durch diese 
ebenso die Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft wesentlich beeinträchtigt wird.78

Für das Vorliegen einer geistigen Behinde-
rung, die die Leistungszuständigkeit des So-
zialhilfeträgers begründet, ist zunächst der 
erreichte IQ-Wert entscheidend.79 Bei einem 
IQ-Wert von 70 oder höher liegt von vornhe-
rein keine geistige Behinderung vor; ab ei-
nem IQ-Wert von 49 oder darunter wird in 
jedem Fall auch die Wesentlichkeit bejaht. 
Im Zwischenbereich (IQ-Wert 50 – 69 = leich-
te Intelligenzminderung) bedarf es hin
gegen einer Gesamtbetrachtung.80 

Dabei wirkt der Indizcharakter des IQ-Werts 
umso stärker, je niedriger der Wert ist. Für 
die Beurteilung der Wesentlichkeit sind je-
doch, wie beschrieben, ggf. auch andere Be-
einträchtigungen (seelischer und/oder kör-
perlicher Art) mit einzubeziehen und danach 
zu fragen, ob aufgrund der – wie auch immer 
miteinander verwobenen – Beeinträchti-
gungen des jungen Menschen insgesamt die 

für die Wesentlichkeit der Behinderung not-
wendigen erheblichen Teilhabebeeinträch-
tigungen anzunehmen sind.81 

Als weitere Besonderheit im Bereich der 
Leistungszuständigkeit des Sozialhilfeträ-
gers ist zudem die ggf. eintretende Kosten-
heranziehung zu beachten. Denn Hilfen der 
Schulbegleitung unterfallen als ambulante 
Eingliederungsleistungen nur dann nicht 
der Pflicht zur Selbsttragung der Kosten, 
wenn sie als „Hilfen zu einer angemessenen 
Schulbildung“ gem. §  92 Abs.  2 S.  1 Nr.  2 
SGB  XII eingeordnet werden können (sog. 
privilegierte Leistungen).82 Besteht hingegen 
keine Privilegierung (z.B. im Freizeitbereich), 
haben die jungen Menschen sowie ihre  
Eltern vor Inanspruchnahme des Sozialhilfe-
trägers zunächst ihr Einkommen bis zur Zu-
mutbarkeitsgrenze des §  85 Abs.  2 SGB  XII 
einzusetzen, was ggf. sogar zu einer 
100%igen Kostenbeteiligung führen kann.  
Je nach Einkommenssituation der Familie 
bedeutet dies die Selbstfinanzierung der be-
gehrten Begleitperson.83

6.	 BESCHLEUNIGUNG IN DER ZUSTÄNDIGKEITS-
FESTSTELLUNG
Eingliederungshilfeleistungen der Schulbe-
gleitung sind Leistungen zur Teilhabe für 
Menschen mit Behinderungen (sog. Rehabi-
litationsleistungen), für die in § 14 SGB IX ein 
– abschließend geregeltes – Zuständigkeits-
klärungsverfahren vorgesehen ist. Streitig-
keiten über Zuständigkeitsfragen zwischen 
zwei Rehabilitationsträgern sollen mit kla-
ren Fristvorgaben abgekürzt und eine zügige 
Leistungserbringung sichergestellt werden. 
Dies wird insb. dadurch erreicht, dass unter 
den vorgegebenen Voraussetzungen die 
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Pflicht zur Leistungserbringung von der ei-
gentlich gesetzlich vorgesehenen Zustän-
digkeit „abgekoppelt“ wird.84 

Grundvoraussetzung der Anwendbarkeit 
dieser Regelung ist jedoch, dass es sich um 
zwei verschiedene Rehabilitationsträger 
handelt.85 Dementsprechend scheidet die 
Anwendbarkeit des § 14 SGB IX in folgenden 
Fallkonstellationen der Schulbegleitung von 
vornherein aus: 

▶▶ �im Verhältnis zur Schulverwaltung, da 
es sich bei dieser um keinen Rehabilitati-
onsträger handelt,

▶▶ �zwischen zwei Behörden desselben 
(Rehabilitations-)Trägers86 (z.B. Sozial- 
und Jugendamt desselben Landkreises).

Für das Verhältnis zwischen zwei verschie-
denen Rehabilitationsträgern gibt §  14 
SGB IX folgendes Verfahren vor:

▶▶ �Der zuerst angegangene Rehabilitati-
onsträger ist verpflichtet, innerhalb von 
zwei Wochen nach Eingang des Antrags 
zu prüfen, ob er für die beantragte Leis-
tung zuständig ist (§ 14 Abs. 1 S. 1 SGB IX).

 
»» �Bei negativem Ergebnis hat er den 
Antrag unverzüglich dem Rehabili-
tationsträger zuzuleiten, den er nach 
seiner Prüfung für zuständig hält (§ 14 
Abs. 1 S. 2 SGB IX). 

 
»» �Wird der Antrag nicht weitergeleitet, 
stellt der Rehabilitationsträger den 
Rehabilitationsbedarf unverzüglich 
fest (§ 14 Abs. 2 S. 1 SGB IX). Bedarf 

diese Feststellung keines Gutachtens, 
hat sie innerhalb von drei Wochen 
nach Antragseingang zu erfolgen (§ 14 
Abs. 2 S. 2 SGB IX). Ist für die Feststel-
lung hingegen ein Gutachten erfor-
derlich, ist die Entscheidung innerhalb 
von zwei Wochen nach Vorliegen des 
Gutachtens zu treffen (§ 14 Abs. 2 S. 4 
SGB IX). Dabei soll der Rehabilitations-
träger dem Leistungsberechtigten in 
der Regel drei möglichst wohnortnahe 
Sachverständige unter Berücksich-
tigung bestehender sozialmedizini-
scher Dienste benennen (§ 14 Abs. 5 
S. 3 SGB IX).

 
»» �Hat der erstangegangene Rehabilitati-
onsträger hingegen die Zweiwochen-
frist zur unverzüglichen Weiterleitung 
verstreichen lassen, ist er – unabhän-
gig von der sonstigen Zuständigkeits-
verteilung – zur Leistung gegenüber 
dem Hilfeberechtigten verpflichtet.87

▶▶ �Ist der Antrag weitergeleitet, hat der 
zweitangegangene Rehabilitationsträger 
den Rehabilitationsbedarf festzustel-
len (§ 14 Abs. 2 S. 3 iVm § 14 Abs. 2 S. 1, 2 
SGB IX). 

»» �Wird dieser bejaht, ist die Leistung 
unabhängig von den persönlichen 
Leistungsvoraussetzungen des jewei-
ligen Rehabilitationsträgers, d.h. ggf. 
auch unter Heranziehung des Rechts 
eines anderen Rehabilitationsträgers, 
zu gewähren.88 Eine entsprechende 
Hilfeentscheidung hat spätestens 
drei Wochen nach Antragseingang 
(§ 14 Abs. 2 S. 3 iVm S. 2 SGB IX) bzw. – 
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wenn noch ein Gutachten erforderlich 
ist – spätestens zwei Wochen nach 
Vorliegen des Gutachtens (§ 14 Abs. 2 
S. 4 SGB IX) zu ergehen. 

»» �Eine Ablehnungsentscheidung ist 
demnach ausschließlich dann zuläs-
sig, wenn keinerlei Leistungsanspruch 
gegen einen Rehabilitationsträger 
bejaht werden kann.89 

»» �Eine etwaige nachrangige Zuständig-
keit bzw. Unzuständigkeit kann der 
zweitangegangene Rehabilitations-
träger dann nur noch im Rahmen der 
Kostenerstattung geltend machen.

Im Übrigen ist zu beachten, dass die einmal 
nach § 14 SGB IX begründete Zuständigkeit 
bestehen bleibt. Dies gilt sowohl, wenn der 
erstangegangene Leistungsträger zuständig 
geworden ist, weil er keine Weiterleitung 
des Hilfeantrags veranlasst hat (es spielt da-
bei keine Rolle, ob bewusst oder wegen Ver-
säumnis), als auch, wenn sich nach einer 
Weiterleitung eine Leistungspflicht des 
zweitangegangenen Leistungsträgers erge-
ben hat.90 Unbenommen bleibt allerdings, 
dass sich die Leistungsträger freiwillig auf 
eine andere Lösung einigen, wenn beide die 
nachrangige Zuständigkeit bzw. Unzustän-
digkeit erkannt haben (vgl §  14 Abs. 2 S. 5  
SGB IX).

Anträge auf Gewährung einer Schulbegleitung 
unterliegen grundsätzlich den engen Fristen des 
§ 14 SGB IX und dürfen nur einmal an einen 
anderen Leistungsträger weitergeleitet werden. 
Die Hilfeberechtigten haben hiernach einen 
Anspruch auf schnellstmögliche Leistungsgewäh-
rung. Etwaige Zuständigkeitskonflikte zwischen 
verschiedenen Leistungsträgern dürfen nur 
zwischen diesen und daher erst anschließend auf 
der Ebene der Kostenerstattung ausgetragen 
werden.

I V.   MÖ GL IC HK E I T E N  DE R  W IE DE R-
HE R S T E L L UNG  DE S  N A C HR A NG S 
GE GE NÜBE R  S C HUL E ?

1.	 ANSPRUCH AUF KOSTENERSTAT TUNG?
Ist ein Sozialleistungsträger in nachrangiger 
Leistungsverantwortung tätig geworden, ist 
zur Wiederherstellung des Nachrangs 
grundsätzlich in §  104 SGB  X ein eigener  
Kostenerstattungsanspruch vorgesehen. Da 
Schulträger jedoch keine Sozialleistungs
träger sind (§ 12 iVm §§ 18 ff SGB I), findet die-
se Erstattungsvorschrift vorliegend keine 
Anwendung.91 

Auch ein sonstiger Kostenerstattungsan-
spruch ist nicht erkennbar. Zwar werden teil-
weise seitens der Rechtsprechung – zurück-
gehend auf eine Entscheidung des BVerwG92 
– die zivilrechtlichen Regelungen der Ge-
schäftsführung ohne Auftrag (GoA, vgl. §§ 677 
ff BGB) für die Herleitung eines Erstattungs-
anspruchs herangezogen.93 Danach handelt 
derjenige, der eine Angelegenheit erledigt, 
die zum Aufgabenbereich eines Anderen ge-
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hört, als Geschäftsführer ohne Auftrag und 
kann entsprechend Ersatz der ihm durch die 
Geschäftsführung entstandenen Aufwen-
dungen verlangen (§§ 683, 679, 670 BGB).

Mit der herrschenden Literaturmeinung ist 
hingegen eine analoge Anwendung dieses 
Rechtsinstituts im öffentlichen Recht – jen-
seits echter Notfälle – abzulehnen.94 Gegen 
die Annahme einer GoA im Verhältnis zwi-
schen zwei Verwaltungsträgern – wie hier 
zwischen einem Träger der Eingliederungs-
hilfe und Schule – spricht insbesondere die 
staatliche Kompetenzordnung. Insofern 
führt Gurlit95 zutreffend aus:

„Das Gebot der Verantwortungs-
klarheit verbietet Kompetenzüber-
griffe, so dass sich die §§ 677 ff BGB 
zugrunde liegende Konstellation 
der Geschäftsführung für einen 
anderen im Verhältnis zwischen 
Hoheitsträgern im Grundsatz nicht 
stellen darf, wenn der Gesetzgeber 
nicht wie im Sozialrecht oder in 
Gestalt der Amtshilfe eine Fremd-
geschäftsführung ausdrücklich 
autorisiert.“

Erbringt ein Träger der Eingliederungshilfe 
zur Sicherstellung des Anspruchs auf inklu-
sive Beschulung Eingliederungshilfeleistun-
gen, greift er damit in die grundsätzlich den 
Schulträgern obliegende Pflicht ein. Dies er-
folgt alles andere als freiwillig, sondern folgt 
einer eigenen Rechtspflicht des Jugendhilfe-
trägers zur – nachrangigen – Leistungsge-
währung. Der Träger der Eingliederungshil-
fe besorgt jedoch damit gerade kein fremdes, 
sondern ein eigenes, gesetzlich verbindlich 
vorgegebenes Geschäft. 

2.	 MÖGLICHKEIT ZUR ANSPRUCHSÜBERLEITUNG?
Sowohl dem Jugendhilfeträger (§ 95 SGB VIII) 
als auch dem Sozialhilfeträger (§ 93 SGB XII) 
ist gesetzlich die Möglichkeit zur Überlei-
tung von Ansprüchen und damit grundsätz-
lich ein Instrument zur (Wieder-)Herstellung 
des eigentlich bestehenden Zuständigkeits-
nachrangs an die Hand gegeben.96 Ziel einer 
solchen Überleitung ist, dass der Sozial- bzw. 
Jugendhilfeträger in der Folge vollumfäng-
lich in die Rechtsstellung des Anspruchs-
gläubigers eintritt und dementsprechend – 
mit den gleichen prozessualen Rechten und 
Pflichten – den übergeleiteten Anspruch gel-
tend machen und durchsetzen kann.97

Für die Jugendhilfeträger scheidet diese 
Möglichkeit jedoch im Kontext Schulbeglei-
tung von vornherein aus, da §  95 Abs.  1 
SGB VIII zur Voraussetzung hat, dass der An-
spruch, der übergeleitet werden soll, einer 
nach §  92 Abs.  1 SGB  VIII kostenbeitrags-
pflichtigen Person zusteht;98 als ambulante 
Eingliederungshilfe besteht allerdings für 
die Schulbegleitung keine Kostenbeitrags-
pflicht nach dem SGB VIII, sodass auch keine 
kostenbeitragspflichtige Person vorhanden 
ist.99

Für Sozialhilfeträger scheint diese Option 
hingegen überlegenswerter. Eine vergleich-
bare Einschränkung wie im SGB  VIII ist in 
§ 93 SGB XII jedenfalls nicht enthalten. Zwar 
könnten durchaus Bedenken hinsichtlich ei-
nes überleitungsfähigen Anspruchs inso-
fern bestehen, als Ansprüche auf Dienst- 
und Sachleistungen (hier: Anspruch des 
jeweiligen Schülers auf Gewährleistung ei-
nes sonderpädagogischen Bildungsange-
bots) nur dann übergehen können, wenn 
diese sich in Zahlungsansprüche umgewan-
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delt haben.100 Ein solcher Zahlungsanspruch 
gegenüber der Schulverwaltung im Falle ei-
ner nicht (ausreichenden) Gewährleistung 
des sonderpädagogischen Bildungsange-
bots besteht zumindest auf Seiten der Hilfe-
berechtigten nicht (z.B. in Form eines Kos-
tenerstattungsanspruchs im Falle einer 
selbstfinanzierten Begleitperson). 

Gleichwohl finden sich – z.T. mit Hinweis auf 
die Erwähnung dieser Möglichkeit in der 
BSG-Entscheidung zur „Montessori-Thera-
pie“101 – in mehreren Entscheidungen von 
Landessozialgerichten im Kontext Schulbe-
gleitung entsprechende Verweise auf eine 
etwaige Rückgriffsmöglichkeit von Sozial-
hilfeträgern gegenüber der jeweiligen Schul-
verwaltung in Form der Überleitung nach 
§ 93 SGB XII.102 Bislang sind allerdings keine 
Entscheidungen ersichtlich, in denen die Zu-
lässigkeit einer entsprechenden Überleitung 
tatsächlich geprüft und im Ergebnis dem So-
zialhilfeträger auch ein Erstattungsan-
spruch zugesprochen wurde. Da es jedoch 
als die einzig denkbare Option erscheint, 
doch noch den gesetzlich klar vorgegebenen 
Vorrang der Schule (wieder)herzustellen und 
hierüber noch einen gewissen Handlungs-
druck gegenüber dem System Schule zu  
erzeugen bzw. aufrecht zu erhalten,103 sollten 
Sozialhilfeträger jedenfalls entsprechende 
Klageverfahren durchaus in Betracht ziehen. 
Angesichts der höchstrichterlichen Erwä-
gungen eines entsprechenden Rückgriffan-
spruchs scheint ein solcher jedenfalls nicht 
völlig ohne Aussicht auf Erfolg.104

Die Möglichkeiten für Jugend- bzw. Sozialämter 
zur – zumindest nachträglichen – Wiederherstel-
lung ihres Nachrangs gegenüber der Schulverwal-
tung sind nach derzeitiger Rechtslage sehr 
begrenzt. Ein Anspruch auf Kostenerstattung ist 
nicht ersichtlich. Allenfalls könnten Sozialhilfe-
träger eine Überleitung des Anspruchs des 
jeweiligen Schülers auf Gewährleistung eines 
sonderpädagogischen Bildungsangebots gegen-
über der Schule nach § 93 SGB XII versuchen, um 
ggf. auf diesem Weg den Vorrang der Schule 
feststellen zu lassen und Erstattung ihrer Kosten 
zu erhalten.
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C.  ABGRENZUNGEN EINZELNER 
AUFGABENBEREICHE VON  
SCHULBEGLEITUNG
Die Leistungen im Tätigkeitsfeld der Schul-
begleitung sind gesetzlich nicht definiert. 
Vielmehr richten sich die konkret erforderli-
chen Tätigkeiten nach den individuellen Hil-
febedarfen des einzelnen Kindes, die durch 
die schulischen Strukturen (noch) ungedeckt 
sind. Aufgrund der dargestellten, gleichwohl 
rechtlich geforderten Abgrenzungen, sind 
Schulbegleiter häufig mit Skepsis konfron-
tiert, ob die jeweilige Tätigkeit tatsächlich 
von ihrem Leistungsspektrum umfasst ist, 
wie auch umgekehrt die Träger der Einglie-
derungshilfe sich nicht selten die Frage stel-
len, ob diese Tätigkeit als Leistung der Ein-
gliederungshilfe zu finanzieren ist.

Zur Beantwortung stellen sich aus rechtli-
cher Perspektive zwar nach Aufgabenberei-
chen durchaus etwas variierende, jedoch im 
Grundsatz immer wieder dieselben Fragen:

�Für die Zuständigkeitsabgrenzung während 
des Unterrichts hinsichtlich der jeweils zu 
erbringenden Tätigkeit ist zu entscheiden:

▶▶ �Unterfällt diese dem – allein von Schule 
zu verantwortenden – Kernbereich der 
pädagogischen Arbeit?

▶▶ �Wenn nein, inwiefern müsste nach den 
schulrechtlichen Regelungen die jewei-
lige Tätigkeit eigentlich durch den – über 
diesen Kernbereich hinausgehenden – 
vorrangigen Bildungsauftrag von Schule 
abgedeckt werden?

▶▶ �Kann die Tätigkeit im Rahmen der 
Eingliederungshilfe als nachrangige 
Hilfe zur angemessenen Schulbildung 
beansprucht werden?

�Geht es um Tätigkeiten außerhalb des Un-
terrichts fallen diese – mangels Wissensver-
mittlung – von vornherein aus dem der 
Schule ausschließlich vorbehaltenen Kern-
bereich der pädagogischen Arbeit heraus, 
sodass hier eine entsprechende Abgren-
zungsfrage entfällt und sich die Entschei-
dung grundsätzlich auf die beiden Fragen 
konzentriert:

▶▶ �Unterfällt die jeweilige Tätigkeit – auch 
wenn sie außerhalb des Unterrichts 
stattfindet – gleichwohl dem vorrangi-
gen Bildungsauftrag von Schule?

▶▶ �Kann die Tätigkeit im Rahmen der 
Eingliederungshilfe als nachrangige 
Hilfe zur angemessenen Schulbildung 
beansprucht werden?
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Entsprechend unterschieden nach den ein-
zelnen Aufgabenbereichen wird im Folgen-
den diesen Abgrenzungsfragen – insb. auch 
unter Heranziehung von Kriterien aus der 
Rechtsprechung – näher nachgegangen und 
versucht, Orientierung und ggf. Argumenta-
tionsgrundlage zu geben.

I .   AUF G A BE N  IM  S C HUL A L LTA G

1.	 AUFGABEN WÄHREND DES UNTERRICHTS

a) Ausschließlich schulische Verantwortung (Kernbereich)
Die überwiegende Rechtsprechung105 fasst 
unter den allein von Schule zu verantworten-
den Kernbereich der pädagogischen Arbeit

„alle schulischen Maßnahmen, die 
dazu dienen, die staatlichen Lehr-
ziele zu erreichen, in erster Linie 
also der (unentgeltliche) Unter-
richt, der die für den erfolgreichen 
Abschluss notwendigen Kenntnisse 
vermitteln soll“.106

Hinsichtlich einer (positiven) Konkretisie-
rung dieser allgemein gehaltenen Vorgabe, 
finden sich in der Rechtsprechung nur sehr 
wenige, nähere Umgrenzungen,107 wie z.B. 
die:

»» Vorgabe der Lerninhalte;108

»» �Vorgabe der Arbeits- und Lern
aufträge;109

»» �Wissensvermittlung und deren  
Einübung.110

Grundsätzlich erscheint in diesem Kontext 
auch die Überlegung nachvollziehbar, die 
von den Lehrkräften zur Vermittlung der 
Lehrinhalte typischerweise eingesetzten pä-
dagogischen Mittel bzw. Maßnahmen mit 
zum Kernbereich der Schule zu zählen. So 
fasst das SG Karlsruhe111 beispielsweise die 
Mittel zur

»» �Bearbeitung des Unterrichtsstoffs, 
»» Umsetzung des Unterrichtsplans,
»» �Vermittlung und Einübung des Unter-
richtsstoffs

mit in den Kernbereich und damit zu den al-
lein der Schule vorbehaltenen Bereichen. 
Zum Teil wird zur Auflösung dieser Über-
schneidung auf das Ausmaß des Bedarfs an 
pädagogischer Unterstützung abgestellt. 
Übersteigt dieser das „normale“ Maß (z.B. 
wenn der Schüler deutlich häufiger und an-
dauernder als andere Schüler Anleitung be-
nötigt), so sei der Kernbereich in jedem Fall 
überschritten.112

Die überwiegende Rechtsprechung ist die-
sen Weg jedoch nicht mitgegangen und ver-
ortet Leistungen eines Schulbegleiters selbst 
dann nicht im Kernbereich, wenn auch päd-
agogische Aufgaben mit übernommen wer-
den, solange die Vorgabe der Lerninhalte so-
wie das pädagogische Konzept der 
Wissensvermittlung in der Hand der Lehr-
kraft bleibt und sich die Leistungen der 
Schulbegleitung lediglich auf unterstützen-
de Tätigkeiten bei der Umsetzung der Ar-
beitsaufträge beschränken.113 
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Zum – allein in den Verantwortungsbereich der 
Schulen fallenden – Kernbereich der pädagogi-
schen Arbeit zählen ausschließlich die Vorgabe der 
Lerninhalte sowie deren Vermittlung und Ein-
übung. Solange diese in der Hand der Lehrkraft 
bleiben, ist es rechtlich irrelevant, wenn der 
Schulbegleiter auch (pädagogische) Aufgaben mit 
übernimmt.

b) Nachrangiger Anspruch auf Schulbegleitung
In Abgrenzung zu dieser Umschreibung des 
Kernbereichs werden als Hilfen zur ange-
messenen Schulbildung alle Dienste und 
Maßnahmen verstanden, die im Einzelfall 
erforderlich sind, damit der betreffende 
Schüler das pädagogische Angebot über-
haupt wahrnehmen kann.114 In diesem Sinne 
soll der Schulbegleiter die eigentliche päda-
gogische Arbeit der Lehrkraft absichern und 
mit die Rahmenbedingungen dafür schaf-
fen, den erfolgreichen Besuch der Schule zu 
ermöglichen.115

In der Rechtsprechung wurden in diesem 
Sinne u.a. die folgenden Leistungen von 
Schulbegleitern innerhalb des Unterrichts 
als entsprechend typische Hilfen zur ange-
messenen Schulbildung eingeordnet:

»» Organisation des Arbeitsplatzes116

»» �Ordnungsgemäßes Bereithalten der 
Unterrichtsmaterialien117

»» �Kontrolle und Einflussnahme auf das 
Verhalten118

»» �aufpassen, Informationen von der 
Tafel abzuschreiben119

»» �(simultane) Übersetzung des Unter-
richts120 (= Gebärdendolmetscher121)
»» �Unterstützung beim Aufgabenver-
ständnis und bei Konzentration122

»» �Wiederholung der Arbeitsanwei-
sung123

»» Ermutigen124

»» �Arbeitshaltung unterstützen,125 Anlei-
tung zum Durchhalten/Arbeiten126

»» �Auffangen von Verweigerungshal-
tung und produktive Umleitung127

»» �Beaufsichtigung zur Vermeidung von 
Selbstgefährdung128

»» Hilfe bei feinmotorischen Arbeiten129

»» �Ruhephasen ermöglichen;130 Schon-
raum ermöglichen und beaufsichti-
gen131

»» Beruhigung132

»» �Erkennen und Vermeiden von Über-
forderungssituationen133

»» �Hilfestellung bei der Zusammenarbeit 
mit Mitschülern;134 Unterstützung bei 
Partner- und Gruppenarbeiten135

»» �Strukturierung von freien Unter-
richtssituationen136

»» Rückkopplung mit Lehrkraft137

»» Emotionale Stabilisierung138

»» �Kleinschrittige Strukturierung bei 
offenen Lernangeboten139

»» �Hilfe im Sport- und Schwimmunter-
richt140
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2.  AUFGABEN ALS SCHULBEGLEITENDE UNTER-
STÜT ZUNG

Hilfestellungen im Rahmen einer schulbe-
gleitenden Unterstützung fallen – da hier 
keine Wissensvermittlung stattfindet – von 
vornherein aus dem der Schule ausschließ-
lich vorbehaltenen Kernbereich heraus. 
Nähere Auseinandersetzungen, inwiefern 
diese Tätigkeiten gleichwohl vom vorrangi-
gen (erweiterten) Bildungsauftrag der Schu-
le umfasst sind bzw. sein sollten, finden sich 
in den Gerichtsentscheidungen nicht. Viel-
mehr lässt sich anhand der Rechtsprechung 
allein herauslesen, welche Leistungen von 
Schulbegleitern als solche angesehen wer-
den, die (auch) einen typischen Eingliede-
rungshilfebedarf begründen:

»» �Unterstützung, pünktlich zu erschei-
nen141

»» Sachen ein- und auspacken142

»» �Kontrolle und Einflussnahme auf das 
Verhalten143

»» �Aufsicht, dass Schüler nicht unkont-
rolliert das Schulgelände verlässt144

»» �sinnvolle und altersangemessene 
Pausengestaltung145

»» Führen von Einzelgesprächen146

»» �Unterstützung der Integration in Klas-
senverband147

»» �Auffangen von Verweigerungshal-
tung und produktive Umleitung148

»» �Beaufsichtigung zur Vermeidung von 
Selbstgefährdung149

»» Hilfe bei alltäglichen Verrichtungen150

»» �Unterstützungsleistungen beim An- 
und Auskleiden151

»» Unterstützung bei Toilettengängen152

»» Unterstützung bei den Mahlzeiten153

»» Hilfe bei Treppengängen154

»» Unterstützung beim Raumwechsel155

»» Ruhephasen ermöglichen156

»» Emotionale Stabilisierung157

»» Hilfe in Konfliktsituationen158

»» �Hilfe bei Orientierung in neuer  
Umgebung159

»» �Kommunikation zwischen Eltern  
und Lehrern160

I I .   BE S ONDE R E  AUF G A BE N -
BE R E IC HE

1.	 SCHULWEGBEGLEITUNG

a) Vorrangige Aufgabe von Schule?
Die Frage, in wessen Zuständigkeitsbereich 
eine notwendige Begleitung des Kindes auf 
dem Schulweg fällt (Schule oder Eingliede-
rungshilfe), entscheidet sich in erster Linie 
danach, wem qua landesgesetzlicher Verant-
wortungszuweisung die Organisation und 
Durchführung der Schülerbeförderung ob-
liegt und wie diese ausgestaltet ist. 

Im SchulG BW selbst findet sich zur Zustän-
digkeit und Ausgestaltung der Schülerbeför-
derung keine eigene Regelung. Allerdings 
befasst sich §  18 Finanzausgleichsgesetz 
(FAG BW)161 mit den Schülerbeförderungs-
kosten und bestimmt grundsätzlich die 
Stadt- und Landkreise – als Schulträger – 
zum entsprechenden Kostenträger (§  18 
Abs. 1 S. 4 FAG BW). Inzident lässt sich daraus 
ableiten, dass diesen damit auch die Organi-
sation und Durchführung der Schülerbeför-
derung obliegt. Näheres zur Übernahme der 
entstehenden Beförderungskosten können 
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die Stadt- und Landkreise durch Satzung be-
stimmen (§  18 Abs.  2 S.  1 FAG BW), insb. zu 
Umfang und Abgrenzung der notwendigen 
Beförderungskosten (Nr. 1), zu Höhe und Ver-
fahren der Erhebung eines Eigenanteils oder 
der Gewährung eines Zuschusses (Nr. 2) oder 
auch zum Verfahren der Kostenerstattung 
zwischen Schülern bzw. Eltern und Schulträ-
ger (Nr. 4).

Die konkrete Ausgestaltung der Schülerbe-
förderung variiert daher in Baden-Württem-
berg je nach Satzungsregelung der jeweili-
gen Kommune. So finden sich bspw 
unterschiedliche Regelungen für Fallkons-
tellationen, in denen ein Schüler eine Schule 
besucht, die von seinem Wohnort weiter 
entfernt liegt (z.B. Wohn- und Schulort befin-
den sich nicht im selben Landkreis). Ist für 
diesen Fall z.B. bestimmt, dass grundsätzlich 
nur die Schülerbeförderungskosten zur 
nächstgelegenen Schule übernommen wer-
den, stellt dies für Eltern mit einem Kind, 
dessen hilfebedarfsgerechte Beschulung 
derzeit allenfalls an bestimmten und ggf. 
entsprechend weiter entfernt liegenden Re-
gelschulen gedeckt werden kann, ein beson-
deres Hindernis und unter Gerechtigkeitsge-
sichtspunkten fragwürdige Mehrbelastung 
dar.

Ebenso lässt sich die Frage, ob bzw. inwie-
fern im Rahmen dessen die besonderen Be-
lange von Schülern mit Behinderungen – 
wie z.B. die Übernahme von Kosten einer 
Schulwegbegleitung – Berücksichtigung ge-
funden haben, nur anhand der jeweils gel-
tenden Satzung entscheiden.162 Die einzige 
gesetzliche Vorgabe, die die Kommunen in 
diesem Kontext zu beachten haben, macht 
bislang § 18 Abs. 2 S. 2 FAG BW: Bei Schülern 
von Sonderschulen können in der Satzung 
keine Höchstbeträge für die Kostenerstat-
tung bestimmt werden.

Interessanterweise enthält Art. 2 des Geset-
zes zum Ausgleich kommunaler Aufwen-
dungen für die schulische Inklusion auch ei-
ne Änderung des §  18 Abs.  3 S.  2 FAG: Im 
Rahmen dessen sollen die Zuweisungen des 
Landes an die Kommunen für die Schülerbe-
förderungskosten „zur Umsetzung der schu-
lischen Inklusion“ bis zum Jahr 2018 stufen-
weise erhöht werden.163 Inwiefern dies als 
Anerkenntnis zu werten ist, dass seitens des 
Landes auch der Schulweg (inkl. einer ent-
sprechenden Begleitung, sofern diese not-
wendig ist) als schulische Aufgabe verstan-
den wird, lässt sich jedoch nicht beurteilen.
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b) (Nachrangige) Aufgabe von Eingliederungshilfe
Kann ein Schüler mit Behinderungen den 
Schulweg nicht allein zurücklegen, gilt die 
hierfür benötigte Begleitung als notwendige 
Annexleistung im Rahmen der Hilfen zur 
angemessenen Schulbildung.164 Dement-
sprechend ist derzeit in § 22 EinglHV vorge-
geben, dass – sofern die Maßnahmen der 
Eingliederungshilfe die Begleitung des be-
hinderten Menschen erfordern – auch die 
notwendigen Fahrtkosten und die sonstigen  
mit der Fahrt verbundenen notwendigen 
Auslagen der Begleitperson sowie ggf. wei-
tere Kosten der Begleitperson, soweit diese 
nach den Besonderheiten des Einzelfalls not-
wendig sind, mit zu übernehmen sind.165

Besteht kein vorrangig gegenüber dem Schulträger 
durchzusetzender Anspruch auf Schulwegbeglei-
tung, gehört auch diese als Leistung zur Teilhabe 
an angemessener Schulbildung zum Hilfeanspruch 
gegenüber den Trägern der Eingliederungshilfe.

2.  BEGLEITUNG WÄHREND DER NACHMIT TAGS
BE TREUUNG, HORT UND GANZ TAGS SCHULE

a) Formen schulischer Unterstützung
Als außerunterrichtliche Betreuungsange-
bote für Schüler sind in Baden-Württemberg 
grundsätzlich vier verschiedene Formen vor-
gesehen:166

▶▶ Verlässliche Grundschule

Diese bietet eine Betreuung unmittelbar vor 
und nach dem vormittäglichen Unterricht 
an, die vom Schulträger oder einem freien 
Träger organisiert wird. Dadurch können 
Kinder vormittags bis zu sechs Stunden be-
treut werden, wobei die Betreuungszeit spä-
testens um 14 Uhr endet. Als Betreuungsort 
werden entweder die Räume der Grundschu-
le oder benachbarte Räume genutzt. Der Trä-
ger der Betreuungseinrichtung ist verant-
wortlich für die Ausgestaltung des Angebots.

Das Land unterstützt unter verschiedenen 
Voraussetzungen dieses Betreuungsangebot 
durch Zuwendungen an den öffentlichen 
Schulträger bzw. anbietenden freien Trä-
ger.167 Laut Nr.  8 der Förderrichtlinie sind 
auch Betreuungsangebote an Förderschulen, 
Schulen für Erziehungshilfe und Schulen für 
Sprachbehinderte förderungsfähig, soweit 
sie von Schülern im Grundschulalter besucht 
werden. Da diese Schularten infolge der 
Schulgesetzänderungen zur inklusiven 
Schulbildung in dieser Art nicht mehr vor-
handen sind, läuft diese Fördermöglichkeit 
derzeit ins Leere und bedürften die Förder-
richtlinien wohl entsprechender Anpassung.
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▶▶ Flexible Nachmittagsbetreuung

Im Rahmen der flexiblen Nachmittagsbe-
treuung können Betreuungsangebote am 
Nachmittag im Umfang von max. 15 h/Wo-
che und Gruppe an allgemein bildenden 
Schulen angeboten werden. Das Angebot 
beginnt frühestens um 12 Uhr und endet 
spätestens um 17.30 Uhr. Träger dieser Ange-
bote an der Schule sind Kommunen und 
freie Träger der Jugendhilfe, die in der inhalt-
lichen Ausgestaltung grundsätzlich frei sind.

Auch dieses Betreuungsangebot wird durch 
das Land – nach Maßgabe derselben Förder-
richtlinie wie die verlässliche Grundschule – 
gefördert.

▶▶ �Hort an Schulen und herkömmlicher 
Hort

Der Hort an der Schule und der herkömmli-
che Hort sind Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe. Sie bieten ein Betreuungsange-
bot für schulpflichtige Kinder bis zur Vollen-
dung des 14. Lebensjahres und zwar von 
Montag bis Freitag nach dem Unterrichts-
vormittag von täglich mindestens fünf 
Stunden; in der Regel auch in den Schulferi-
en. Regelmäßig wird in der Einrichtung auch 
ein Mittagessen angeboten. Beim Hort an 
der Schule besteht – im Vergleich zum her-
kömmlichen Hort – die Besonderheit, dass er 
in einer Schule untergebracht oder in räum-
licher Nähe zu einer Schule eingerichtet ist.

Auch für diese beiden Betreuungsformen 
gewährt das Land Zuwendungen.168 Empfän-
ger sind die örtlichen Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe, die Gemeinden sowie Träger 
der freien Jugendhilfe, die eine entsprechen-
de Hortbetreuung anbieten. Betreuungs
angebote für junge Menschen mit Behinde-
rungen (bzw. sonderpädagogischem 
Förderbedarf) sind in dieser Förderrichtlinie 
ebenfalls nicht eigens erwähnt.

▶▶ Ganztagsschule

Das Land Baden-Württemberg hat den Aus-
bau von Ganztagsschulangeboten zu einer 
der „wichtigsten Aufgaben“ des Landes  
erklärt.169 Die im Juli 2014 erfolgte Verabschie-
dung des Gesetzes für die Ganztagsgrund-
schule und die Grundstufen von Förder- 
schulen wurde dementsprechend als „histori-
scher Tag in der Bildungspolitik des Landes“ 
beschrieben. Die zentrale schulgesetzliche Re-
gelung findet sich in § 4a SchulG BW und ent-
hält folgende zentrale Vorgaben:170

▶▶ �Das Ganztagsschulangebot gilt grund-
sätzlich für Grundschulen sowie die 
Grundstufen der sonderpädagogischen 
Bildungs- und Beratungszentren mit För-
derschwerpunkt Lernen. Sie fördern die 
Schüler individuell und ganzheitlich und 
stärken sie in ihrer Persönlichkeitsent-
wicklung und im sozialen Miteinander. 
Sie verbinden an drei oder vier Tagen pro 
Woche mit sieben oder acht Zeitstunden 
in einer rhythmisierten Tagesstruktur 
Unterricht, Übungsphasen und Förder-
zeiten, Bildungszeiten, Aktivpausen und 
Kreativzeiten zu einer pädagogischen 
und organisatorischen Einheit (§ 4a 
Abs. 1 SchulG BW).171
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▶▶ �Die Einrichtung als Ganztagsschule 
kann auf Antrag des Schulträgers in der 
verbindlichen Form (Teilnahme aller 
Schüler) oder in der Wahlform (Möglich-
keit zur Teilnahme) erfolgen (§ 4a Abs. 2 
SchulG BW).

▶▶ �Schüler, die am Ganztagsbetrieb teil-
nehmen, unterliegen für diese Zeit – mit 
Ausnahme der Mittagspause einschl. 
des Mittagessens – der Schulpflicht (§ 4a 
Abs. 3 SchulG BW, Nr. 2.2 Ganztags-VV172). 

▶▶ �Die Aufsichtsführung und Betreuung 
der Schüler beim Mittagessen ist vom 
Schulträger sicherzustellen. Im Übri-
gen obliegt die Aufsichtsführung und 
Betreuung dem Land und wird von der 
Schulleitung organisiert (§ 4a Abs. 4 
SchulG BW, Nr. 2.3 Ganztags-VV).

Mit Blick auf die besonderen Betreuungsbe-
darfe von Schülern mit Behinderungen ist in 
der Praxis seit geraumer Zeit zu konstatieren, 
dass aufgrund des verstärkten Ausbaus von 
Ganztagsschulen etliche bisherige (Jugend-
hilfe-)Angebote intensiver pädagogischer 
Betreuung (z.B. heilpädagogische Tages-
gruppen, spez. Horte) geschlossen wurden.

Aus juristischer Sicht wurden hingegen Dif-
ferenzierungen in Bezug auf die Betreuung 
von Schülern mit Behinderungen bzw. mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf  allein 
in der Ganztags-VV getroffen. Dort heißt es, 
dass – während eine „normale“ Gruppengrö-
ße an einer Ganztagsschule grundsätzlich 25 
Schüler umfasst – für die Grundstufen an 

Förderschulen die Gruppengröße grundsätz-
lich bei 12 Schülern liegt.173 Aufgrund der 
Neuregelungen im Zuge der inklusiven Be-
schulung erscheinen diese Vorgaben jedoch 
überholt: Zum einen lohnt die „normale“ 
Gruppengröße an einer Grundschule von 
pauschal 25 Schülern mit Blick auf die Anfor-
derungen bedarfsgerechter inklusiver Be-
schulung hinterfragt zu werden. Zum ande-
ren wäre zumindest die Begrifflichkeit der 
„Grundstufen an Förderschulen“, wenn 
nicht gar die Gruppengrößenvorgabe von  
12 Schülern nochmals entsprechend anzu-
passen. Von außen nicht recht erklärbar ist 
zudem, warum das Ganztagsschulangebot 
an sonderpädagogischen Bildungs- und Be-
ratungszentren allein auf den Förderschwer-
punkt Lernen bezogen ist und die anderen 
Förderschwerunkte vollständig davon aus-
genommen sind.

Darüber hinaus gilt zu berücksichtigen, dass 
Ganztagsschulangebote nicht nur formal-
rechtlich als schulpflichtige Zeit gelten (vgl 
§ 4a Abs. 3 SchulG BW, Nr. 2.2 Ganztags-VV). 
Sie bewegen sich auch konzeptionell mit ih-
ren verschränkten Einheiten von Unterricht, 
Übungsphasen, Förder- und Bildungszeiten 
etc. immer wieder in der klassischen schuli-
schen Aufgabe von Wissensvermittlung und 
seiner Einübung und damit sogar im – allein 
der Schule vorbehaltenen – Kernbereich der 
pädagogischen Arbeit. Zudem erscheint die 
– regelmäßig von einem sehr viel weiter ge-
dachten und ganzheitlicher angelegten Bil-
dungsverständnis getragene – Idee der Ganz-
tagsschule geradezu prädestiniert dafür, 
auch inklusive Entwicklungen im Bildungs-
system anzustoßen und mitzugestalten.174
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Derzeit ist – für Baden-Württemberg – jedoch 
zu konstatieren, dass es sich, zumindest  
aus rechtlicher Perspektive, noch um zwei 
additive Konzepte zu handeln scheint, die 
voneinander getrennt gedacht und durchge-
führt werden. So sind zwar sowohl mit Blick 
auf die Einführung der inklusiven Schule als 
auch zum Auf- und Ausbau der Ganztags-
schulen ziemlich zeitgleich weitreichende 
schulische Veränderungen beschlossen wor-
den. Eine irgendwie angedachte Verschrän-
kung beider Reformen ist jedoch – zumin-
dest von außen – nicht erkennbar. 175 

Im Übrigen lässt sich für die anderen Betreu
ungsangebote  (verlässliche Grundschule, 
flexible Nachmittagsbetreuung, Hort an 
Schulen/herkömmlicher Hort) festhalten, 
dass sie zwar durch das Land mit gefördert 
werden, das damit durchaus anerkennt, dass 
Schule vor dem Hintergrund eines weiteren 
Bildungsverständnisses auch im Rahmen 
der Nachmittagsbetreuung eine Mitverant-
wortung trägt. Die Vorhaltung – und insb. 
auch die Ausgestaltung – dieser Betreuungs-
angebote verbleibt jedoch vollständig in der 
Verantwortung des jeweils anbietenden Trä-
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gers (Kommune oder freier Träger), so auch 
die Frage, ob überhaupt und wenn ja, inwie-
fern dieser die besonderen Bedarfe von 
Schülern mit Behinderungen in seinem An-
gebot mitdenkt und ihre Teilhabe daran ent-
sprechend sicherstellt.

b) Aufgabe von Eingliederungshilfe
Geht es um die Frage, inwiefern ein Hilfean-
spruch auf Schulbegleitung auch für nach-
mittägliche Schulbetreuungsangebote ge-
geben ist, zeigt sich die derzeit bestehende 
Diskrepanz in der Gewährung ambulanter 
Hilfen, je nachdem ob ein Kind in die Zustän-
digkeit des Jugend- oder aber in die des Sozi-
alhilfeträgers fällt, in besonderer Weise.

Für den Hilfeanspruch gegenüber dem Ju-
gendamt nach §  35a SGB  VIII ist es grund-
sätzlich egal, ob die Begleitung der – wie 
auch immer konzipierten – Nachmittagsbe-
treuung ebenfalls als „Hilfe zu einer ange-
messenen Schulbildung“ verstanden wird 
oder nicht. Vielmehr sieht § 35a Abs. 2 Nr. 2 
SGB  VIII sogar ausdrücklich die Eingliede-
rungshilfe in Tageseinrichtungen für Kinder 
vor, unter deren Begriff grundsätzlich auch 
Angebote für schulpflichtige Kinder fallen 
(vgl § 24 Abs. 4 SGB VIII). Gem. § 22a Abs. 4 
SGB VIII sollen diese bereits bei der Planung, 
konzeptionellen Ausstattung und Finanzie-
rung des Angebots zusammen mit den Sozi-
alhilfeträgern so konzipiert werden, dass 
grundsätzlich Kinder mit und ohne Behinde- 
rungen176 gemeinsam gefördert werden, so-
fern der Hilfebedarf dies zulässt. Falls das 
Betreuungsangebot insofern (noch) nicht 
strukturell so aufgestellt ist, dass es auch den 
Hilfebedarf von Schülern mit Behinderun-
gen (vollumfänglich) mit abdecken kann, ist 

somit auch diesbezüglich ein Anspruch auf 
„Schulbegleitung“ nach § 35a Abs. 3 SGB VIII 
gegeben – je nachdem, ob man das nachmit-
tägliche Betreuungsangebot als eine Hilfe zu 
einer angemessenen Schulbildung versteht 
(dann iVm § 54 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB XII) oder 
als allgemeine Hilfe zur Teilhabe am ge-
meinschaftlichen und kulturellen Leben 
(dann iVm § 55 Abs. 2 Nr. 7 SGB IX).177 Als in 
jedem Fall ambulante Hilfe ist sie für den 
leistungsberechtigten Schüler bzw. seine El-
tern auch für diesen Teil des (Schul-)Alltags 
kostenfrei.

Anders stellt es sich jedoch für Leistungsbe-
rechtigte dar, die in die Zuständigkeit des 
Sozialhilfeträgers fallen. Denn aufgrund der 
lediglich im Bereich der „Hilfen zu einer an-
gemessenen Schulbildung“ geltenden Privi-
legierung hinsichtlich einer Kostenerhe-
bung (§ 92 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 SGB XII), ist es für 
diese von entscheidender Bedeutung, ob das 
jeweils stattfindende Betreuungsangebot 
(auch) als ein solches der Schulbildung ein-
zuordnen ist. Gerade vor diesem Hinter-
grund war in jüngerer Zeit zum Teil die Ent-
wicklung eines weiteren Verständnisses des 
Begriffs „angemessene Schulbildung“ zu be-
obachten. 

So führte beispielsweise das SG Detmold in 
seiner Entscheidung vom 13.2.2015178 – zur 
Gewährung von Schulbegleitung im Rah-
men der Nachmittagsbetreuung einer offe-
nen Ganztagsschule – eindrücklich aus:

„Da die Kosten eines Integrations-
helfers gemessen an den Möglich-
keiten eines durchschnittlichen 
Privathaushaltes beträchtlich sind, 
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kommt die Zuordnung der Hilfen 
zur OGS [offenen Ganztagsschule, 
Anm. d. Verf.] zu den Hilfen zur Teil-
habe am Leben in der Gemeinschaft 
in ihren faktischen Auswirkungen 
einem Verbot der Teilnahme an der 
OGS für einen Schüler mit Behin-
derung, der aus durchschnittlichen 
Verhältnissen stammt, sehr nahe. 
Wenn ein Schüler, der an der OGS 
selbst teilnehmen möchte, auch 
wenn sie nur freiwillig ist, aus  
wirtschaftlichen Gründen fak- 
tisch nicht teilnehmen kann […],  
so wird der Kläger jedenfalls mit-
telbar benachteiligt. Das läuft dem 
Gedanken der Eingliederungshilfe 
zuwider. […]

Eine enge Auslegung des Begriffs 
der angemessenen Schulbildung ist 
hier nicht geboten. […] Die Formulie-
rung ‚insbesondere‘ schafft bereits 
eine Öffnungsklausel. Es kommt 
also gar nicht darauf an, ob für die 
OGS eine Schulpflicht besteht“.

Dieser weiten Auslegung ist jedoch das LSG 
NRW179 (in Aufhebung der Entscheidung des 
SG Detmold) nicht gefolgt, sondern hat – un-
ter mehrfacher Bezugnahme der Vorgaben 
des BSG in seinem Urteil zur „Montessori-
Therapie“ 180 – folgende Grundsätze heraus-
gestellt:

„Die bloß mittelbare Förderung der 
Schulausbildung genügt nicht […] 
Vielmehr muss die Leistung bei § 92 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SGB XII unmittel-
bar mit dem Schulbesuch verknüpft 

sein und allein dieser spezifi-
schen Fördermaßnahme dienen 
[…] Insoweit kommen zwar gerade 
auch Maßnahmen außerhalb des 
Schulbetriebs und der allgemei-
nen Schulpflicht unterliegenden 
Unterrichtszeiten in Betracht […] Die 
Maßnahme muss aber die Verbes-
serung schulischer Fähigkeiten des 
behinderten Menschen zum Ziel ha-
ben und zudem gemäß § 12 Nr. 1 und 
2 EinglHV erforderlich und geeignet 
sein, dem behinderten Menschen 
den Schulbesuch im Rahmen der 
allgemeinen Schulpflicht zu ermög-
lichen oder zu erleichtern. Insoweit 
hat eine individuelle Betrachtung 
im konkreten Einzelfall zu erfolgen 
[…]

Nach diesen Grundsätzen können 
die pauschalen und im Wesentli-
chen gesellschaftspolitischen Erwä-
gungen des SG zum ‚gewandelten 
Schulverständnis‘ schon im Ansatz 
nicht überzeugen […]

›› �Maßgeblich ist zunächst, ob die OGS 
der Grundschule […] eine objektiv 
finale Zielrichtung in Bezug auf die 
Schulbildung aufweist […]

›› �Soweit […] einzelne Veranstaltun-
gen der OGS eine objektiv finale 
Ausrichtung auf die Grundschulbil-
dung in der ersten Klasse aufweisen 
sollten, kommt es in einem zweiten 
Schritt darauf an, ob und in wel-
chem Umfang der Antragsteller an 
genau diesen Veranstaltungen […] 
teilnimmt […].
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›› �Von der Privilegierung des § 92 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SGB XII kann 
der Antragsteller ferner nur dann 
profitieren, wenn er allein oder 
überwiegend deshalb an der OGS 
teilnehmen soll, um seine schuli-
schen Fähigkeiten zu verbessern. […] 
Ursprünglich ging es danach offen-
sichtlich weniger um die Schulbil-
dung als um die Sicherstellung einer 
Betreuung des Klägers und die Ent-
lastung der Eltern […] Schließlich hat 
der Antragsteller […] auch betont, 
dass die OGS gerade für den Kläger 
wichtig sei, um Freundschaften zu 
pflegen und zu begründen. Auch 
insoweit geht es nicht um die Schul-
bildung, sondern um die allgemeine 
Gewährleistung von Teilhabe am 
Gemeinschaftsleben […]

›› �Schließlich ist gegenwärtig völlig 
offen, ob die Teilnahme des Antrag-
stellers an den Veranstaltungen 
der OGS […] zur Verbesserung der 
schulischen Fähigkeiten des Antrag-
stellers ganz oder teilweise geeig-
net und erforderlich ist. Insoweit 
müsste geklärt werden, welche 
Bildungsziele der ersten Klasse der 
Antragsteller mit seiner Behinde-
rung überhaupt erreichen kann und 
ob der Antragsteller zur Erreichung 
dieser Bildungsziele zwingend auf 
die Teilnahme an der OGS angewie-
sen ist.“

Wenngleich die Engführung auf den Unterricht 
durchaus fragwürdig erscheint – auch bundes-
rechtlich besteht insofern die Notwendigkeit, zu 
einem weiten Bildungsverständnis zu finden181 – 
gibt es für Leistungsempfänger des Sozialamtes 
derzeit hohe Hürden, Begleitung auch für den 
Nachmittagsbereich beanspruchen zu können.182

3.  HÄUSLICHE BEGLEITUNG DER HAUSAUFGABEN

Ihre Kinder bei der Fertigung der Hausaufga-
ben zu begleiten, gehört grundsätzlich zu 
den Elternpflichten aus Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG. 
Aus Perspektive des Verfassungsrechts han-
delt es sich insofern um eine gemeinsame 
Bildungs- und Erziehungsaufgabe von Eltern 
und Schule.183 Steht kein außerhäusliches 
Angebot zur Verfügung (z.B. im Rahmen ei-
ner Hortbetreuung), so sind somit zunächst 
die Eltern in der Pflicht, ihr Kind bei den 
Hausaufgaben entsprechend zu begleiten.

Die Besonderheit im vorliegenden Kontext 
liegt jedoch auch darin, dass Eltern von Schü-
lern mit Behinderungen öfter in die Situati-
on kommen, dass ihr Kind in der „normalen“ 
Nachmittagsbetreuung wegen seines spezi-
elleren Hilfebedarfs keine Aufnahme findet 
und dementsprechend auch häufiger die Be-
gleitung der Hausaufgabenhilfe selbst über-
nehmen müssen, während andere Eltern auf 
diese Hilfeangebote für ihre Kinder zurück-
greifen können.
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Sind Eltern nicht bereit und/oder in der Lage, 
ihrem behinderten Kind eine ausreichende 
Hausaufgabenbetreuung zu gewährleisten, 
wäre somit zu prüfen, inwiefern dies eine 
Beeinträchtigung der Teilhabe an einer an-
gemessenen Schulbildung darstellt, die ei-
nen Leistungsanspruch in Form einer Haus-
aufgabenassistenz gem. § 35a SGB VIII bzw. 
§§  53, 54 Abs.  1 S.  1 SGB  XII begründet. Den 
jungen Menschen auf den Vorrang der 
Selbsthilfe zu verweisen (§ 2 Abs. 1 SGB XII),184 
scheint insofern unzulässig. Die vorrangige 
elterliche Verantwortung kann mangels 
ausreichender Kapazitäten oder Fähigkeiten 
nicht aktiviert werden. Die hypothetische 
Selbsthilfemöglichkeit besteht somit nicht 
und ist für das Kind in tatsächlicher Hinsicht 
nicht durchsetzbar.185

4.	 BEGLEITUNG VON KL AS SENFAHRTEN

a) Aufgabe von Schule?
Das Kultusministerium Baden-Württem-
berg hat u.a. für Klassenfahrten eine eigene 
Verwaltungsvorschrift erlassen.186 Darin 
wird unter „I. Allgemeines“ ausführlich dar-
gelegt, dass außerunterrichtlichen Veran-
staltungen bei der „Erfüllung der erzieheri-
schen Aufgaben der Schule eine besondere 
Bedeutung“ zukommt, da sie u.a. der „Vertie-
fung, Erweiterung und Ergänzung des Un-
terrichts“ dienen. Derartige außerunterricht-
liche Veranstaltungen der Schule (z.B. 
Wanderungen und Jahresausflüge, Chor-, 
Orchester- und Sporttage, Lehr- und Studien-

fahrten, Schullandheimaufenthalte) gehö-
ren daher grundsätzlich zum schulischen 
Bildungs- und Förderauftrag. 

Mit Blick auf die Berücksichtigung der be-
sonderen Bedürfnisse von Schülern mit Be-
hinderungen finden sich in der Verwal-
tungsvorschrift nur sehr vereinzelt relevante 
Vorgaben. Zwar ist in den Regelungen zur 
„Vorbereitung und Genehmigung“ (II.) bspw 
die Rede davon, dass die Schule die Verant-
wortung dafür trägt, dass „Art und Ausge-
staltung der geplanten Maßnahmen […] auf 
die Belastbarkeit der Schüler abgestimmt 
sind“ (4.) und die „Begleitpersonen […] den 
vorauszusehenden Anforderungen gewach-
sen“ sein müssen; insofern hat sich die Zahl 
der Begleitpersonen bei Sonderschulen nach 
der Art der Behinderung zu richten (5.). Zu-
dem findet sich unter 10. der Grundsatz, dass 
alle Schüler einer Klasse oder eines Kurses 
teilnehmen sollen.

Eine explizite – verpflichtend eingeforderte 
– Rücksichtnahme auf ihre Hilfebedarfe fin-
det sich in der Verwaltungsvorschrift hinge-
gen an keiner Stelle. Sofern eine solche 
gleichwohl stattfindet, dürfte diese ange-
sichts der Tragweite jedoch kaum zum In-
halt haben – zumindest bei Weigerung nicht 
durchsetzbar –, dass sich die Schule zur Stel-
lung einer ggf. notwendig werdenden Be-
gleitperson bereit erklärt.
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b) (Nachrangige) Aufgabe von Eingliederungshilfe
Für die Frage, ob Schüler mit Behinderungen 
gegenüber dem zuständigen Träger der Ein-
gliederungshilfe einen Anspruch auf Beglei-
tung einer Klassenfahrt geltend machen 
können, gilt grundsätzlich zu unterscheiden:

▶▶ �Vor dem Hintergrund, dass Schulfahr-
ten – wie oben dargelegt – ausdrück-
lich zum Bestandteil des schulischen 
Förder- und Bildungsauftrags gehören, 
dürfte im Falle der Begleitung dersel-
ben regelmäßig auch von einer Hilfe 
zu einer angemessenen Schulbildung 
iSd § 54 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB XII ausge-
gangen werden können.

▶▶ �Bewegt sich die Klassenfahrt hin-
gegen eher im Freizeitbereich (z.B. 
Skifreizeit) und lässt sich nur schwer 
begründen, dass diese (auch) Bil-
dungszwecken dient, ermöglicht die 
Sicherstellung einer Begleitung dem 
jungen Menschen in jedem Fall die 
Begegnung und den Umgang mit 
nichtbehinderten Menschen – hier 
insb. mit seinen Klassenkameraden  
– und ist damit als Leistung zur 
Teilhabe am gemeinschaftlichen und 
kulturellen Leben grundsätzlich eben-
falls als mögliche Eingliederungshilfe 
umfasst (§ 54 Abs. 1 S. 1 SGB XII iVm 
§ 55 Abs. 2 Nr. 7 SGB IX). 

Kann die Teilnahme des jungen Menschen 
an der Klassenfahrt und damit seine Teilha-
be nur über die Mitfahrt einer Begleitperson 
erfolgen, begründet dies grundsätzlich auch 
einen Anspruch auf Gewährung dieser Ein-
gliederungshilfe.187 Für etwaige Leistungsan-
sprüche gegenüber dem Jugendhilfeträger 
ist dabei auch ohne Bedeutung, ob die Be-
gleitung der Klassenfahrt als „Hilfe zu einer 
angemessenen Schulbildung“ (§ 54 Abs. 1 S. 1 
Nr. 1 SGB XII) oder als „Hilfe zur Teilhabe am 
gemeinschaftlichen Leben“ (§ 55 Abs. 2 Nr. 7 
SGB IX) eingeordnet wird.188

Für junge Menschen mit Behinderungen 
und ihre Familien, die in die Zuständigkeit 
des Sozialhilfeträgers fallen, ist die jeweilige 
Zuordnung jedoch wiederum von entschei-
dender Bedeutung: Unterfällt die Klassen-
fahrt dem Bereich Schulbildung, gilt die  
hierfür gewährte Begleitung als privilegierte 
Leistung (§  92 Abs.  2 Nr.  2 SGB  XII), sodass  
für die Eingliederungsleistung keine Kosten  
erhoben werden. Gilt die Klassenfahrt hin-
gegen als Freizeitaktivität, unterfällt die  
Gewährung einer Begleitperson zur Teil
nahme daran nicht diesem Privilegierungs- 
tatbestand, sodass der junge Mensch und 
seine Eltern für die begehrte Leistung bis  
zur Zumutbarkeitsgrenze zunächst ihr Ein
kommen und Vermögen einzusetzen haben  
(§ 19 Abs. 3, § 85 Abs. 2, § 90 SGB XII), was im  
Ergebnis regelmäßig auf eine Selbstzahlung 
der Leistung bzw. entsprechenden Verzicht 
an der Teilnahme bei der Klassenfahrt hi
nauslaufen wird.



. 0 6 5

5.	 BEGLEITUNG IN DEN FERIEN

Zur Problematik, dass auch während der Fe-
rien ein Anspruch auf „Hilfen zu einer ange-
messenen Schulbildung“ in Form einer 
Schulbegleitung bestehen kann, finden sich 
in einer Entscheidung des SG Karlsruhe189 in-
teressante Ausführungen:

„Zwar nimmt der Kläger während 
dieser Zeiten – unstreitig und 
unzweifelhaft – nicht am Schulun-
terricht […] teil. Gleichwohl ist die 
Beklagte verpflichtet, auch wäh-
rend der Schulferienzeiten Aufwen-
dungen für einen Integrationshelfer 
im Rahmen der Hilfen zu einer 
angemessenen Schulbildung aus 
Mitteln der Eingliederungshilfe zu 
erbringen. Denn insoweit kommen 
alle Maßnahmen in Betracht, die 
im Zusammenhang mit der Ermög-
lichung einer geeigneten Schul-
bildung geeignet und erforderlich 
sind, um die Behinderungsfolgen zu 
beseitigen oder zu mindern […] 

Aufgrund des Grades der Ausprä-
gung seiner Autismus-Erkrankung 
sind für den Kläger besondere 
Hilfestellungen […] notwendig. 
Dies erfordert eine kontinuierli-
che Fortsetzung entsprechender 
Hilfestellungen nicht nur während 
der Schulzeiten und des Schulunter-
richts, sondern auch in den Ferien, 
um zu verhindern, dass erlernte 
Fähigkeiten wieder verloren gehen, 
was nur mühsam rückgängig zu 
machen wäre“.

Allerdings erscheint angesichts der – oben 
unter B.III.2. dargelegten – ebenfalls beste-
henden Tendenzen, die „Hilfen zu einer an-
gemessenen Schulbildung“ eher eng zu fas-
sen, durchaus zweifelhaft, ob und inwieweit 
andere Gerichte dieser relativ weiten Ausle-
gung des SG Karlsruhe folgen werden.

Gegenüber dem Jugendhilfeträger kann 
zwar ein entsprechender Hilfeanspruch auf 
Gewährung einer Begleitung in den Ferien 
als Hilfe zur Teilhabe – wenn nicht schon an 
angemessener Schulbildung, dann zumin-
dest – am Leben in der Gemeinschaft nach 
§ 55 Abs. 2 Nr. 7 (iVm § 58) SGB IX geltend ge-
macht werden.190 Aber für junge Menschen 
mit Behinderungen und ihre Familien, die in 
die Zuständigkeit des Sozialhilfeträgers fal-
len, entfällt auch hier die Privilegierung nach 
§ 92 Abs. 2 Nr. 2 SGB XII, sodass ihnen eine 
etwaige Begleitperson in den Ferien regel-
mäßig nur dann zur Verfügung gestellt wird, 
wenn die Eltern nicht in der Lage sind, diese 
selbst zu finanzieren.
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D.  RECHTLICHE FRAGEN AUS DER 
PRAXIS DER SCHULBEGLEITUNG 
I .   UN T E R  W E L C HE N  V OR AU S
S E T Z UNGE N  I S T  E IN  UN T E R-
R IC H T S - / S C HUL AU S S C HL U S S 
GE GE NÜBE R  DE M  S C HÜL E R 
B Z W.  GE GE NÜBE R  DE M  S C HUL
BE GL E I T E R  Z UL Ä S S IG ?

1.	 UNTERRICHTS-/SCHUL AUS SCHLUS S GEGENÜBER 
DEM SCHÜLER
In § 90 SchulG BW sind sog. Erziehungs- und 
Ordnungsmaßnahmen geregelt. Sie grenzen 
sich von den alltäglichen pädagogischen Er-
ziehungsmaßnahmen der Schule (z.B. Um-
setzen in der Klasse, Eintrag ins Klassen-
buch) ab (§ 90 Abs. 2 S. 1 SchulG BW) und sind 
innerschulische, disziplinierende Maßnah-
men gegenüber einzelnen Schülern.191 Auf-
grund ihres eingreifenden Charakters sind 
sie in §  90 SchulG BW an bestimmte ab-
schließende Voraussetzungen und ein förm-
liches Verfahren gebunden.

Vorgesehen sind demnach ausschließlich 
folgende Maßnahmen: 

▶▶ �durch den Klassenlehrer/unterrichten-
den Lehrer: 
a) max. 2 Std. Nachsitzen

▶▶ durch den Schulleiter:
a) max. 4 Std. Nachsitzen
b) Überweisung in Parallelklasse
c) �Androhung zeitweiligen Unterrichts-

ausschluss
d) Unterrichtsausschluss bis zu 5 Tagen

�und nach Anhörung durch Klassen-/
Jahrgangsstufenkonferenz
e) Unterrichtsausschluss bis zu 4 Wochen
f) Androhung Schulausschluss
g) Schulausschluss.

Grundvoraussetzung aller Maßnahmen ist 
ein konkretes, schulbezogenes und schuld-
haftes Fehlverhalten. Die Schuldfähigkeit 
wird bei Schülern mit Behinderungen je-
doch häufiger zu problematisieren sein. 
Denn ohne die Fähigkeit, das vorgeworfene 
Verhalten zukünftig vermeiden zu können, 
darf eine Erziehungs- und Ordnungsmaß-
nahme keinesfalls verhängt werden.192 Letzt-
lich ist im Einzelfall zu prüfen, ob die nötige 
Einsichtsfähigkeit in die Sozialwidrigkeit des 
Verhaltens gegeben ist und der Schüler den 
Zusammenhang zwischen seinem Fehlver-
halten und der Erziehungs- und Ordnungs-
maßnahme erkennen kann.193
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Sollte im Einzelfall tatsächlich diese Ein-
sichtsfähigkeit bejaht werden, ist des Weite-
ren entsprechend des Grundsatzes der Ver-
hältnismäßigkeit die im Verhältnis zum 
Fehlverhalten angemessene und am we-
nigsten eingreifende Maßnahme zu treffen, 
inkl. der Prüfung, ob eine – dem og Maßnah-
menkatalog vorgelagerte – pädagogische 
Erziehungsmaßnahme ausreichend ist.194

Außer Nachsitzen und Überweisung in eine 
Parallelklasse sind alle anderen Erziehungs- 
und Ordnungsmaßnahmen an das Vorlie-
gen weiterer Voraussetzungen geknüpft 
(§ 90 Abs. 6 SchulG BW):

▶▶ �(Androhung) Unterrichtsausschluss und 
Androhung Schulausschluss, wenn:
»» �Pflichtverletzung durch schweres/
wiederholtes Fehlverhalten

und dadurch
▶▶ �Erfüllung der Aufgabe der Schule oder 

Rechte anderer gefährdet ist

▶▶ Schulausschluss, wenn:
»» �für Mitschüler oder für Lehrkraft 
wegen Art und Schwere der Beein-
trächtigungen und deren Folgen 
weiterer gemeinsamer Schulbesuch/
weitere Unterrichtung nicht zumut-
bar ist

oder
»» �Pflichtverletzung aufgrund schweren/
wiederholten Fehlverhaltens und der 
Verbleib des Schülers in der Schule 
eine Gefahr für die Erziehung und 
Unterrichtung, sittliche Entwicklung, 
Gesundheit oder Sicherheit der Mit-
schüler befürchten lässt.

Disziplinierungsmaßnahmen als repressive 
Reaktion auf ein Fehlverhalten iSd §  90 
SchulG BW dürften dementsprechend ge-
genüber Schülern mit Behinderungen über-
wiegend unzulässig sein.

Es gilt allerdings zu beachten, dass § 23 Abs. 2 
SchulG BW eine Art Generalklausel enthält, 
die die Schule grundsätzlich zu allen Hand-
lungen ermächtigt, die zur Aufrechterhal-
tung der Ordnung des Schulbetriebs und zur 
Erfüllung der ihr übertragenen unterrichtli-
chen und erzieherischen Aufgaben erforder-
lich sind. Entscheidend ist daher, dass die 
getroffene Maßnahme der Aufgabe der 
Schule dient. Hierzu gehören z.B. der Erlass 
einer allgemeinen Schulordnung, aber z.B. 
auch konkrete organisatorische Maßnah-
men (z.B. Umgestaltung der Sitzordnung in 
der Klasse, Aufstellung von Stundenplänen, 
Alkoholverbot bei einem Schulfest).195

Aber auch Maßnahmen gegenüber einzel-
nen Schülern sind sowohl aus schulorganisa-
torischen wie auch präventiven Gründen 
(zur Abwehr einer Gefahr oder Störung) in 
diesem Rahmen möglich. 

Ebenso können eingriffsintensivere Maß-
nahmen, wie z.B. die Überweisung in eine 
Parallelklasse oder auch der Ausschluss von 
einer außerunterrichtlichen Veranstaltung 
(z.B. vom Wandertag/Klassenfahrt) grund-
sätzlich auf §  23 Abs.  2 SchulG BW gestützt 
werden.196 Für einen Unterrichts- oder gar 
Schulausschluss ist §  23 Abs.  2 SchulG BW 
aufgrund der enormen Eingriffsintensität 
gegenüber dem betroffenen Schüler hinge-
gen als Regelung zu unbestimmt.197 Insofern 
ist § 90 SchulG BW abschließend.
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Eine Disziplinarmaßnahme gegenüber einem 
Schüler ist allenfalls beim Vorliegen eines 
schuldhaften Fehlverhaltens zulässig, was bei 
Schülern mit Behinderungen aufgrund einge-
schränkter Fähigkeiten zur Einsicht und/oder 
Verhaltensänderung häufig nicht angenommen 
werden kann.

2. UNTERRICHTS-/SCHUL AUS SCHLUS S GEGENÜBER 
DEM SCHULBEGLEITER
Festzuhalten ist zunächst, dass ein Aus-
schluss des Schulbegleiters aus dem Unter-
richt nicht auf das dem Schulleiter zustehen-
de Hausrecht (§  41 Abs.  1 S.  3 SchulG BW) 
gestützt werden kann, da dieses nur für 
„Nichtberechtigte“ gilt, worunter Schulbe-
gleiter nicht gefasst werden können, wenn 
die Schule einzelfallunabhängig die entspre-
chende Begleitung in ihrer Schule zulässt.198 
Der Einsatz eines Schulbegleiters steht je-
doch nicht unter dem Vorbehalt einer Ge-
nehmigung der Person im Einzelfall.

Ebenso dürfte ein entsprechender Aus-
schluss auch nicht auf die unter D.I.1. bereits 
erwähnte Generalklausel des § 23 Abs.  2 
SchulG BW gestützt werden können. Dieser 
ermöglicht zwar grundsätzlich alle Maßnah-
men zur Aufrechterhaltung des ordnungs-
gemäßen Schulbetriebs und zur Erfüllung 
der schulischen Aufgaben und zielt damit 
auf so etwas wie Grundsatzentscheidungen. 
Möglicherweise käme diese Regelung als 
Grundlage in Betracht, wenn die Schule ei-
nen generellen Unterrichtsausschluss eines 
Schulbegleiters erwägen würde. Da dies je-
doch zur Konsequenz hätte, dass dem beglei-
teten Schüler letztlich keine Hilfe zur ange-
messenen Schulbildung mehr zuteilwürde, 

käme dies faktisch einem Unterrichtsaus-
schluss des betroffenen Schülers gleich, wel-
cher gerade nicht auf die Regelung des § 23 
Abs. 2 SchulG BW gestützt werden darf und 
zusätzlichen Voraussetzungen unterliegt 
(u.a. schuldhaftes Fehlverhalten des Schü-
lers; s. D.I.1.).

Ähnliche Überlegungen dürften auch bzgl.  
einmaliger, punktueller Unterrichtsaus-
schlüsse von Schulbegleitern gelten. Grund-
sätzlich gilt sicherlich zu beachten, dass der 
einzelnen Lehrkraft gesetzlich ausdrücklich 
eine „unmittelbare pädagogische Verant-
wortung“ für die Erziehung und Bildung der 
Schüler zukommt (§ 38 Abs. 6 SchulG BW). 
Sieht sie durch ein (Nicht-)Verhalten des 
Schulbegleiters ihren Unterricht in diesem 
Sinne gefährdet, könnte sie mit Blick auf ihre 
diesbezügliche Verantwortung einen ent-
sprechenden Unterrichtsausschluss des  
Schulbegleiters wohl erwägen. Dennoch er-
scheint eine solche Maßnahme dann nicht 
zulässig, wenn diese die Erziehung und Un-
terrichtung des auf Hilfe angewiesenen 
Schülers gefährden würde.199 Ob dies der Fall 
ist, kann jedoch letztlich nur anhand der im 
Einzelfall vorliegenden Beeinträchtigung 
bzw. seines konkreten Hilfebedarfs während 
der Unterrichtszeit beurteilt werden. 

Rechtliche Regelungen, die Disziplinarmaßnahmen 
gegenüber dem Schulbegleiter zulässig erscheinen 
ließen, sind nicht ersichtlich. In der Regel sind 
Konflikte zwischen Lehrern bzw. dem Schulleiter 
und Schulbegleiter demzufolge auf andere Weise 
als durch einen Unterrichts- bzw. Schulverweis zu 
lösen.
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I I .   W E R  H AT  GE GE NÜBE R  E INE M 
S C HÜL E R  DIE  AUF S IC H T S -
P F L IC H T ?

In erster Linie trifft die Aufsichtspflicht die 
zur Sorge für das Kind Berechtigten und Ver-
pflichteten (= Personensorgeberechtigte, 
§ 1626 BGB), d.h. in aller Regel die Eltern eines 
Kindes oder Jugendlichen.200 Für die Zeit des 
Schulbesuchs unterstehen diese aufgrund 
des eigenständigen Erziehungs- und Bil-
dungsauftrags der Schule (§  1 SchulG BW) 
hingegen der gesetzlichen Schutz- und Für-
sorgepflicht der Schule.201 

Darüber hinaus können die Eltern ihre Auf-
sichtspflicht im Wege vertraglicher Verein-
barungen auf dritte Personen übertragen.202

Zielrichtung der Aufsicht ist zum einen der 
Schutz des Beaufsichtigten selbst, zum ande-
ren aber auch die Verhinderung, dass der Be-
aufsichtigte anderen Schäden zufügt. Die 
Ausgestaltung der Aufsicht hängt stets von 
den konkreten Umständen des Einzelfalls ab 
und muss daher nicht immer in Form einer 
Präsensaufsicht ausgeübt werden.203

In der Schule gilt auch die Wahrnehmung 
der Aufsichtspflicht als pädagogische Auf-
gabe und ist grundsätzlich von den Lehrkräf-
ten persönlich wahrzunehmen.204 Die Orga-
nisationsverantwortung, d.h. die Erstellung 
eines Aufsichtsplans, obliegt dem Schullei-
ter.205 Sie gilt grundsätzlich nicht auf dem 
Schulweg (hier sind noch die Eltern verant-
wortlich), jedoch während der Unterrichts-
gänge (z.B. zum Sportplatz zwecks Sportun-
terrichts).206

Für die Unterrichtszeit gilt die Aufsichts-
pflicht als sog. Annex des Unterrichts, sodass 
sie grundsätzlich die unterrichtende Lehr-
kraft trifft. Muss diese für eine bestimmte 
Zeit den Raum verlassen, kann sie – sofern 
dies nach den Einzelfallumständen ausrei-
chend ist – für die Wahrnehmung der Auf-
sicht auch eine Hilfsperson einsetzen (z.B. 
einen Schüler). Ebenso kann die Lehrkraft als 
pädagogische Maßnahme einen Schüler 
grundsätzlich auch für eine bestimmte Zeit 
aus dem Klassenzimmer verweisen und ihn 
vor die Tür setzen, allerdings nur dann, wenn 
davon auszugehen ist, dass die Lehrkraft 
hierdurch ihre Aufsichtspflicht nicht ver-
letzt, weil es sich hierbei nicht um einen 
Schüler handelt, den man zur Vermeidung 
von Selbst- oder/und Fremdschädigungen 
möglichst immer „im Auge“ behalten soll-
te.207

Für die Frage, wie sich die Aufsichtspflicht 
der Schulbegleitung im Verhältnis zur Schu-
le verhält, gilt im Ausgangspunkt zunächst 
Folgendes zu beachten:

▶▶ �Als Erbringer von Eingliederungshilfen 
für das Kind besteht grundsätzlich mit 
den Eltern eine vertragliche Vereinba-
rung, die auch die Wahrnehmung der 
Aufsichtspflicht mit einschließt. 

▶▶ �Gleichzeitig wird diese vertraglich 
begründete Aufsichtspflicht durch die 
für die Zeit des Schulbesuchs bestehende 
Aufsichtspflicht der Schule verdrängt.
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Für die Zeit des Schulbesuchs (einschl. Pau-
sen, Raumwechsel etc.) steht daher die Schu-
le in der Primärverantwortung zur Wahr-
nehmung der Aufsichtspflicht. Der 
Schulleiter muss diese dementsprechend 
grundsätzlich so organisieren und gestalten, 
dass diese mit Blick auf die Schutz- und Für-
sorgepflicht für alle Schüler angemessen 
wahrgenommen werden kann. Dies um-
fasst grundsätzlich auch die Schüler, die  
einen Schulbegleiter haben. Auch für diese 
Situationen gilt demzufolge die Primärver-
antwortung der Schule. 

Die (nachgeordnete) Aufsichtspflicht des Schul
begleiters kommt immer dann ins Spiel, wenn 

�►   �keine Aufsichtspflicht der Schule besteht  
(z.B. auf dem Schulweg), 

►   �für den Schulbegleiter erkennbar wird, dass 
diese von der verantwortlichen Lehrkraft nicht 
ausreichend wahrgenommen wird 

►  �zwischen Schule und Schulbegleiter für be-
stimmte Situationen eine andere Wahrnehmung 
der Aufsichtspflicht vereinbart wird (z.B. grds. 
Aufsicht durch den Schulbegleiter während der 
Pause oder beim Raumwechsel).

I I I .   H AT DIE S CHUL E BZ W.  DER 
S CHUL BEGL EI T ER DA S RECH T Z UR 
MEDIK A MEN T ENGA BE ?

Eine ggf. notwendige Gabe von Medikamen-
ten gehört grds.  zum Sorgerecht der Eltern 
und ist – anders als die Aufsichtspflicht – 
nicht automatisch vom während der Schul-
zeit bestehenden Erziehungs- und Bildungs-
auftrag der Schule umfasst. 

Jedoch können die Personensorgeberechtig-
ten diesen Auftrag zum einen an die Schule 
delegieren und, sofern zudem eine entspre-
chende Anweisung des Arztes vorliegt, steht 
diese aufgrund ihres (das Sorgerecht der El-
tern verdrängenden) Erziehungs- und Bil-
dungsauftrags auch in der grundsätzlichen 
Pflicht, diesen zu übernehmen.208

Dabei sind allerdings folgende Grenzen an-
erkannt, die für die Schulen in Baden-Würt-
temberg auch in einer eigenen Verwaltungs-
vorschrift209 festgehalten sind:

»» �die Medikamentengabe könnte 
auch vor/nach dem Unterrichtsende 
geschehen,

»» �der Schüler könnte diese auch selbst 
vornehmen,

»» �es sind keine besonderen medizini-
schen Kenntnisse/Fähigkeiten hierfür 
notwendig,

»» �der Schüler akzeptiert die Medika-
mentenverabreichung.
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Wird ein solcher Versorgungsauftrag seitens 
der Schule angenommen, hat grundsätzlich 
der Schulleiter festzulegen, welche Lehrkraft 
hierfür zuständig ist und auch die entspre-
chende Vertretung zu regeln.210

Zum anderen ist natürlich auch möglich, das 
Recht und die Pflicht zur Medikamentenga-
be seitens der Eltern durch Vereinbarung an 
den Schulbegleiter zu delegieren. Ist eine sol-
che Beauftragung erfolgt, wird die Übernah-
me dieser Verantwortung gegenüber der 
Schule nicht mehr gefordert werden können, 
da in diesem Fall für die Eltern bereits eine 
alternative Möglichkeit zur Verfügung steht.

I V.   W IE  V E R T E ILT  S IC H  DIE 
V E R A N T W OR T UNG  Z W I S C HE N 
S C HUL E  UND  S C HUL BE GL E I T E R 
HIN S IC H T L IC H  S ON S T IGE R  F ÜR -
S OR GE P F L IC H T E N ?

Aufgrund des Erziehungs- und Betreuungs-
auftrags der Schule steht diese auch sonst in 
der primären Verantwortung zur Ausübung 
entsprechender Fürsorgebedürfnisse für die 
von ihr betreuten und unterrichteten Schü-
ler.

Kommt es daher beispielsweise bei einem 
Schüler zu einem aggressiven Durchbruch, 
hat sie sowohl diesem als auch gegenüber 
den Mitschülern entsprechende Schutz-
pflichten. Die Angemessenheit der Schutz-
maßnahmen hängt immer von den Einzel-
fallumständen ab. Egal, ob Festhalten, in ein 

anderes Zimmer verbringen, kurzfristiges 
Einschließen, Krankenwagen rufen oder 
Nichteinschreiten – sämtliche Maßnahmen 
können rechtmäßig sein, wenn die jeweilige 
Situation ein solches Vorgehen zum Schutz 
des betroffenen Schülers, seiner Mitschüler 
oder auch der Lehrkraft selbst erfordert. Al-
lerdings gilt dabei zu beachten, dass die je-
weilige Maßnahme zum einen verhältnis-
mäßig sein muss, d.h. keine mildere, weniger 
eingreifende verfügbar sein darf (z.B. kein 
Einsperren des Schülers in einem anderen 
Zimmer, wenn auch ein enges Beaufsichti-
gen und an der Seite bleiben ausreichend 
erscheint). Zum anderen darf die gewählte 
Maßnahme nicht mit anderen Pflichten 
(insb. der Aufsichtspflicht) kollidieren (z.B. 
kann ein Einschließen des Schülers zum 
Schutz der Mitschüler nur dann ernsthaft er-
wogen werden, wenn berechtigterweise da-
von ausgegangen werden kann, dass es 
währenddessen nicht zu selbstgefährden-
dem Verhalten kommt).

Schulbegleiter übernehmen wiederum 
durch den Hilfevertrag mit den Eltern ent-
sprechende Fürsorgepflichten für die von 
ihnen betreuten Schüler. Anders als die 
Schule, deren Schutzpflichten sich auf alle 
Schüler gleichermaßen erstrecken, trifft den 
Schulbegleiter die Fürsorgeverantwortung 
zunächst nur für den betreuten Schüler 
selbst, wenngleich die Schulbegleitung – 
vergleichbar den elterlichen Pflichten – auch 
Mitverantwortung dafür trifft, dass durch 
eigenes Verhalten des betreuten Schülers 
andere nicht gefährdet oder gar verletzt wer-
den. Sämtliche og Maßnahmen können da-
her grundsätzlich auch durch den Schulbe-
gleiter getroffen werden.
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Zur Vermeidung von nicht koordinierten Parallel-
prozessen und Verantwortungskollisionen – im 
Handeln wie auch Unterlassen – dürfte es sich 
empfehlen, entsprechende Vereinbarungen 
zwischen Schule und Schulbegleitung zu treffen, 
z.B. dass der Schulbegleiter in Situationen 
aggressiver Durchbrüche primär seiner (Allein-)
Verantwortung für den von ihm betreuten Schüler 
übernimmt, sich die Lehrkraft umgekehrt primär 
auf die (Schutz-)Verantwortung für die Mitschüler 
und deren Verhalten konzentriert.

V.   W E L C HE N  W E I S UNG S -  UND 
AUF S IC H T S BE F UGNI S S E N  UN T E R-
L IE GE N  S C HUL BE GL E I T E R ?

Das dienst- und fachaufsichtsrechtliche 
Weisungsrecht ist ein typisches Merkmal 
der staatlichen Aufsicht im Rahmen der 
Wahrnehmung von öffentlichen Verwal-
tungsaufgaben. Dabei verbindet sich mit der 
sog. Dienstaufsicht die Kontrolle formaler 
arbeits- bzw. beamtenrechtlicher Aspekte; 
die Fachaufsicht beinhaltet hingegen die Be-
fugnis zu fachlichen und sachlichen Wei-
sungen.211 In Arbeitsverhältnissen außerhalb 
der öffentlichen Verwaltung besteht grund-
sätzlich keine Dienst- und Fachaufsicht. 
Gleichzeitig sind jedoch Weisungsrechte ein 
wesentliches Merkmal von Arbeitnehmer-
verhältnissen.212

Zum Weisungsrecht (sog. Direktionsrecht) 
im Allgemeinen findet sich seit Januar 2003 
in § 106 GewO eine ausdrückliche Regelung. 
Danach ist es der jeweilige Arbeitgeber, der 
Inhalt, Ort und Zeit der Arbeitsleistung nach 
billigem Ermessen näher bestimmen kann, 
soweit diese Arbeitsbedingungen nicht 
durch den Arbeitsvertrag, Bestimmungen ei-
ner Betriebsvereinbarung, eines anwendba-
ren Tarifvertrages oder gesetzliche Vorschrif-
ten festgelegt sind (§  106 S.  1 GewO). Diese 
Regelungen zum Direktionsrecht gelten 
grundsätzlich auch für Arbeits- bzw. Beam-
tenverhältnisse im öffentlichen Dienst.213

Da die Weisungsbefugnis somit grundsätz-
lich beim jeweiligen Arbeitgeber liegt, ist 
entscheidend, ob und ggf. in welchem An-
stellungsverhältnis die Schulbegleiter ste-
hen:

▶▶ �Sind sie freiberuflich tätig, unterliegen 
sie grundsätzlich keiner Aufsicht und 
Weisung.

▶▶ �Sind sie als Mitarbeiter des Jugend- 
oder Sozialamtes tätig, unterliegen sie 
grundsätzlich den (dienst- und fachauf-
sichtlichen) Weisungen ihres (Dienst-)
Vorgesetzten, dessen Bestimmung sich 
in aller Regel den Allgemeinen Dienst- 
und Geschäftsanweisungen und/oder 
Stellen- bzw. Dienstpostenbeschreibun-
gen entnehmen lässt.214 

▶▶ �Sind Schulbegleiter Angestellte eines 
freien Trägers, liegt die Weisungsbe-
fugnis entsprechend bei der Leitung 
desselben bzw. einer – im zugrundelie-
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genden Arbeitsvertrag konkretisierend 
dazu bestimmten – anderen Person mit 
Leitungsfunktion.

▶▶ �Ist ein Schulbegleiter beim kommunalen 
Schulträger (Gemeinde, Landkreis; § 28 
SchulG BW) angestellt, leitet sich auch 
hier die Weisungsbefugnis grund-
sätzlich aus dem zugrundeliegenden 
Arbeits- bzw. Dienstverhältnis her. 

Allerdings enthält § 41 Abs. 3 SchulG BW eine 
spezialgesetzliche Regelung, wonach der 
Schulleiter „für den Schulträger […] die un-
mittelbare Aufsicht über die an der Schule 
tätigen, nicht im Dienst des Landes stehen-
den Bediensteten“ führt und „ihnen gegen-
über die aus der Verantwortung für einen 
geordneten Schulbetrieb sich ergebende 
Weisungsbefugnis“ hat. 

Aufgrund des Wortlauts von § 41 Abs. 3 
SchulG BW („für den Schulträger“) – d.h. qua-
si in Vertretung – kann diese Regelung aus-
schließlich an der Schule tätige Bedienstete 
betreffen, für die der Schulträger auch tat-
sächlich (auf den Schulleiter übertragbare) 
Aufsichtsbefugnisse besitzt, was wiederum 
nur dann der Fall ist, wenn sie mit dem 
Schulträger über ein Anstellungsverhältnis 
verbunden sind (klassischerweise dürfte 
dies auf an der Schule tätige Hausmeister, 
Verwaltungsangestellte, Reinigungskräfte 
etc. zutreffen).215 Gleiches muss im Übrigen 
für die Regelung des § 41 Abs. 3 Halbs. 2 
SchulG BW gelten, da auch diese mit ihrer 
Formulierung „er hat ihnen gegenüber …“ 
auf dieselben Personen und damit auch die-
selben Einschränkungen Bezug nimmt.

Das Rechtsverhältnis zwischen Schulleitung 
und Schulbegleitern, die nicht beim Schul
träger angestellt sind, ist somit – abgesehen 
von den allgemein geltenden Rechten und 
Befugnissen des Schulleiters (z.B. aus dem 
Hausrecht, vgl § 41 Abs. 1 SchulG BW) – nicht 
näher geregelt.216 

Seitens Schulleitung oder Lehrkräften können 
bestimmte Verfahrensweisen etc. gegenüber 
Schulbegleitern nur eingefordert werden, sofern 
sie entweder vom Einverständnis des Dienst- bzw. 
Arbeitgebers des Schulbegleiters gedeckt sind 
oder aber – im Falle der freiberuflichen Tätigkeit – 
mit dem Schulbegleiter entsprechend vereinbart 
wurden.
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V I .   W E L C HE  QUA L IF IK AT ION 
MU S S  E IN  S C HUL BE GL E I T E R 
V OR W E I S E N ,  UM  A L S  GE E IGNE T E R 
L E I S T UNG S E R BR INGE R  A NGE S E-
HE N  W E R DE N  Z U  KÖNNE N ? 
K A NN  Z . B .  AUC H  E IN  B UNDE S -
F R E I W IL L IGE NDIE N S T  L E I S T E N
DE R  ODE R  E INE  F S JL E R IN  E IN
GE S E T Z T  W E R DE N ?

Sind Schulbegleiter keine Angestellte des Ju-
gendamts, gilt für sie auch nicht das in § 72 
SGB VIII gegenüber den Jugendhilfeträgern 
aufgestellte Fachkräftegebot.217 Gleichwohl 
erfüllen die Eingliederungshilfeträger 
grundsätzlich ihre gegenüber den Hilfe- 
berechtigten bestehende Leistungsverant-
wortung nur dann, wenn es sich um eine ge-
eignete Leistung handelt, wozu selbstver-
ständlich auch eine entsprechende fachliche 
Eignung der Leistungserbringer gehört. Der 
Einsatz von „Nicht-Fachkräften“ als Schulbe-
gleiter ist daher rechtlich möglich, knüpft 
sich jedoch grundlegend an die Vorausset-
zung, dass diese in geeigneter, also bedarfs-
deckender Weise dazu in der Lage sind, die 
sich aus dem Hilfebedarf des jungen Men-
schen ergebenden erforderlichen Unterstüt-
zungsmaßnahmen zu erbringen. Dement-
sprechend lässt sich die Frage der fachlichen 
Eignung nicht pauschal, sondern nur orien-
tiert am jeweiligen Hilfebedarf beantworten.

Dass ein einheitliches Anforderungsprofil 
an Schulbegleitung nicht sachgerecht ist, ist 
inzwischen auch aus fachlicher Sicht aner-
kannt. Nach Maßgabe des Hilfebedarfs und 
der dadurch zu erbringenden Tätigkeiten 
und Unterstützungsleistungen ist zu ent-
scheiden, welcher Qualifikation der Schulbe-
gleiter jeweils bedarf.218 Dworschak219 führt 
insofern anschaulich aus:

„So ist […] nachdrücklich dafür zu 
plädieren, dass die Frage der Quali-
fikation von Schulbegleitern/Schul
assistenten vor dem Hintergrund 
des individuellen Betreuungsbe-
darfs des zu begleitenden Kindes 
gesehen wird. So ist durchaus denk-
bar, dass eine Schulbegleitung/ 
Schulassistenz, die sich überwie-
gend auf Hilfe und Unterstützung 
in der Alltagsbewältigung be-
zieht, keiner einschlägigen Qua-
lifikation im pädagogischen oder 
pflegerischen Bereich bedarf. So 
muss aber ebenso denkbar sein, 
dass eine Schulbegleitung, die 
sich primär durch den Kontext 
Verhalten(sauffälligkeit) begründet, 
einer einschlägig fachlichen Qua-
lifikation bedarf, was naturgemäß 
höhere Personalkosten nach sich 
zieht […]“
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Entsprechende Differenzierungen zur Frage 
der notwendigen Qualifikation von Schulbe-
gleitern lassen sich auch Gerichtsentschei-
dungen220 entnehmen. So verweist z.B. das 
ThürLSG221 darauf, dass 

„zunächst die für den Einglie-
derungszweck ‚angemessene 
Schulbildung‘ entsprechend den 
sonderpädagogischen Bedarfs-
feststellungen […] erforderlichen 
Unterstützungshandlungen und 
-maßnahmen des Schulbegleiters 
im Einzelnen festzustellen [und 
anschließend] auf dieser Grundlage 
eine weitere sonder- oder heilpä-
dagogisch sachkundige Auskunft 
bzw. gutachterliche Äußerung zum 
hierfür erforderlichen fachlichen 
Anforderungsprofil des Schulbe
gleiters einzuholen [sind].“

In der „Orientierungshilfe für die Sozial- und 
Jugendhilfe – Inklusion in Schulen“ des Kom-
munalverbands Jugend und Soziales Baden-
Württemberg (KVJS) werden insofern als 
„allgemeine Anforderungen an Qualifikati-
on und Qualitätssicherung“ ausdrücklich be-
nannt:222

▶▶ persönliche Eignung/Erfahrung,

▶▶ �fachliche Eignung für den jeweiligen 
Einzelfall,

▶▶ �nach Möglichkeit eine laufende fachli-
che Begleitung sowie die Möglichkeit 
zum Austausch und ggf. zur Supervision.

Grundbedingung einer ausreichenden Qualifikati-
on ist stets, dass sie den Anforderungen an die 
Begleitung im jeweiligen Einzelfall gerecht wird.223 
Dementsprechend besteht keine allgemeine 
Erfordernis, Schulbegleitungen ausschließlich 
pädagogisch und psychologisch ausgebildeten 
Fachkräften zu übertragen, sondern ist durchaus 
möglich, dass im geeigneten Einzelfall auch 
Personen im Bundesfreiwilligendienst (Bufdis) 
oder im Freiwilligen Sozialen Jahr (FSJler) diese 
übernehmen.

V II .   K A NN  E IN  S C HUL BE GL E I T E R 
AUC H  F ÜR  ME HR E R E  K INDE R 
GL E IC H Z E I T IG  TÄT IG  S E IN ?

Überlegungen, Schulbegleitungen für meh-
rere Kinder gleichzeitig einzusetzen, werden 
unter dem Begriff der sog. Pool-Lösungen zu-
nehmend diskutiert und erprobt. Auf die 
sich in Bezug auf diese strukturell angeleg-
ten Veränderungen ergebenden rechtlichen 
Fragestellungen gehen die Ausführungen 
unten im Teil E. näher ein.

Handelt es sich hingegen um die Frage, ob 
und ggf. inwieweit eine auf Individualhilfen 
gestützte Schulbegleitung für mehrere Kin-
der gemeinsam eingesetzt werden kann, be-
urteilt sich die Antwort in erster Linie da-
nach, ob dadurch der Hilfebedarf der 
betroffenen Kinder (immer noch) ausrei-
chend gedeckt wird. Dies wird regelmäßig 
sowohl davon abhängen, in welcher Art und 
Intensität sich die Behinderungen bei den 
Kindern einzeln sowie im Zusammenspiel 
konkret äußern, als auch davon, ob der ein-
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gesetzte Schulbegleiter über die notwendige 
Qualifikation sowie zeitlichen Ressourcen 
verfügt, diesem – regelmäßig komplexerem 
– Hilfebedarf mehrerer Kinder entsprechen 
zu können.

Eine Grenze kann sich allerdings dort auf-
tun, wo Eltern die Inanspruchnahme der 
Leistung in Form des persönlichen Budgets 
(pB) gewählt haben und – vor dem Hinter-
grund des zentralen Grundgedankens des 
pB als Instrument der Selbstbestimmung – 
nicht freiwillig bereit sind, dieses für die Be-
auftragung und Finanzierung eines Schulbe-
gleiters einzusetzen, der auch für ein 
weiteres Kind in der Klasse tätig ist. Der – 
wenngleich dem integrativen Gedanken 
häufig sehr viel besser gerecht werdende – 
Einsatz von einem Schulbegleiter für mehre-
re Kinder lässt sich dann nicht realisieren.224

V III .   GIB T  E S  E INE  HIL F E P L A-
NUNG  UND  W IE  S OL LT E  DIE S E  
G GF.  GE S TA LT E T  S E IN ?

Sofern eine (Eingliederungs-)Hilfe durch das 
Jugendamt gewährt wird, die voraussichtlich 
für längere Zeit zu leisten ist, sollen dessen 
Fachkräfte zusammen mit den Eltern sowie 
dem Kind bzw. Jugendlichen als auch den 
Leistungserbringern einen Hilfeplan aufstel-
len. Dieser soll als Grundlage für die Ausge-
staltung der Hilfe dienen und in diesem Sin-
ne Feststellungen über den Hilfebedarf, die 
zu gewährende Art der Hilfe sowie die not-
wendigen Leistungen enthalten. In regelmä-
ßigen Abständen soll überprüft werden, ob 
die gewählte Hilfe weiterhin geeignet und 
notwendig ist (§ 36 Abs. 2 SGB VIII).225

Diese Vorgaben gelten grundsätzlich auch 
für Schulbegleitungen nach § 35a Abs. 3 iVm 
§ 54 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB XII, sofern diese für 
längere Zeit (mind. sechs Monate) gewährt 
werden, was aufgrund der regelmäßig 
„schuljahresweisen“ Gewährung oftmals 
der Fall sein dürfte. Zum Zweck der Unter-
stützung im fachlichen Entscheidungspro-
zess im Sinne einer Qualifizierung und Spe-
zifizierung des Hilfeplans, gibt das Gesetz 
bzgl.  der Beteiligung der Leistungserbringer 
eine „Soll“-Verpflichtung vor, d.h. dass sei-
tens des Jugendamts der Schulbegleiter im 
Regelfall an der Hilfeplanung zu beteiligen 
ist. Da die Lehrkräfte in der Schule keine Er-
bringer von Eingliederungshilfe sind, ist ihre 
Beteiligung gesetzlich nicht explizit vorge-
geben, aber zulässig, wenn möglich und 
sinnvoll. 

Da die Hilfeplanung als fachliches Steue-
rungsinstrument gilt, unterliegt sie auch in 
ihrer Ausgestaltung der fachlichen Einschät-
zungs- und Entscheidungshoheit der fallzu-
ständigen Fachkraft im Jugendamt. Dem-
entsprechend kann diese somit entscheiden, 
Lehrkräfte in den Hilfeplanprozess mit ein-
zubinden wie sie umgekehrt auch zur Ein-
schätzung gelangen kann, dass z.B. der 
Schulbegleiter ausnahmsweise nicht an ei-
nem geplanten Hilfeplangespräch teilneh-
men soll (z.B. weil er seine Einschätzungen 
bereits schriftlich ausreichend formuliert 
hat und sich seit dem letzten Hilfeplange-
spräch keine bedarfs-, entwicklungs- und 
teilhaberelevanten Veränderungen ergeben 
haben). Sofern eine Beteiligung stattfindet, 
gilt zudem zu berücksichtigen, dass es sich 
hierbei um eine rein „dienende Mitwirkung“ 
handelt, die keine Verfahrensrechte der Hin-
zugezogenen begründet, z.B. keine verfah-
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rensrechtliche Position zugunsten der Gel-
tendmachung eigener Vorstellungen.226

Wird die Schulbegleitung durch das Sozial-
amt geleistet, ist eine Hilfe- bzw. Teilhabe-
planung derzeit grundsätzlich nicht vorge-
sehen. Lediglich für den Fall, dass mehrere 
Leistungen nebeneinander gewährt werden, 
besteht eine gesetzliche Verpflichtung, zu 
deren Durchführung so früh wie möglich ei-
nen Gesamtplan aufzustellen, ggf. unter Be-
teiligung des behinderten Menschen und im 
Zusammenwirken mit den sonst im Einzel-
fall Beteiligten (§ 58 SGB XII). Allerdings wird 
überwiegend davon ausgegangen, dass auch 
diese Vorgabe nur gilt, wenn es sich hierbei 
um Leistungen verschiedener Rehabilitati-
onsträger handelt.227 Darüber hinaus enthält 
das SGB XII weder spezielle Vorgaben zu Ver-
fahren der Bedarfsermittlung und Hilfepla-
nung noch zum notwendigen Inhalt. Ob und 
ggf. wie eine Hilfeplanung durchgeführt 
wird, hängt daher stark von der jeweiligen 
Praxis des zuständigen Sozialhilfeträgers ab.

I X .   UN T E R  W E L C HE N  V OR AU S -
S E T Z UNGE N  KÖNNE N  DIE  
L E I S T UNGE N  DE R  S C HUL BE
GL E I T UNG  A L S  P E R S ÖNL IC HE S  
B UD GE T  ( §   17  S GB   I X )  IN  A N -
S P RUC H  GE NOMME N  W E R DE N ?

Die Entscheidung, ob eine Eingliederungs-
hilfe in Form eines persönlichen Budgets 
(pB) gewährt wird oder nicht, liegt nicht im 
Ermessen des Leistungsträgers. Vielmehr 
hat der Leistungsberechtigte diesbezüglich 
einen Rechtsanspruch, dem – auf seinen An-
trag hin – zwingend stattzugeben ist (§ 159 
Abs. 5 SGB IX).228

Mit der Gewährung der Leistung in Form des 
pB erfüllt der Rehabilitationsträger (Jugend- 
oder Sozialamt) seine (finanzielle) Leistungs-
pflicht grundsätzlich in vollem Umfang und 
direkt.229 Mit dem Leistungserbringer (Schul-
begleiter) besteht seitens des zuständigen 
Rehabilitationsträgers somit in diesen Fällen 
keine vertragliche Beziehung. Vielmehr ent-
steht die Leistungsbeziehung zum Leis-
tungserbringer allein auf Veranlassung und 
zum Leistungsberechtigten selbst.230 

Gleichwohl obliegt dem Rehabilitationsträ-
ger insofern die Steuerungs- und Entschei-
dungsverantwortung, als er vorab – wie 
sonst auch – das Vorliegen der Leistungsvor-
aussetzungen zu prüfen hat, um daraufhin 
das pB gem. § 17 Abs. 3 S. 3 SGB IX so zu „be-
messen, dass der individuell festgestellte Be-
darf gedeckt wird und die erforderliche Bera-
tung und Unterstützung erfolgen kann“. Als 
Ergebnis ist zwischen dem Leistungsberech-
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tigten und dem Rehabilitationsträger für die 
Dauer des Bewilligungszeitraums eine sog. 
Zielvereinbarung abzuschließen (§ 4 Budget-
verordnung – BudgetV), die mindestens Re-
gelungen über 

»» �die Ausrichtung der individuellen 
Förder- und Leistungsziele, 

»» �die Erforderlichkeit eines Nachweises 
für die Deckung des festgestellten 
individuellen Bedarfs sowie 

»» die Qualitätssicherung 

enthalten soll.

Wichtig erscheint noch die Vorgabe in § 17 
Abs. 3 S. 4 SGB IX, die eine Obergrenze für den 
Geldwert des pB insofern definiert, als das 
pB grundsätzlich nicht höher ausfallen soll 
als bei der Ausführung in Form von Sachleis-
tungen (sog. Budgetneutralität).231 Die Wahl 
des pB soll somit im Regelfall nicht zu einer 
Kostensteigerung gegenüber einer ansons-
ten gleichen Leistung führen.232

Mit Blick auf in der Praxis gelegentlich ange-
stellte Überlegungen zur Gestaltung infra-
struktureller Angebote für Schulbegleitung 
sei an dieser Stelle im Kontext pB noch auf 
folgende Gesichtspunkte hingewiesen:

▶▶ �Begehren Eltern für ihr Kind die Gewäh-
rung der Schulbegleitung in Form eines 
pB, hat das Sozial- bzw. Jugendamt 
– sofern ein entsprechender Hilfean-
spruch nach § 54 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB XII 
bzw. § 35a SGB VIII bejaht wird – diesem 
Antrag grundsätzlich stattzugeben. Eine 

Möglichkeit zur Ablehnung oder Gewäh-
rung der Leistung in anderer Form (z.B. 
in Form eines Stunden-Budgets für die 
Schule) besteht nicht. 

▶▶ �Allerdings würde es grundsätzlich dem 
erwähnten Prinzip der Budgetneutrali-
tät entsprechen, wenn das Sozial- bzw. 
Jugendamt als Bemessungsgrundlage 
für das pB ggf. ein geringeres Budget 
zum „Einkauf“ der Schulbegleitung 
zugrunde legen würde, wenn bereits ein 
Kind in derselben Klasse Schulbeglei-
tung erhält, der Unterstützungsbedarf 
beider Kinder insofern durch einen 
Schulbegleiter erfüllt werden kann und 
daher die zu veranschlagende Vergü-
tung der Schulbegleitung geringer 
ausfällt.

▶▶ �Die Zulässigkeit einer solchen Zusam-
menziehung beider Leistungen in einer 
Person des Leistungserbringers wäre 
jedoch zum einen davon abhängig, dass 
diese die Geeignetheit der Leistungser-
bringung nicht in Frage stellt, d.h. der 
jeweilige Hilfebedarf der Kinder muss 
gleichwohl in geeigneter und jeweils 
ausreichender Weise gedeckt werden 
(können). Dies wird regelmäßig sowohl 
davon abhängen, in welcher Art und 
Intensität sich die Behinderungen bei 
den beiden Kindern einzeln sowie im 
Zusammenspiel konkret äußern, als 
auch davon, ob der eingesetzte Schul-
begleiter über die notwendige Quali-
fikation verfügt, dieser – regelmäßig 
komplexeren – Aufgabe, den Hilfebedarf 
beider Kinder zu decken, entsprechen 
zu können. Zum zweiten bedarf es 
tatsächlich Schulbegleiter, die – sowohl 
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mit Blick auf ihre Qualifikation als auch 
ihrer eigenen Bereitschaft – für diese 
gleichzeitige Begleitung mehrerer Kin-
der zur Verfügung stehen und dement-
sprechend mit dem gewährten pB von 
den Eltern „eingekauft“ werden können. 
Zum dritten müssten die jeweiligen 
Eltern der Kinder freiwillig bereit sein, 
auf der Grundlage des ihnen gewährten 
pB denselben Schulbegleiter zu beauftra-
gen und zu finanzieren. Eine verpflich-
tende Vorgabe zur Inanspruchnahme 
desselben Schulbegleiters wäre mit Blick 
auf die Zielrichtung des pB zur Stärkung 
eigenverantwortlicher Entscheidungen 
jedenfalls unzulässig.

Begehren die Leistungsberechtigten die Hilfe einer 
Schulbegleitung in Form eines persönlichen 
Budgets, ist diesem Wunsch seitens des Jugend- 
bzw. Sozialamtes zu entsprechen. In diesem Fall 
erhalten die Leistungsberechtigten ein Budget, 
mit dem sie sich eigenverantwortlich einen Schul-
begleiter aussuchen und finanzieren können.

X .   UN T E R  W E L C HE N  V OR AU S -
S E T Z UNGE N  K A NN  DE R  S C HUL BE-
GL E I T E R  DIR E K T  V ON  DE N  E LT E R N 
BE AUF T R A G T  W E R DE N ,  D . H . 
WA NN  I S T  E INE  S E L B S T BE S C H A F -
F UNG  DE R  L E I S T UNG  MÖ GL IC H 
( §   3 6 A  S GB   V II I ,  §   15  S GB   I X )?

Wünschen Eltern für ihr Kind eine Schulbe-
gleitung, müssen sie einen entsprechenden 
Hilfeantrag an das Jugend- bzw. Sozialamt 
richten. Für die Behandlung dieses sog. Reha-
bilitationsantrags gibt im Weiteren § 14 
SGB  IX das Verfahren vor (ausführlich dazu 
bereits unter B.III.6.). Im Ergebnis ist hierzu 
Folgendes festzuhalten: Im Bereich der Ein-
gliederungshilfe wird – entweder infolge des 
Verstreichenlassens der Zweiwochenfrist 
durch den erstangegangenen Träger oder 
aufgrund der Weiterleitung des Antrags – in 
der Regel recht zügig eine Leistungszustän-
digkeit zugunsten des Hilfeberechtigten be-
gründet. Ein etwaiger Zuständigkeitsstreit 
darf ab diesem Zeitpunkt nur noch auf der 
Ebene des – zwischen den Leistungsträgern 
– nachgelagerten Kostenerstattungsverfah-
rens, nicht aber im Verhältnis zu den Leis-
tungsberechtigten ausgetragen werden.233

Kommt es nach Antragstellung beim Ju-
gend- oder Sozialamt zu einer Leistungsver-
zögerung, kann sich für die Hilfeberechtig-
ten unter bestimmten Voraussetzungen ein 
Recht zur Selbstbeschaffung ergeben, d.h. 
zur direkten Inanspruchnahme der Leistung 
und anschließender Geltendmachung der 
dadurch entstandenen Kosten gegenüber 
dem zuständigen Leistungsträger.
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Bei Ansprüchen auf Schulbegleitung gegen-
über dem Jugendamt richten sich die Vor-
aussetzungen eines Anspruchs auf Aufwen-
dungsersatz wegen selbstbeschaffter 
Leistung vorrangig nach § 36a Abs. 3 SGB VIII, 
der im Rahmen seiner Vorgaben die allge-
meine Regelung des § 15 SGB IX – insb. des-
sen Abs. 1 S. 4 – verdrängt (§ 7 S. 1 SGB IX).234 
Der Anspruch besteht, wenn das Jugendamt 
über den Hilfebedarf in Kenntnis gesetzt ist, 
die Voraussetzungen für die Leistungsge-
währung vorliegen und die Deckung des Hil-
febedarfs so dringlich war, dass eine Ent-
scheidung über die Leistungsgewährung 
oder bei Ablehnung über ein Rechtsmittel 
(Widerspruch bzw. Klage) nicht abgewartet 
werden konnte (§  36a Abs.  3 Nr.  1 bis 3b 
SGB VIII).

Für die Erstattung von selbstbeschafften Re-
habilitationsleistungen gegenüber dem So-
zialamt sieht § 15 Abs. 1 S. 4 SGB IX dann ei-
nen entsprechenden Anspruch vor, wenn 
das Sozialamt entweder die Schulbegleitung 
als „unaufschiebbare Leistung nicht recht-
zeitig erbringen“ konnte, d.h., ein Not-/Eilfall 
vorlag, oder wenn die Schulbegleitung „zu 
Unrecht abgelehnt“ wurde. Das grundsätzli-
che Abwarten eines Rechtsmittels (Wider-
spruch bzw. Klage) gehört hier demnach 
nicht zu den Voraussetzungen einer zulässi-
gen Selbstbeschaffung. 

Die Ermöglichung der Schulbildung zählt zu 
den zentralen Teilhabebereichen junger 
Menschen, sodass ein entsprechender Hil-
feanspruch grundsätzlich ohne zeitliche Ver-
zögerung zu erfüllen ist. Ob und wenn ja, 
tatsächlich Eilbedürftigkeit besteht, die eine 
beschleunigte Prüfung der Leistungsvoraus-

setzungen erfordert und bei einer Ableh-
nung ggf. auch das weitere Zuwarten auf ei-
ne Entscheidung über das Rechtsmittel 
unzumutbar erscheinen lässt, ist jedoch eine 
Frage der Einzelfallumstände. 

Bei einem Hilfebedarf auf Schulbegleitung, der 
sich bereits mehrere Monate vor der Einschulung 
abzeichnet, sind die Leistungsberechtigten 
gefordert, den Hilfeantrag so rechtzeitig einzurei-
chen, dass ihnen zugemutet werden kann, auch 
dessen Prüfung und Bescheidung abzuwarten, je 
nach Zeitverlauf auch die Entscheidung über ein 
etwaig eingelegtes Rechtsmittel. 

Stellt sich der Hilfebedarf hingegen im laufenden 
Schulbetrieb heraus, dürfte insb. dann schneller 
von einer eilbedürftigen Entscheidungssituation 
auszugehen sein, wenn der Besuch der Schule 
bereits unterbrochen oder der weitere Schul-
besuch akut gefährdet ist. Allgemeine zeitliche 
Vorgaben, wann aufgrund der Eilbedürftigkeit die 
Schulbegleitung zulässigerweise selbst beschafft 
werden kann, lassen sich mit Blick auf die Indivi-
dualität der Fallkonstellationen somit nicht 
benennen. Die Regelung zur Fristsetzung in § 15 
Abs. 1 SGB IX findet auf die Aufwendungsersatzan-
sprüche gegenüber Jugend- und Sozialämtern 
keine Anwendung (§ 15 Abs. 1 S. 5 SGB IX).
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X I .   W E L C HE  D AT E N S C HU T Z-
R E C H T L IC HE N  R E GE L UNGE N 
H A BE N  S C HUL BE GL E I T E R  Z U 
BE A C H T E N ?

1.  SCHULBEGLEITER ALS SCHWEIGEPFLICHTIGE 
PERSONEN
In Bezug auf den Datenschutz gilt zunächst 
folgender Grundsatz zu beachten: Derjenige, 
der personenbezogene Informationen des 
Schülers bzw. seiner Familie an einen Drit-
ten übermitteln möchte, benötigt hierfür ei-
ne datenschutzrechtliche Befugnis.235 Da im 
Rahmen der Schulbegleitung eine Vielzahl 
von professionellen Akteuren beteiligt sein 
können (Schulbegleiter, fallzuständige Fach-
kraft im Jugend-/Sozialamt, Lehrkraft, Schul-
leiter, Zuständiger in der Schulverwaltung, 
etc.) und für die verschiedenen Akteure je 
eigene Regelungen gelten, sind die vorlie-
gend zu berücksichtigenden datenschutz-
rechtlichen Grundlagen entsprechend kom-
plex. 

Der folgende Überblick konzentriert sich da-
her auf die Darstellung der Rechtsgrundla-
gen im Falle von Datenübermittlungen sei-
tens Schulbegleitern.

Schulbegleiter können zu den nach §  203 
StGB schweigepflichtigen Personen (sog. Be-
rufsgeheimnisträger) zählen, z.B. wenn es 
sich bei ihnen um Heil- oder Sonderpädago-
gen (Nr. 1), Psychologen (Nr. 2) oder Sozialpä-
dagogen bzw. -arbeiter (Nr.  5) handelt oder 
wenn sie beim Jugend- bzw. Sozialamt ange-
stellt sind (Abs. 2 iVm § 35 SGB I). Doch auch 

wenn sie nicht unter diese Verschwiegen-
heitsnorm fallen, so sind sie als freiberuflich 
tätige oder angestellte Schulbegleiter auf-
grund ihrer Vertragsbeziehung mit der Fa-
milie zu einem entsprechenden Vertrauens-
schutz verpflichtet. 

Grundsätzlich hat der Schulbegleiter sämtliche 
ihm bekannte Informationen für sich zu behalten 
und nur wenn er eine Einwilligung erhält (unter 2.)  
oder eine sonstige gesetzliche Befugnis  zur In-
formati onsweitergabe vorhanden ist (unter 3.), 
darf er Informationen auch an Dritte weitergeben.

2.  HAUPTBEFUGNIS: INFORMATIONSWEITERGABE 
MIT EINWILLIGUNG
Die Hauptbefugnis zur Informationsweiter-
gabe liegt stets in der Einwilligung. Hierbei 
gilt zunächst zu prüfen, ob es sich bei den 
weiterzugebenden Daten (ausschließlich) 
um Informationen des Kindes bzw. Jugendli-
chen handelt. In diesem Fall hat nämlich die 
weitere Einschätzung zu erfolgen, ob das 
Kind bzw. der Jugendliche bezüglich der be-
absichtigten Informationsweitergabe be-
reits selbst über die nötige Einsichtsfähig-
keit verfügt, was auf der Grundlage seines 
Reifezustands sowie seiner Fähigkeit, die 
Folgen der Informationsweitergabe sachge-
recht einzuschätzen, zu beurteilen ist. Dabei 
wird zwar regelmäßig spätestens mit dem 
Erreichen der sozialrechtlichen Handlungs-
fähigkeit (d.h. ab Vollendung des 15. Lebens-
jahrs, § 36 Abs. 1 S. 1 SGB I) vom Vorliegen ei-
ner entsprechenden Einsichtsfähigkeit aus- 
gegangen.236 Aufgrund des notwendigen Be-
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zugs zum jeweiligen Lebensbereich, kann 
die Einsichtsfähigkeit je nach Gegenstand 
und Zweck der Informationsweitergabe je-
doch sehr variieren, sodass eine pauschale 
Festlegung einer bestimmten Altersgrenze 
gerade nicht möglich ist.237

Sofern keine Einsichtsfähigkeit des Kindes/
Jugendlichen hinsichtlich der Übermittlung 
seiner Daten angenommen werden kann 
bzw. es sich (auch) um Informationen die El-
tern betreffend handelt, muss die Einwilli-
gung von den Eltern eingeholt werden.

3.  BEFUGNIS SE ZUR INFORMATIONSWEITERGABE 
OHNE EINWILLIGUNG
Darüber hinaus kann es – zur Informations-
weitergabe ohne oder gar gegen den Willen 
des Kindes/Jugendlichen bzw. seiner Eltern 
– weitere Übermittlungsbefugnisse geben, 
die jeweils danach variieren, ob der Schulbe-
gleiter freiberuflich bzw. in Anstellung bei 
einem freien Träger tätig ist oder als ange-
stellte Fachkraft (in Jugend-/Sozialamt oder 
in der Schulverwaltung) handelt.

a) Freiberuflich bzw. in Anstellung bei freiem Träger tätige 
Schulbegleiter
Ist der Schulbegleiter freiberuflich bzw. in 
Anstellung bei einem freien Träger tätig, 
liegt seine entscheidende Handlungsgrund-
lage sowie Rahmung der datenschutzrechtli-
chen Befugnisse ausschließlich in seiner zu-
grundeliegenden Hilfevereinbarung.238 In 
der Kinder- und Jugendhilfe verpflichtet § 61 
Abs. 3 SGB VIII den Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe, bei der Inanspruchnahme von 

Trägern der freien Jugendhilfe sicherzustel-
len, dass der Schutz personenbezogener Da-
ten in – den sozialdatenschutzrechtlichen 
Vorgaben – entsprechender Weise gewähr-
leistet wird. Hinzu kommt die Pflicht des 
leistungszuständigen Jugend- bzw. Sozial-
amtes, die Schulbegleiter darauf hinzuwei-
sen, dass sie als leistungserbringende Dritte 
die Informationen, die sie vom Jugend- bzw. 
Sozialamt erhalten haben, mindestens in 
demselben Umfang geheim zu halten haben 
wie das Jugend- bzw. Sozialamt selbst (§ 78 
Abs. 2 iVm Abs. 1 SGB X). Im Verhältnis zu den 
Leistungsberechtigten bzw. ihren Eltern gilt 
jedoch in jedem Fall zu beachten, dass Infor-
mationsweitergaben grundsätzlich nur zu-
lässig sind, wenn und soweit die Datenüber-
mittlung vom Hilfevertrag gedeckt ist bzw. 
die Hilfevereinbarung im Einzelfall nach-
träglich entsprechend erweitert wird.

Sofern für den Schulbegleiter absehbar ist, 
dass er entsprechende Handlungsbefugnis-
se benötigt (z.B. weil er sich in der Leistungs-
vereinbarung gegenüber dem Leistungsträ-
ger zu regelmäßigen Rückmeldungen über 
den Hilfeverlauf verpflichtet hat), ist daher 
wichtig, dies bereits eingangs bei der Beauf-
tragung mit den Eltern zu besprechen und 
zu vereinbaren. Allerdings gilt hierbei zu be-
rücksichtigen, dass solche pauschaleren Ein-
willigungen nur insoweit zulässig sind, als 
für die Eltern nicht nur der Zweck und der 
Empfänger, sondern auch der Inhalt der zu-
künftig beabsichtigten Informationsweiter-
gaben überschaubar bleiben.239
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b) Schulbegleiter als Angestellte im Jugend- bzw. 
Sozialamt
Als angestellte Fachkraft im Jugend- bzw. So-
zialamt können sich weitere Befugnisse aus 
den allgemeinen sozialdatenschutzrechtli-
chen Vorschriften (§§ 67a ff SGB X) ergeben. 
Im Falle der Anstellung im Jugendamt sind 
zudem die spezielleren Vorschriften in §§ 61 
ff SGB VIII zu beachten. Von zentraler Bedeu-
tung sind hierbei insb. drei Befugnisse:

▶▶ �Sind die Daten – mit entsprechender 
Transparenz gegenüber der Familie – 
gerade zum Zweck ihrer Übermittlung 
bei dem Kind bzw. der Familie erhoben 
worden, dürfen sie auch weitergegeben 
werden (§ 69 Abs. 1 Nr. 1 Alt. 1 SGB X; § 64 
Abs. 1 SGB VIII).

▶▶ �Die zweite Befugnis ist immer dann 
gegeben, wenn die Informationswei-
tergabe der eigenen Aufgabenerfüllung 
oder der eines anderen Sozialleistungs-
trägers dient (§ 69 Abs. 1 Nr. 1 Alt. 2 
SGB X; § 64 Abs. 2 SGB VIII). Da die Schule 
kein Sozialleistungsträger ist, können 
Informationsweitergaben zur Erfüllung 
schulischer Aufgaben hierauf somit 
nicht gestützt werden. Vielmehr hat der 
Schulbegleiter die beabsichtigte Infor-
mationsweitergabe stets daraufhin zu 
prüfen, ob sie seiner eigenen Aufgaben-
erfüllung oder ggf. der fallzuständigen 
Fachkraft im Jugend- bzw. Sozialamt 
dient. Ist der Schulbegleiter angestellte 
Fachkraft im Jugendamt kommt hinzu, 
dass die Informationsweitergabe den 
Erfolg der Hilfe nicht gefährden darf 
(§ 64 Abs. 2 SGB VIII), was – auch und  
 
 

gerade beim Handeln ohne Einwilligung 
– regelmäßig die Herstellung bestmögli-
cher Transparenz voraussetzen wird. 

▶▶ �Für Informationen, die einem beim 
Jugendamt angestellten Schulbeglei-
ter im Rahmen seiner Hilfe besonders 
anvertraut wurden (nach dem Motto: 
„Das verrate ich nur Ihnen und möchte, 
dass Sie das keinem weitersagen!“), ist 
zudem zu beachten, dass eine Befugnis 
zur Weitergabe allenfalls mit Einwil-
ligung des Anvertrauenden erfolgen 
darf oder wenn diese Informationswei-
tergabe der Abwendung einer Gefähr-
dungssituation dient (§ 65 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
und Nr. 5 SGB VIII). Ärztliche Befunde 
oder Einschätzungen dürfen - sowohl 
von Angestellten des Jugend- als auch 
Sozialamts – nur unter den strengen Vor-
aussetzungen weitergegeben werden, 
unter denen der Arzt selbst befugt wäre, 
die Daten zu übermitteln (§ 76 SGB X).

c) Schulbegleiter als Angestellte in der Schulverwaltung
Als Angestellte in der Schulverwaltung sind 
für die Schulbegleiter insb. die Regelungen 
aus dem Landesdatenschutzgesetz maßgeb-
lich (§ 115 Abs. 4 SchulG BW iVm LDSG BW). 
Zudem bietet die Verwaltungsvorschrift 
„Datenschutz an öffentlichen Schulen“240 
Orientierung, die die Vorgaben aus dem 
LDSG BW für den Schulbereich konkretisiert. 
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Danach gilt es zu unterscheiden:

▶▶ �Für den Fall einer beabsichtigten 
Informationsweitergabe an eine andere 
öffentliche Stelle (z.B. Jugendamt) hat 
der Schulbegleiter die Vorgaben aus § 16 
LDSG BW zu beachten.241 Danach besteht 
eine Übermittlungsbefugnis, wenn die 
Übermittlung entweder zur Erfüllung 
der Aufgaben des Schulbegleiters oder 
denen der anderen öffentlichen Stelle 
erforderlich ist und für Zwecke erfolgt, 
für die eine Nutzung nach § 15 Abs. 1 bis 4 
LDSG BW zulässig wäre. Letzteres ist z.B. 
dann der Fall, wenn die Weitergabe der 
Daten zu Zwecken erfolgt, für die diese 
erhoben wurden (§ 15 Abs. 1 Nr. 2 LDSG 
BW), die Weitergabe mit Einwilligung 
des Betroffenen oder zur Gefährdungs-
abwehr erfolgt (§ 15 Abs. 2 Nr. 2, Nr. 5 
LDSG BW). Auch das Nutzen zu Ausbil-
dungs- und Prüfungszwecken rechtfer-
tigt grundsätzlich eine Datenweitergabe, 
soweit nicht überwiegende schutzwür-
dige Interessen des Betroffenen ent-
gegenstehen (§ 15 Abs. 3 S. 2 LDSG BW), 
und dürfte damit eine im vorliegenden 
Kontext ebenfalls relevante Übermitt-
lungsbefugnis darstellen.

▶▶ �Die Befugnis zur Übermittlung an 
eine Stelle außerhalb des öffentlichen 
Bereichs (z.B. freien Träger der Jugend-
hilfe) richtet sich hingegen nach § 18 
LDSG BW und ist zum einen zulässig, 
wenn sie zur Aufgabenerfüllung des 
Schulbegleiters erforderlich ist und – 
auch hier – für Zwecke erfolgt, für die  
eine Nutzung nach § 15 Abs. 1 bis 4 LDSG 
BW zulässig wäre (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 LDSG 
BW).242 

�Zum anderen besteht eine Übermitt-
lungsbefugnis, wenn der Dritte, an den 
die Daten übermittelt werden sollen, ein 
berechtigtes Interesse an der Kenntnis 
der Informationen glaubhaft darlegt und 
der Betroffene kein schutzwürdiges Inter-
esse am Ausschluss der Übermittlung hat 
(§ 18 Abs. 1 Nr. 2 LDSG BW). Letzteres kann 
regelmäßig nur angenommen werden, 
wenn der Schulbegleiter berechtigter-
weise davon ausgeht, dass der betroffene 
Schüler bzw. seine Eltern mutmaßlich 
mit der Übermittlung einverstanden 
sein wird (z.B. weil ein entsprechendes 
Vorgehen bereits zu einem vorherigen 
Zeitpunkt gemeinsam thematisiert 
worden ist).
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X II .   W E L C HE  H A NDL UNG S V OR -
G A BE N  BE S T E HE N  F ÜR  S C HUL
BE GL E I T E R  IN  K INDE R S C HU T Z-
FÄ L L E N ?

1.  GELTUNGSBEREICH DES SCHUT Z AUF TR AGS BEI 
KINDESWOHLGEFÄHRDUNG
Rechtliche Vorgaben, die das Handeln in Kin-
derschutzfällen strukturieren und leiten sol-
len, finden sich für Fachkräfte der Kinder- 
und Jugendhilfe in der Vorschrift des §  8a 
SGB VIII. 

Schulbegleiter unterfallen in folgenden Konstella-
tionen dem Anwendungsbereich des Schutzauf-
trags in § 8a Abs. 4 SGB VIII – und zwar grundsätz-
lich unabhängig davon, ob es sich hierbei um eine 
Fachkraft oder z.B. einen FSJler oder Bufdi 
handelt:

►   �im Jugendamt angestellt243 oder von diesem als 
Honorarkraft beauftragt,

►   �bei einem freien Träger der Kinder- und Jugend-
hilfe angestellt oder von diesem als Honorar-
kraft beauftragt.

Seit dem Bundeskinderschutzgesetz im Jahr 
2012 hat der Gesetzgeber auch für sog. Be-
rufsgeheimnisträger, die außerhalb der Kin-
der- und Jugendhilfe arbeiten und beruflich 
mit Kindern und Jugendlichen in Kontakt 
kommen (z.B. Hebammen, Ärzte, Lehrer) in 
§  4 KKG244 eine – dem §  8a SGB  VIII weit
gehend entsprechende – Regelung aufge-
nommen. Ob ein Schulbegleiter, für dessen 

Einsatz das Sozialamt oder die Krankenver
sicherung Kostenträger ist, in den Anwen-
dungsbereich der Regelung des § 4 KKG fällt, 
entscheidet sich hingegen nicht auf der 
Grundlage seiner Zuordnung zu einer Insti-
tution bzw. einem Träger, sondern anhand 
seiner persönlichen Ausbildung und Tätig-
keit in dem erlernten Beruf. 

Für Schulbegleiter  wird der Schutzauftrag in  
§ 4 Abs. 1 KKG insb. für folgende Berufsgruppen 
relevant:

�►   �Angehörige eines anderen Heilberufs mit 
staatlich geregelter Ausbildung (z.B. Ergo
therapeuten, Logopäden, Heilpädagogen, 
Krankenpfleger),

►   �Psychologen,

►   �Sozialarbeiter und Sozialpädagogen.

2.  GEFORDERTES VORGEHEN (§  8A ABS.  4 SGB  VIII, 
§ 4 KKG)
Für Schulbegleiter, die in diesem Sinne ent-
weder von § 8a Abs. 4 SGB VIII oder von § 4 
KKG erfasst sind, gilt für den Umgang mit 
Situationen von (vermuteten) Kindeswohl-
gefährdungen folgendes, grundsätzlich 
zweistufiges Vorgehen:

Stufe 1: Wahrnehmung des eigenen Hilfeauftrags
▶▶ �Werden einem Schulbegleiter gewichtige 

Anhaltspunkte für das Vorliegen einer 
Kindeswohlgefährdung bekannt, so soll er 
zunächst eine Gefährdungseinschätzung 
vornehmen und hierbei auch die Eltern 
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sowie das Kind bzw. den Jugendlichen 
mit einbeziehen, soweit hierdurch der 
wirksame Schutz des Kindes nicht in Frage 
gestellt wird. 

▶▶ �Hält der Schulbegleiter zur Abwendung 
der Gefährdung die Inanspruchnahme 
von weitergehenden Hilfen für erforder-
lich, so soll er auf ein entsprechend ein-
vernehmliches Vorgehen mit den Eltern 
hinwirken.

▶▶ �Da die Einschätzungsvorgänge zur 
Gefährdungssituation des Kindes bzw. 
des Jugendlichen und zur Tragfähig-
keit der eigenen Hilfebeziehung häufig 
besonders herausforderungsvoll sind, 
hat der Gesetzgeber die Beratung durch 
eine insoweit erfahrene Fachkraft 
vorgesehen. Im Falle des § 8a Abs. 4 SGB 
VIII ist diese von dem Schulbegleiter 
verpflichtend mit einzubeziehen, bei der 
Anwendung von § 4 KKG kann der Schul-
begleiter von dieser Unterstützungsmög-
lichkeit Gebrauch machen. In jedem Fall 
besteht ein Anspruch auf entsprechende 
Fachberatung (§ 8b Abs. 1 SGB VIII).
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Stufe 2: Mitteilung an das Jugendamt
Können aufgrund eines dringenden Hand-
lungsbedarfs die Schritte auf der ersten Stu-
fe nicht durchlaufen werden bzw. sind diese 
erfolglos geblieben, ergibt sich auf der zwei-
ten Stufe für den Schulbegleiter die Pflicht 
(im Fall von §  8a SGB  VIII) oder zumindest 
die Befugnis (im Fall von § 4 KKG), auch ge-
gen den Willen der Eltern eine Gefährdungs-
mitteilung an das Jugendamt vorzunehmen. 
Vor einer solchen Mitteilung soll der Schul-
begleiter jedoch gegenüber den Eltern (so-
wie dem Kind/Jugendlichen) entsprechende 
Transparenz herstellen, im Sinne eines 
„Handeln vielleicht gegen den Willen, aber 
nicht ohne Wissen“. Eine Ausnahme gilt 
dann, wenn durch die Transparenz der wirk-
same Schutz des Kindes bzw. des Jugendli-
chen in Frage gestellt wäre.

3.  MÖGLICHKEIT ZUR INFORMATION DES JUGEND-
AMTS AUS SERHALB VON § 8A SGB VIII BZ W. § 4 KKG?
Unterfallen Schulbegleiter nicht diesen spe-
zifischen Kinderschutzregelungen des §  8a 
SGB VIII bzw. § 4 KKG, sind insb. zwei Kons-
tellationen denkbar:

a) Anstellung beim Sozialamt
In diesem Fall leitet sich eine Befugnis zur 
Datenweitergabe an das Jugendamt aus der 
sozialdatenschutzrechtlichen Vorschrift des 
§ 69 Abs. 1 Nr. 1 Alt. 3 SGB X her, da es sich bei 
einer Gefährdungsmitteilung um eine Infor-
mationsweitergabe zur Erfüllung einer ju-
gendamtlichen Aufgabe handelt.

b) Tätigkeit für freien Träger außerhalb der Jugendhilfe 
(Kostenträger: SGB XII oder SGB V)
In diesem Fall gibt es für Schulbegleiter kei-
ne gesetzlichen Handlungsvorgaben im Fal-

le von Kindeswohlgefährdung und keine 
spezifische Befugnis zur Informationswei-
tergabe an das Jugendamt gegen den Willen 
der Eltern. Gleichwohl können sich Schulbe-
gleiter auch dann mit einer Gefährdungs-
mitteilung an das Jugendamt wenden, und 
zwar an der für Jedermann geltenden 
Schwelle des strafrechtlichen Notstands 
(§ 34 StGB), das heißt, wenn zur Abwendung 
einer akuten Gefährdungssituation die In-
formationsweitergabe für erforderlich ge-
halten wird. Auch in diesem Fall haben sie 
Anspruch auf vertrauliche Fachberatung 
durch eine insoweit erfahrene Fachkraft 
(§ 8b Abs. 1 SGB VIII). 

Seit dem BKiSchG gibt es darüber hinaus die 
gesetzliche Vorgabe, dass die Rehabilitati-
onsträger (hier: Sozialamt und Krankenkas-
se) in den Verträgen mit Leistungserbrin-
gern von Rehabilitationsdiensten ebenfalls 
Regelungen zur Inanspruchnahme des An-
gebots der Beratung durch den Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe bei gewichtigen 
Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefähr-
dung enthalten sein sollen (§ 21 Abs.  1 Nr. 7 
SGB IX).

4. ALLGEMEINE PR AK TISCHE UNTERSTÜT ZUNG
Unabhängig davon, unter welche konkrete 
rechtliche Regelung Schulbegleiter fallen, 
kann diesen zum einen angeraten werden, 
bei ihren Trägern – oder sofern diese selbst 
keine Kenntnis davon haben, direkt beim zu-
ständigen Jugendamt – nachzufragen, an 
welche Personen sie sich wenden können, 
wenn sie eine Fachberatung durch eine inso-
weit erfahrene Fachkräfte für erforderlich 
halten.
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Zum anderen können sich Schulbegleiter zur 
Orientierung ihres Vorgehens und der Prü-
fung, ob sie eine Gefährdungsmitteilung an 

das Jugendamt machen dürfen bzw. sogar 
müssen, grundsätzlich an das folgende Ab-
laufschema245 halten:

▶▶ �Auf einer ersten Stufe bedarf es 
zunächst der Einschätzung zum Grad 
des Gefährdungspotenzials sowie zum 
Grad der Gewissheit, wobei gilt: Je höher 
der Grad der Gefährdung, desto niedri-
ger muss der Grad der Gewissheit sein. 
Nur wenn sich beide Einschätzungen 
im orangenen bis roten Bereich (3 bis 5) 

befinden, geht es in der Prüfung auf die 
zweite Stufe. Besteht jedoch bei dem  
Schulbegleiter ein hoher Grad an Unge-
wissheit (1 oder 2), bedarf es der weiteren 
Aufklärung und Reflexion. Für diese 
Einschätzungsaufgaben ist typischer-
weise die Beratung durch eine insoweit 
erfahrene Fachkraft gedacht.

1

sehr niedrig

2

niedrig

3

eher hoch

4

hoch

5

sehr hoch

GRAD DES GEFÄHRDUNGSPOTENZIALS

Wie hoch schätzen Sie die Beeinträchtigungen für das Kind ein. die von der 

Gefährdung (potenziell) ausgehen?

1

sehr unsicher

2

unsicher

3

eher sicher

4

sicher

5

sehr sicher

GRAD DER GEWISSHEIT

Wie sicher fühlen Sie sich in Ihrer Einschätzung, ob eine Kindeswohl-

gefährdung vorliegt?

1

gut

2

eher gut

3

eher schlecht

4

schlecht

5

sehr schlecht

TRAGFÄHIGKEIT DER KONKRETEN HILFEBEZIEHUNG

Wie gut ist es möglich, mit den eigenen beruflichen Hilfemöglichkeiten 

die Gefährdung abzuwenden?

1

gut

2

eher gut

3

eher schlecht

4

schlecht

5

sehr schlecht

Kann im Hinblick auf die Gefährdung verantwortet werden, die bestehende 

Hilfebeziehung zum Patient für das (weitere) Werben für die Inanspruchnahme 

weitergehender Hilfe zu nutzen?
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▶▶ �Auf der zweiten Stufe bedarf es dann der 
Einschätzung des Schulbegleiters, wie gut 
es möglich ist, zum einen mit seinen eige-
nen fachlichen Mitteln die Gefährdung 
abzuwenden, zum anderen die Eltern 
bzw. das Kind/den Jugendlichen für die 
Inanspruchnahme weitergehender Hilfen 
zu gewinnen. Auch hierbei unterstützt 
die Fachberatung durch eine insoweit 
erfahrene Fachkraft bei der Reflexion und 
der Vorbereitung auf das anspruchsvolle 
Gespräch mit den Beteiligten aus der 
Familie. Befinden sich auch diese beiden 
Einschätzungen im orangenen bis roten 
Bereich (3 bis 5), darf bzw. muss eine Mit-
teilung ans Jugendamt erfolgen.

5.  ZUL ÄS SIGKEIT EINES AUSTAUSCHS MIT DER 
SCHULE?
Ob und inwiefern in Fällen vermuteter Kin-
deswohlgefährdung eine Kooperation zwi-
schen Schulbegleiter und Schule (Lehrkraft, 
Schulleiter etc.) stattfinden darf, lässt sich 
nicht pauschal, sondern nur anhand der kon-
kreten Einzelfallumstände beantworten. 
Grundsätzlich sind dabei jedoch folgende 
Aspekte zu beachten:

▶▶ �Lehrer haben seit der Regelung des § 4 
KKG einen eigenen Schutzauftrag zum 
Handeln bei Kindeswohlgefährdung. 
Mit der bundesgesetzlichen Regelung  
ist jedenfalls die schulgesetzliche Rege-
lung in § 85 Abs. 3 SchulG BW verdrängt 
(Art. 31 GG).246 Der Schutzauftrag des § 4 
KKG ist ebenso wenig auf den Schulbe-
gleiter delegierbar wie umgekehrt der 
ggf. bestehende Handlungsauftrags des 
Schulbegleiters auf eine Lehrkraft.

▶▶ �Sicher kann es sinnvoll und zielführend 
sein, die beiden – grundsätzlich par-
allelen – Schutzaufträge für ein Kind 
koordiniert wahrzunehmen (z.B. eine 
gemeinsame Gefährdungseinschätzung 
vorzunehmen bzw. sich über die jewei-
ligen Einschätzungen auszutauschen). 
Insbesondere ist ein Austausch über 
gemeinsame Wahrnehmungen zulässig, 
also vor allem über gemeinsam Erlebtes. 
Ob und inwieweit darüber hinaus ein 
derart abgestimmtes Vorgehen zulässig 
ist, wenn Informationen eingebracht 
werden sollen, die nur der eine oder die 
andere hat, oder bei denen der eine nicht  
von der Kenntnis des Anderen weiß, 
entscheidet sich vor allem auf Grundlage 
der datenschutzrechtlich bestehenden 
Übermittlungsbefugnisse. Nicht nur 
wenn es sich um die Zusammenführung 
von Informationen eines (noch) nicht 
selbst einwilligungsfähigen Kindes bzw. 
Jugendlichen handelt, sondern insb. 
auch um eigene Daten der Eltern, kann 
ein Informationsaustausch zwischen 
Schulbegleiter und Lehrkraft – jenseits 
der Schwelle für eine Informationswei-
tergabe ohne Einverständnis – nur mit 
deren Einwilligung erfolgen (s. oben).

▶▶ �Selbst im Falle einer (teilweisen) gemein-
samen Wahrnehmung des Schutzauf-
trags, behalten beide ihre je eigene Ver-
antwortung zur Entscheidung über das 
weitere Vorgehen (z.B. Mitteilung ans 
Jugendamt), d.h. sowohl Schulbegleiter 
als auch Lehrkraft müssen grundsätzlich 
je für sich eigene Entscheidungen treffen 
und verantworten.
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E.  POOL-LÖSUNGEN ALS SCHRITT 
ZUR STRUKTURELL-INKLUSIVEN 
LÖSUNG

I .  R E C H T S -  UND  FA C HP OL I T I S C HE 
AU S G A NG S S I T UAT ION

Für die Zukunft ist ein gesteigerter Ausbau 
der durch das Schulsystem selbst vorgehal-
tenen Unterstützungsstrukturen und damit 
auch dessen verstärkten Einrückens in den 
gesetzlich geforderten Vorrang zu erwarten. 
Deshalb sollten auch die gegenüber den 
nachrangig zuständigen Trägern der Ein
gliederungshilfen geltend gemachten Indi-
vidualleistungen zur Sicherstellung einer 
angemessenen Schulbildung perspektivisch 
zurückgehen. Angesichts der vielfältigen, 
komplexen Veränderungsnotwendigkeiten, 
denen sich das Schulsystem im Rahmen des-
sen zu stellen hat, wird jedoch Geduld ge-
fragt sein, bis sich entsprechende Effekte 
tatsächlich zeigen.

Verzögerungen dürften auch dem Umstand 
geschuldet sein, dass Schulbegleitung in ih-
rer klassischen Form zwar den Besuch einer 
Regelschule ermöglicht, jedoch die vorhan-
denen Strukturen im Bildungssystem stabi-
lisiert und ein Denken fördert, das weiterhin 
das Kind als Problem sieht, statt den Fokus 
auf die Notwendigkeit zur Schulentwick-
lung zu setzen. Seit geraumer Zeit mehren 
sich daher auf politischer Ebene sowie in der 

Praxis Überlegungen, die Vielzahl von Ein-
zelfallhilfen an Schulbegleitung zu bündeln 
und die hierfür eingesetzten Ressourcen zu 
systematischeren und struktureller angeleg-
ten Hilfen zu verknüpfen (sog. Pool-Lösun-
gen).247 Diese Überlegungen haben unter-
schiedliche Hintergründe:

▶▶ �Primärer Antrieb für die Suche nach 
alternativen Lösungen scheint regelmä-
ßig der in den letzten Jahren bundesweit 
zu verzeichnende enorme Anstieg der 
finanziellen Ausgaben für Schulbeglei-
tungen zu sein. Nicht selten besteht die 
Hoffnung, dass die Zusammenführung 
von Individualansprüchen in einem 
Gesamt-Budget an Schulbegleiterleis-
tungen diesen Kostenanstieg bremsen, 
im Idealfall sogar verringern kann.

▶▶ �Hinzu kommt das Erleben, dass Schulbe-
gleitungen im Sinne der 1:1-Betreuung 
nicht selten zur Folge haben, dass in 
einer Klasse gleich mehrere Schulbe-
gleiter eingesetzt sind, was die mögli-
chen Stigmatisierungswirkungen aus 
fachlicher Perspektive noch deutlicher 
macht und das Konfliktpotenzial mit 
den Lehrern sowie dem Schulbetrieb 
anschaulich vor Augen führt.
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▶▶ �Darüber hinaus ist die Schulbegleitung 
als Individualhilfe auch aus rechtssys-
tematischen Gründen fragwürdig. Sie 
fokussiert den jungen Menschen mit 
seinen Einschränkungen, ist primär 
eine Hilfe zur Integration des Kindes in 
das bestehende Schulsystem und fragt: 
Was braucht das Kind oder der Jugend-
liche, um trotz Einschränkungen am 
Schulbetrieb teilzuhaben? Das Recht 
nach Art. 24 UN-BRK und der dahin-
terstehende Gedanke der „inklusiven 
Beschulung“ fordert jedoch eine sehr 
viel weitergehende, quasi umgekehrte 
Herangehensweise: Welche strukturel-
len Veränderungen sind im Schulsystem 
notwendig, um allen jungen Menschen 
eine gleichberechtigte schulische Teil-
habe gewährleisten zu können? Auch in 
diesem Sinne erscheint die Entwicklung 
der Hilfe Schulbegleitung von einer Ein-
zelfallhilfe hin zu einer „Hilfe im System 
Schule“ folgerichtig.

I I .  E INOR DNUNG  IN  BE S T E HE NDE 
R E C H T S GRUNDL A GE N

Derzeit ist die Entwicklung verschiedener 
Modelle an Pool-Lösungen zu beobachten, 
die sich – soweit ersichtlich – grundsätzlich 
einer der folgenden Kategorien zuteilen las-
sen. Vorliegend soll zur Orientierung jeweils 
eine kurze rechtliche Einordnung hierzu er-
folgen.248

1.  ALS SCHULISCHES INFR ASTRUK TUR ANGEBOT
Vor dem Hintergrund, dass die Gewährleis-
tung eines inklusiven Beschulungssystems 
in der vorrangigen Verantwortung der 
Schulverwaltung liegt (vgl ausführlich oben 
B.), erschiene es am konsequentesten, eine 
solche Pool-Lösung als schulisches Infra-
strukturangebot zu entwickeln und vorzu-
halten. Denkbar wäre sicher auch, dass die 
Schulverwaltung hierfür auf die Dienste und 
Kompetenzen Anderer (z.B. von Trägern der 
freien Jugendhilfe) zurückgreift und diese 
entsprechend finanziert.

Ein solches Modell wird derzeit kaum prakti-
ziert. Sicher auch angestoßen durch die Ent-
scheidung des Landessozialgerichts Schles-
wig-Holstein249 und dessen deutliche Rüge 
bzgl.  der nicht ausreichenden Verantwor-
tungsübernahme des Landes, finanziert das 
Kultusministerium Schleswig-Holstein seit 
dem Schuljahr 2015/2016 an Grundschulen 
sog. „Schulische Assistenzkräfte“ (vorerst be-
fristet bis zum Schuljahr 2019/2020).250 Diese 
sollen durch systematische Unterstützung 
die Lernbedingungen verbessern und die 
Ausstattung der Schule im pädagogischen 
Bereich ergänzen; sie unterstützen sowohl 
im Unterricht als auch bei schulischen Ver-
anstaltungen. 

Dabei geht es nicht um eine 1:1-Betreuung 
einzelner Schüler, sondern laut ausdrück
licher Aufgabenbeschreibung haben sie  
folgende mögliche Aufgaben- und Einsatz
felder:251

▶▶ �Unterstützung von Schülern im sozialen 
und emotionalen Bereich mit dem Ziel 
der Förderung des sozialen Verhaltens 
und der besseren Integration in den Klas-
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senverband sowie einer dauerhaften 
schulischen Teilhabe (z.B. Unterstützung 
in Konfliktsituationen durch Kontakt-, 
Gesprächs- und Hilfeangebote);

▶▶ �Unterstützung von Lehrkräften und 
Schülern bei der Umsetzung während 
des Unterrichts (z.B. angeleitete Unter-
stützung einer Schülergruppe oder 
einzelner Schüler außerhalb des Klassen-
verbands);

▶▶ �Unterstützung von Lehrkräften sowie 
Schülern bei der Gestaltung des gesam-
ten Schulvormittags einschließlich der 
Pausen (z.B. Begleitung von Schülern in 
Ruhe- und Rückzugszonen);

▶▶ �Unterstützung von Lehrkräften sowie 
Schülern bei besonderen Projekten, 
Ausflügen, Klassenfahrten, Sporttagen, 
Schul- und Klassenfesten sowie gene-
rell beim „Lernen am anderen Ort“;
�Unterstützung einzelner Schüler bei 
unterrichtsergänzenden Angeboten, um 
deren Teilnahme zu ermöglichen (z.B. 
Ganztag, Betreuung, Hausaufgabenhilfe, 
Arbeitsgemeinschaften); 

▶▶ �punktuelle Unterstützung von Schülern 
in belastenden Situationen.

Zur Abrufung der Mittel ist zwischen dem 
Land und dem schleswig-holsteinischen Ge-
meindetag sowie dem Städteverband ein 
Modell vereinbart worden, welches grund-
sätzlich drei Optionen vorsieht (sog. Opti-
onsmodell):252

▶▶ �Beschäftigung schulischer Assistenz-
kräfte bei Schulträgern;

▶▶ �Kooperation von Schulträgern mit freien 
Trägern;

▶▶ �wenn weder (1) noch (2): Land über-
nimmt die Aufgabe.

Im Ergebnis übernimmt hier somit nicht nur 
das Land – und zwar tatsächlich das Kultus-
ressort – finanzielle Verantwortung, sondern 
sind die „Schulischen Assistenzkräfte“ auch 
grundsätzlich in schulischer Verantwortung 
angebunden.253
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2.  ALS INFR ASTRUK TUR ANGEBOT DER EINGLIEDE-
RUNGSHILFE
Derzeit sehr viel häufiger trifft man auf Pool-
Modelle, die vom Jugend- und/oder Sozial-
amt als Eingliederungshilfeträger finanziert 
werden.254

Nach der Gesetzeslogik besteht hierzu keine 
Verpflichtung, denn die vorrangige Zustän-
digkeitsverantwortung hierfür liegt aus-
drücklich bei den Schulen; die Eingliede-
rungshilfeträger sollen grundsätzlich nur 
mit (ergänzenden) „Hilfen zur angemesse-
nen Schulbildung“ in Anspruch genommen 
werden können (ausführlich oben B.II.3. und 
B.III.2.). Äußern sich jedoch im schulischen 
System derartige Lücken im Förderangebot, 
dass Sozial- bzw. Jugendamt in vielen Einzel-
fällen zur Gewährung von Individualhilfen 
angegangen werden, erscheint nachvoll-
ziehbar, dass diese ggf. auch eigene struktu-
relle Überlegungen zur Entwicklung und 
Ausbau von Infrastrukturangeboten anstel-
len.

Als Sozialleistungsträger stehen Jugend- 
und Sozialamt in der Gewährleistungs-
pflicht, dass die zur Ausführung ihrer Leis-
tungen erforderlichen sozialen Dienste und 
Einrichtungen rechtzeitig und ausreichend 
zur Verfügung stehen (§ 17 Abs. 1 Nr. 2 SGB I). 
In diesem Zusammenhang trifft sie zudem 
die Gesamtplanungsverantwortung, wo-
nach sie zur Erarbeitung von Plänen über 
den Bedarf an Sozialleistungen sowie über 
die Bereitstellung und Inanspruchnahme 
von sozialen Diensten und Einrichtungen 
verpflichtet sind (§ 95 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGB X). 

Für die Jugendhilfe finden sich in §§  79, 80 
SGB  VIII spezialgesetzliche Ausprägungen 
dieser Gesamtverantwortung. So macht § 80 
Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII beispielsweise für die Ju-
gendhilfeplanung die Vorgabe, die zur Be-
friedigung des festgestellten Bedarfs not-
wendigen Vorhaben rechtzeitig und 
ausreichend zu planen.

Aufgrund des kommunalen Selbstverwal-
tungsrechts sind sowohl Jugend- als auch 
Sozialamt grundsätzlich frei darin, zu ent-
scheiden, in welcher Art und Weise sie diese 
bundesgesetzlichen Rahmungen konkret 
ausfüllen. Vor diesem Hintergrund erscheint 
rechtlich unproblematisch, wenn der beste-
henden Bedarfslage im Kontext einer Er-
möglichung der Teilhabe an schulischer Bil-
dung zunächst durch die Investition in ein 
Infrastrukturangebot begegnet werden soll. 

Dabei gilt zu berücksichtigen, dass – auch 
wenn die regelmäßig dahinterliegende Lo-
gik darin besteht, individuelle Bedarfslagen 
zusammenzufassen – es sich im Ergebnis 
um das Zurverfügungstellen von – den indi-
viduellen Rechtsansprüchen quasi vorgela-
gerten – Infrastrukturleistungen handelt. 
Sofern durch die infrastrukturellen Angebo-
te – hier in der Schule – die jeweiligen Hilfe-
bedarfe vollumfänglich gedeckt werden, ist 
der jeweilige Leistungsanspruch somit als 
erfüllt anzusehen, ohne dass eine darüber 
hinausgehende Gewährung einer (weiteren) 
Sozialleistung verlangt werden kann.255
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Für derartige Infrastrukturangebote sind in 
der Praxis zum einen Beispiele von Pool-Lö-
sungen vorhanden, in denen die Eingliede-
rungshilfeträger die Schulbegleiter nicht nur 
finanzieren, sondern deren Einsatz auch 
selbst steuern. Zum anderen gibt es auch 
Konzepte, nach denen die Eingliederungshil-
feträger eine oder mehrere Schulen mit ei-
nem Budget an Schulbegleiter-Stunden aus-
statten, sodass diese dann von der jeweiligen 
Schule entsprechend ihren Bedarfsfeststel-
lungen und ihrem jeweiligen Konzept selbst 
und eigenverantwortlich eingesetzt werden 
können; in der Regel machen kommunale 
Sozialhilfe- und Jugendhilfeträger die Finan-
zierung eines Pools von einer entsprechen-
den Vereinbarung abhängig, im Rahmen 
derer sich die begünstigte Schule dazu ver-
pflichtet, ein bestimmtes Hilfe- sowie Finan-
zierungskonzept einzuhalten. Gesteigerte 
Nachhaltigkeit haben Konzepte, die nicht 
nur zwischen Jugend- bzw. Sozialamt und 
ggf. freiem Träger entwickelt wurden, son-
dern bei denen sich die Schule aktiv mitge-
staltend eingebracht hat.

Gehen die Träger der Eingliederungshilfe 
mit der Initiierung und Finanzierung von In-
frastrukturangeboten in die Verantwortung, 
dürfte eine zentrale Herausforderung darin 
liegen, die richtige Balance zu finden, mit 
dem eigenen System einerseits konstruktiv 
zu einer Strukturveränderung beizutragen, 
andererseits aber mit dieser Finanzierung 
der schulischen Infrastruktur nicht soweit in 
die Verantwortung zu gehen, dass die Träger 
des Schulsystems sich weiter bzw. wieder 
darauf verlassen und eigene Strukturen zur 
Ermöglichung eines inklusiven Schulbe-
suchs gar nicht erst (ausreichend) aufbauen.

3.  ZUSAMMENLEGUNG VON EINZELHILFEN?
Gelegentlich wird der Begriff der Pool-Lö-
sung auch gebraucht für Modelle, in denen 
versucht wird, als Einzelhilfen gewährte 
Schulbegleitungen zu bündeln und perso-
nell zusammenzuführen. Eine solche Idee 
erscheint insb. aus zwei Gründen nur be-
dingt zielführend:

▶▶ �Hierbei handelt es sich um keine den 
Rechtsansprüchen vorgelagerte inf-
rastrukturellen Überlegungen. In der 
Folge sind somit sämtliche gesetzlichen 
Vorgaben im Rahmen der Hilfegewäh-
rung sowie in der Leistungsausführung 
einzuhalten, sodass die Flexibilität 
(beschränkte Geltung des Wunsch- und 
Wahlrechts, Möglichkeit zur Vereinfa-
chung des Verfahrens, Pauschalfinanzie-
rung und damit Planbarkeit des Perso-
naleinsatzes, etc.; s. nachfolgend E.III.) 
hier gerade nicht zur Geltung kommen 
kann. Ob und inwiefern solche zusam-
mengelegten Leistungen durchführbar 
sind, hängt beispielsweise stark davon 
ab, ob überhaupt und wenn ja, wie lange 
die jeweils Anspruchsberechtigten bzw. 
ihre Eltern mit dieser Zusammenfüh-
rung einverstanden sind.

▶▶ �Zum anderen können durch dieses 
Modell kaum Inklusivität stärkende Wir-
kungen erzielt werden. Es ist keine struk-
turell ansetzende Hilfe, sondern lediglich 
die Zusammenführung von mehreren 
Individualhilfen. Diese sind wiederum 
sehr eng an die Einzel-Bedarfsfeststel-
lungen gebunden, sodass z.B. gerade 
kein klassenübergreifender Einsatz des 
Schulbegleiters möglich ist.
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I I I .   GR E N Z E N  UND  C H A NC E N  V ON 
INF R A S T RUK T UR A NGE B O T E N

Im Folgenden soll abschließend kurz auf ei-
nige Besonderheiten, Chancen und Grenzen 
eingegangen werden, die im Rahmen der 
Gestaltung von Pool-Lösungen als Infra-
strukturangebote – sei es in schulischer, sei 
es in Verantwortung der Eingliederungshil-
feträger – ggf. von Bedeutung sein können.

1.	 W UNSCH- UND WAHLRECHT BEGRENZ T AUF 
WAHL DER SCHULE
Das Recht von Leistungsberechtigten, hin-
sichtlich der Ausführung von Sozialleistun-
gen grundsätzlich zwischen Einrichtungen 
und Diensten verschiedener Träger wählen 
zu können (sog. Wunsch- und Wahlrecht, vgl 
§ 5 Abs. 2 SGB VIII, § 9 Abs. 2 SGB XII), ist bei 
Pool-Lösungen faktisch in der Weise einge-
schränkt, dass mit der Wahl der Schule – ver-
gleichbar der Hortbetreuung (§  24 Abs.  4 
SGB VIII) – auch das infrastrukturelle Ange-
bot an dieser Schule mitgewählt wird.256 

Wird daher für die Gewährleistung einer in-
klusiven Beschulung ein Infrastrukturange-
bot in Form eines Schulbegleiter-Pools vor-
gehalten, können die Leistungsberechtigten 
bzw. ihre Eltern grundsätzlich nicht einen 
bestimmten Schulbegleiter für sich bzw. ihr 
Kind beanspruchen. Vielmehr müssen sie 
sich prinzipiell damit abfinden, dass sich der 
Träger der Jugend- und/oder Sozialhilfe bei 
der Planung bedarfsgerechter Angebote für 
den Einsatz eines Pools entschieden hat, der 
sich nicht mehr allein am individuellen  
 

Hilfebedarf des einzelnen Kindes, sondern 
insb. auch an der bedarfsgerechten Weiter-
entwicklung der Struktur ausrichtet. Indivi-
duelle Wünsche eines Kindes bzw. seiner El-
tern bzgl.  der Begleitung durch einen 
bestimmten Schulbegleiter werden dement-
sprechend nur dann Berücksichtigung fin-
den können, wenn dies mit der Konzeption 
des infrastrukturellen Angebots vereinbar 
ist.

In der Praxis liegt allerdings ein zentraler Ge-
lingensfaktor für infrastrukturelle Pool-Lö-
sungen auch darin, dass die Leistungsbe-
rechtigten bzw. ihre Eltern das zur Verfügung 
stehende Förderangebot mittragen. Daher 
empfiehlt sich erfahrungsgemäß nicht nur 
eine umfassende Elternberatung über die 
Hilfekonzeption des Pool-Angebots, sondern 
auch ein Kennenlernen der darin mitwir-
kenden Schulbegleiter sowie – sofern auch 
aus Gesamtbedarfssicht sinnvoll und reali-
sierbar – die Berücksichtigung etwaiger 
Wünsche.

2.	 FORTGELTUNG DES INDIVIDUAL ANSPRUCHS
Sofern ein infrastrukturelles Pool-Modell vor 
Ort zum Einsatz kommt, darf gleichwohl 
nicht verkannt werden, dass die Leistungs-
berechtigten nur solange und insoweit auf 
dessen Inanspruchnahme verwiesen wer-
den dürfen, wie dieses ihren individuellen 
Hilfebedarf auch tatsächlich deckt. Überle-
gungen zum ressourcenschonenderen Ein-
satz von Schulbegleitungen in Pool-Model-
len setzt das Recht daher Grenzen, wenn sie 
im Ergebnis zu einer Schmälerung individu-
eller Hilfeansprüche führen. 
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Sofern also neben bzw. über das infrastruk-
turell vorgehaltene Förderangebot noch 
weiterer Hilfebedarf besteht, löst dieser wie-
derum einen Individualanspruch auf Ge-
währung von Eingliederungshilfe aus. Da-
her sollte seitens des Pool-Anbieters auch 
sichergestellt werden, dass – sofern ein der-
art weitergehender, durch das Infrastruktur-
angebot ungedeckt bleibender Hilfebedarf 
erkennbar bzw. moniert wird – die Leis-
tungsberechtigten entsprechende Unter-
stützung in der Geltendmachung ihres Indi-
vidualanspruchs erhalten (z.B. durch 
Beschreibung der strukturell gewährleiste-
ten Hilfen und genaue Darlegung der spezi-
fisch verbleibenden Förderbedarfe des je-
weiligen Kindes).257

3.	 BESONDERE CHANCEN VON POOL-LÖSUNGEN
In der Gestaltung von Pool-Lösungen liegen 
– im Vergleich zu Hilfen der Schulbegleitung 
als 1:1-Hilfe – besondere Chancen:

Qualitätssteigerung: Den Schulbeglei-
tern können Infrastrukturangebote häu-
fig eine größere Verlässlichkeit bieten. An-
stellungsverhältnisse sind eher möglich, 
was den Einsatz von qualifiziertem Fach-
personal sowie Kontinuität fördert. Die 
Einbindung in eine Teamstruktur bedeu-
tet regelmäßig zudem eine fachliche Qua-
litätsentwicklung. 

Verlässlichkeit: Die Orientierung des Ein-
satzes am strukturellen Bedarf minimiert 
die Fragen zum Umgang mit Ausfallzei-
ten, z.B. bei Krankheit des Kindes, was 
auch für die Schüler die Gewähr bietet, 
dass ihr Bedarf auch dann gedeckt wird, 

wenn es zu einem Ausfall eines Schul
begleiters (z.B. wegen Krankheit oder Ur-
laub) kommt. 

Vereinfachte Inanspruchnahme: Für alle 
Beteiligten bedeuten Pool-Lösungen re-
gelmäßig eine Vereinfachung des Verfah-
rens. Die Inanspruchnahme des Infra-
strukturangebots kann in direkter 
Aushandlung und Gestaltung mit den 
Fachkräften erfolgen, die das Angebot 
vorhalten. Nicht notwendig sind z.B. die 
Klärung der sachlichen Zuständigkeit von 
Jugend- oder Sozialamt oder die formali-
sierte Feststellung der Behinderung nach 
§ 35a SGB VIII oder § 53 SGB XII. 

Bessere Einbindung in schulische Abläu-
fe und Strukturen: Eine besondere Chan-
ce liegt – wenn es gelingt, Schulen für eine 
entsprechende Ausrichtung zu gewinnen 
– zudem darin, dass über ein Pool-Modell 
die Schule bei der Konzeptentwicklung 
selbst (mit)gestalten kann und sich um-
gekehrt die Abläufe sowie Strukturen der 
Schulbegleitungen besser in das schuli-
sche Geschehen integrieren lassen. Im Ge-
gensatz zu Schulbegleitungen, die ohne 
Mitbestimmungsmöglichkeiten in den 
Schulalltag von außen „eindringen“, bie-
tet die infrastrukturelle Anbindung an die 
Schule die Chance, dass ein Miteinander 
entsteht, in dem die Schule (Mit-)Ver
antwortung übernimmt für das Gelingen 
und für die Weiterentwicklung der Quali-
tät. 
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Stuttgart 16.2.2015 – 7 K 5740/14, ZKJ 2015, 206.

40�� �	� Anschaulich, auch zu den rechtlichen Vorausset-
zungen des § 37 Abs. 2 SGB V insgesamt, SG Fulda 
10.2.2011 – S 7 SO 74/10 ER (bestätigt durch HessLSG 
29.6.2011 – L 6 SO 57/11 B ER).

41�� �	� BSG 10.11.2005 – B 3 KR 38/04 R.
42�� �	� LPK-SGB V/Hellkötter SGB V § 37 Rn. 27.
43�� �	� BSG 10.11.2005 – B 3 KR 38/04 R; LSG NRW 30.8.2007 

– L 16 B 43/07 KR ER.
44�� �	� So die gesetzliche Definition in §  15 Abs.  3 S.  3 

SGB XI.
45�� �	� LPK-SGB V/Hellkötter SGB V § 37 Rn. 27.
46�� �	� Richtlinie über die Verordnung von häuslicher 

Krankenpflege (HPK-Richtlinie), Fassung vom 
17.9.2009, letzte Änderung am 17.7.2014, zu finden 
unter: www.g-ba.de > Informationsarchiv Richtli-
nien (letzter Aufruf: 10.5.2016).

47�� �	� HessLSG 29.6.2011 – L 6 SO 57/11 B ER.
48� �	�� Wiesner/Wiesner SGB  VIII §  35a Rn.  24; FK-

SGB VIII/Meysen § 35a Rn. 35 ff (mit weitreichen-
den Nachweisen, insb. auch auf die fachlichen 
Grundlagen der ICF).

49�� �	� Dillmann/Wildanger br 2015, 113 (117); in den Pla-
nungen zum Bundesteilhabegesetz sind aus-
drücklich „Leistungen zur Teilhabe an Bildung“ 
vorgesehen, die sich allerdings inhaltlich weitge-
hend an den bisherigen Regelungen orientieren.

50�� �	� Auch diesbezüglich sind Gesetzesänderungen 
durch das Bundesteilhabegesetz zu erwarten. Ge-
plant ist eine Anpassung an den Behinderungsbe-
griff der UN-BRK, der die behindernden Umstände 
weniger der Person, sondern vor allem den struk-
turell-gesellschaftlichen Barrieren zuschreibt 
(Art. 1 S. 2 UN-BRK).

51�� �	� Lachwitz ua/Welti SGB IX § 2 Rn. 11.
52�� �	� Dillmann/Wildanger br 2015, 113 (119 f).
53�� �	� Nach den Planungen des Bundesteilhabegesetz 

zukünftig als „Leistungen zur Teilhabe an Bil-
dung“ bezeichnet (BMAS Referentenentwurf 
BTHG, 28.4.2016, §§ 75, 112 SGB IX-E).

54�� �	�� Schellhorn ua/Scheider EinglH-VO § 12 Rn. 3.

55�� �	� LPK-SGB XII/Bieritz-Harder SGB XII § 54 Rn. 55.
56�� �	� Dementsprechend unterfallen hier auch die vor-

schulischen Leistungen der Frühförderung.
57�� �	� Schellhorn ua/Scheider EinglH-VO § 12 Rn. 7 f.
58�� �	� Schellhorn ua/Scheider SGB XII § 54 Rn. 48.1.
59�� �	� Nach den derzeitigen Planungen wird es auch zu-

künftig einer Erfolgsprognose bedürfen: „… wenn 
zu erwarten ist, dass der Leistungsberechtigte das 
das Teilhabeziel nach der Gesamtplanung er-
reicht“ (BMAS Referentenentwurf BTHG, 
28.4.2016, § 112 Abs. 2 S. 2 SGB IX-E).

60��� �	� Ausführlich zu dieser Thematik aktuell auch die 
Stellungnahme der SFK 1 „Inklusion als Impuls: 
Hinweise und Anmerkungen aus der Sicht der 
Kinder- und Jugendhilfe“.

61�� �	� DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2015, 373 (374).
62�� �	� Dazu bereits auch unter B.II.2.
63�� �	� DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2015, 373 (374); ähn-

lich kritisch auch Dillmann/Wildanger br  2014, 
153 (158).

64� �	�� Anschaulich und im Lichte der UN-BRK kritisch in 
den Auswirkungen beschreibend Banafsche ZKJ 
2011, 116.

65�� �	� Grundlegend bereits BVerwG 23.9.1999 – 5 C 26/98, 
ZfJ 2000, 191; zuletzt bestätigt in BVerwG 13.6.2013 
– 5 C 30/12, JAmt 2013, 532; dass. 9.2.2012 – 5 C 3/11, 
JAmt 2012, 403; dass. 19.10.2011 – 5 C 6/11, JAmt 2012, 
47.

66�� �	� DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2015, 199.
67�� �	� So ausdrücklich BMAS, Arbeitsgruppe Bundesteil-

habegesetz – Abschlussbericht Teil A, S. 28.
68�� �	� Unter anderem Voigts FORUM Jugendhilfe 2011, 15 

ff; Wabnitz ZKJ 2013, 52 ff; AGJ-Stellungnahme Ge-
samtzuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe, 
FORUM Jugendhilfe 2013, 43; Meysen np 2014, 220.

69�� �	� Ausführlich zu den Sitzungen der vom BMAS ein-
gesetzten „Arbeitsgruppe Bundesteilhabegesetz“ 
(6. Sitzung zur Gesamtzuständigkeit im SGB VIII), 
einschl. Protokollen, Stellungnahmen, etc. sowie 
den Abschlussberichten Teil A und B, unter www.
gemeinsam-einfach-machen.de > Bundesteilha-
begesetz > zu den Sitzungen (letzter Aufruf: 
10.5.2016).

70�� �	� FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 35a Rn. 34 ff, 48 f; 
Wiesner/Wiesner SGB VIII § 35a Rn. 25.

71�� �	� LPK-SGB VIII/Vondung SGB VIII § 35a Rn. 21.
72�� �	� WHO, ICF-CY, 2011.
73�� �	� Einführend in Bezug auf den rechtlichen Rahmen 

der Eingliederungshilfe FK-SGB  VIII/Meysen 
SGB VIII § 35a Rn. 35 ff.

74�� �	� Wiesner/Wiesner SGB VIII § 35a Rn. 24.
75�� �	� VGH München JAmt 2006, 316 (317); VG Oldenburg 

JAmt 2007, 262; SG Aachen JAmt 2007, 441; VGH 
München JAmt 2007, 433; BVerwG JAmt 2012, 403; 
VGH München JAmt 2014, 586; FK-SGB  VIII/Mey-
sen SGB VIII § 10 Rn. 48.
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76�� �	� Schellhorn ua/Scheider SGB XII § 53 Rn. 12 ff; LPK-
SGB XII/Bieritz-Harder SGB XII § 53 Rn. 4 ff.

77� �	�� LPK-SGB XII/Bieritz-Harder SGB XII § 53 Rn. 11.
78�� �	� Schellhorn ua/Scheider EinglH-VO § 1 Rn. 6.
79�� �	� Zur Kategorisierung der geistigen Behinderungen 

entsprechend des ICD-10-Klassifikationssystems: 
FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 35a Rn. 24.

80� �	�� LPK-SGB XII/Bieritz-Harder SGB XII § 53 Rn. 15.
81�� �	� BVerwG JAmt 2012, 403 ff; VG Oldenburg JAmt 

2007, 262; SG Aachen JAmt 2007, 441; VGH Mün-
chen JAmt 2007, 433; FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII 
§ 10 Rn. 48.

82� �	�� Schellhorn ua/Hohm SGB XII § 92 Rn. 13, 19.
83�� �	� Ausführlich zu dieser Problematik AGJ/Schindler 

Kostenbeteiligung für Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe nach dem SGB  VIII und für Leistun-
gen der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII im 
Vergleich.

84�� �	� BT-Drs. 14/5074, 95.
85� �	�� Lachwitz ua/Welti SGB IX § 14 Rn. 2 f.
86� �	�� LPK-SGB IX/Joussen SGB IX § 14 Rn. 5.
87� �	�� LPK-SGB IX/Joussen SGB IX § 14 Rn. 9.
88� �	�� Hauck/Noftz/Götze SGB IX § 14 Rn. 15.
89� �	�� Lachwitz ua/Welti SGB IX § 14 Rn. 35; LPK-SGB IX/

Joussi SGB IX § 14 Rn. 11.
90�� �	� DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2015, 382.
91� �	�� Hauck/Noftz/Klattenhoff, Stand: 12/2005, SGB  X 

§  102 Rn.  10; von Wulffen/Roos SGB  X Vor §  102 
Rn. 17; VGH München NDV-RD 2006, 23.

92�� �	� BVerwG NJW 1989, 922.
93� �	�� So ausdrücklich auch die zur Kostentragungs-

pflicht bei Schülerbeförderung ergangene Ent-
scheidung des OVG Koblenz 13.12.2010 – 2 A 
11003/10.

94� �	�� MwN Hoffmann-Riehm ua/Morlok §  54 Rn.  94; 
Erichsen/Ehlers/Gurlit §  35 Rn.  10; Meysen, Haf-
tung aus Verwaltungsrechtsverhältnis, 126 f.

95�� �	� Erichsen/Ehlers/Gurlit § 35 Rn. 11.
96� �	�� FK-SGB VIII/Schindler SGB VIII §  95 Rn.  1; Grube/

Wahrendorf/Wahrendorf SGB XII § 93 Rn. 1.
97�� �	� Schellhorn ua/H. Schellhorn SGB VIII § 95 Rn. 25 f.
98�� �	� LPK-SGB VIII/Kunkel/Pattar SGB VIII § 95 Rn. 2; FK-

SGB VIII/Schindler SGB VIII § 95 Rn. 5; aA aber of-
fenbar FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 10 Rn. 28.

99�� �	� Schwengers Eingliederungshilfen für seelisch be-
hinderte Kinder und Jugendliche, 318.

100� �	�� Schellhorn ua/H. Schellhorn SGB XII § 93 Rn. 21.
101�� �	� BSG 22.3.2012 – B 8 SO 30/10 R.
102� �	�� LSG BW 7.11.2012 – L 7 SO 4186/12 ER-B, JAmt 2013, 

480; LSG MV 27.2.2014 – L 9 SO 51/13 ER; LSG NRW 
5.2.2014 – L 9 SO 413/13 B ER sowie dass. 28.4.2014 – L 
12 SO 82/14 B.

103�� �	� So auch der zutreffende Hinweis von Lindmeier/
Polleschner Gemeinsam leben 2014, 195 (198).

104�� �	� Ebenfalls skeptisch, aber im Ergebnis ermun-
ternd: Dillmann/Wildanger br 2014, 153 (156).

105� �	�� BSG 23.8.2013- B 8 SO 10/12 R; dass. 22.3.2012 – B 8 SO 
30/10 R; dass. 15.11.2012 – B 8 SO 10/11 R; LSG NRW 
28.4.2014 – L 9 SO 450/13 B; dass. 5.2.2014 – L 9 SO 
413/13 B ER; LSG MV 27.2.2014 – L 9 SO 51/13 ER; LSG 
BW 7.11.2012 – L 7 SO 4186/12 ER-B; BVerwG 
18.10.2012 – 5 C 21.11.

106� �	�� BSG 22.3.2012 – B 8 SO 30/10 R; dass. 15.11.2012 – B 8 
SO 10/11 R.

107�� �	� Versuch von Konkretisierungen auch bei Eikötter 
Forum Erziehungshilfen 2014, 185 (187).

108�� �	� LSG NRW 20.12.2013 – L 9 SO 429/13 B ER.
109�� �	� LSG NRW 28.4.2014 – L 12 SO 82/14 B ER.
110� �	�� LSG BW 3.6.2013 – L 7 SO 1931/13 ER-B; LSG NRW 

28.4.2014 – L 12 SO 82/14 B ER.
111�� �	� SG Karlsruhe 22.7.2011 – S 1 SO 4882/09.
112� �	�� So ausdrücklich LSG BW 7.11.2012 – L 7 SO 4186/12, 

JAmt 2013, 480; HessLSG 26.4.2012 – L 4 SO 297/11 B 
ER; demgegenüber lehnt LSG BW 3.6.2013 – L 7 SO 
1931/13 ER-B eine Unterscheidung zwischen päda-
gogischen und nichtpädagogischen Hilfen als un-
zulässige Abgrenzung ab.

113�� �	� LSG BW 3.6.2013 – L 7 SO 1931/13 ER-B; LSG MV 
27.2.2014 – L 9 SO 51/13 ER; LSG NRW 5.2.2014 – L 9 SO 
413/13 B ER; dass. 28.4.2014 – L 12 SO 82/14 B ER; Hes-
sLSG 26.4.2012 – L 4 SO 297/11 B ER; ThürLSG 
29.3.2012 – L 8 SO 1830/11 B ER; unklar in VG Stutt-
gart 18.10.2013 – 7 K 3048/13, JAmt 2014, 52.

114�� �	� VG Stuttgart 18.10.2013 – 7 K 3048/13, JAmt 2014, 52; 
SG Karlsruhe 22.7.2011 – S 1 SO 4882/09.

115�� �	� BVerwG 18.10.2012 – 5 C 21/11, JAmt 2013, 98.
116� �	�� LSG NRW 20.12.2013 – L 9 SO 429/13 B ER.
117�� �	� HessLSG 26.4.2012 – L 4 SO 297/11 B ER.
118�� �	� LSG NRW 20.12.2013 – L 9 SO 429/13 B ER.
119� �	�� LSG NRW 20.12.2013 – L 9 SO 429/13 B ER.
120� �	�� SG Fulda 28.8.2013 – S 7 SO 50/12.
121�� �	� HessLSG 17.6.2013 – L 4 SO 60/13 B ER.
122�� �	� LSG BW 7.11.2012 – L 7 SO 4186/12, JAmt 2013, 480; 

OVG Münster 1.3.2012 – 12 B 118/12, JAmt 2012, 542.
123� �	�� LSG BW 7.11.2012 – L 7 SO 4186/12, JAmt 2013, 480.
124� �	�� SG Aachen 1.6.2010 – S 20 SO 84/09.
125�� �	� SG Aachen 1.6.2010 – S 20 SO 84/09.
126�� �	� HessLSG 26.4.2012 – L 4 SO 297/11 B ER.
127�� �	� LSG NRW 15.1.2014 – L 20 SO 477/13 B.
128� �	�� LSG BW 28.6.2007 – L 7 SO 414/07.
129� �	�� SG Fulda 28.8.2013 – S 7 SO 50/12; HessLSG 26.4.2012 

– L 4 SO 297/11 B ER.
130� �	�� SG Aachen 1.6.2010 – S 20 SO 84/09.
131�� �	� OVG Münster 1.3.2012 – 12 B 118/12, JAmt 2012, 542.
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132�� �	� VG Stuttgart 18.10.2013 – 7 K 3048/13, JAmt 2014, 52.
133�� �	� LSG NRW 28.4.2014 – L 9 SO 450/13 B ER.
134�� �	� VG Stuttgart 18.10.2013 – 7 K 3048/13, JAmt 2014, 52.
135� �	�� OVG Münster 1.3.2012 – 12 B 118/12, JAmt 2012, 542.
136� �	�� HessLSG 26.4.2012 – L 4 SO 297/11 B ER.
137�� �	� VG Stuttgart 18.10.2013 – 7 K 3048/13, JAmt 2014, 52.
138� �	�� OVG Münster 1.3.2012 – 12 B 118/12, JAmt 2012, 542.
139� �	�� OVG Münster 1.3.2012 – 12 B 118/12, JAmt 2012, 542.
140� �	�� LSG BW 7.11.2012 – L 7 SO 4186/12, JAmt 2013, 480; SG 

Fulda 28.8.2013 – S 7 SO 50/12; OVG NW 1.3.2012 – 12 
B 118/12.

141�� �	� LSG NRW 20.12.2013 – L 9 SO 429/13 B ER.
142� �	�� LSG NRW 20.12.2013 – L 9 SO 429/13 B ER; OVG NW 

1.3.2012 – 12 B 118/12; HessLSG 26.4.2012 – L 4 SO 
297/11 B ER.

143�� �	� LSG NRW 20.12.2013 – L 9 SO 429/13 B ER.
144� �	�� LSG BW 7.11.2012 – L 7 SO 4186/12, JAmt 2013, 480.
145� �	�� LSG NRW 20.12.2013 – L 9 SO 429/13 B ER.
146� �	�� LSG NRW 20.12.2013 – L 9 SO 429/13 B ER.
147�� �	� LSG NRW 15.1.2014 – L 20 SO 477/13 B.
148� �	�� LSG NRW 15.1.2014 – L 20 SO 477/13 B.
149� �	�� LSG BW 28.6.2007 – L 7 SO 414/07.
150�� �	� LSG BW 28.6.2007 – L 7 SO 414/07.
151� �	�� LSG BW 28.6.2007 – L 7 SO 414/07.
152� �	�� LSG NRW 5.2.2014 – L 9 So 413/13 B ER; SG Fulda 

28.8.2013 – S 7 SO 50/12; LSG BW 7.11.2012 – L 7 SO 
4186/12, JAmt 2013, 480.

153�� �	� LSG BW 7.11.2012 – L 7 SO 4186/12, JAmt 2013, 480.
154� �	�� SG Fulda 28.8.2013 – S 7 SO 50/12.
155�� �	� HessLSG 26.4.2012 – L 4 SO 297/11 B ER.
156� �	�� SG Aachen 1.6.2010 – S 20 SO 84/09.
157� �	�� OVG Münster 1.3.2012 – 12 B 118/12, JAmt 2012, 542.
158�� �	� OVG Münster 1.3.2012 – 12 B 118/12, JAmt 2012, 542.
159�� �	� OVG Münster 1.3.2012 – 12 B 118/12, JAmt 2012, 542.
160� �	�� OVG Münster 1.3.2012 – 12 B 118/12, JAmt 2012, 542.
161�� �	� Gesetz über den kommunalen Finanzausgleich  

(Finanzausgleichsgesetz – FAG).
162�� �	� Ausführlich zu dieser Problematik auch Landes-

verband für Menschen mit Körper- und Mehrfach-
behinderung Baden-Württemberg e.V., Schülerbe-
förderung behinderter Kinder – Forderungen von 
Eltern.

163�� �	� LT-Drs. 15/6962, 23.
164� �	�� BVerwG 19.9.1992 – 5 C 7/87, NDV 1993, 197.
165�� �	� Schellhorn ua/Scheider EinglH-VO § 22 Rn. 1.
166� �	�� Nähere Informationen abzurufen unter www.

kultusportal-bw.de > Schule in BW > Schulart-
übergreifende Themen > Schülerbetreuung (letz-
ter Aufruf: 10.5.2016).

167� �	�� Förderrichtlinien des Kultusministeriums über 
die Gewährung von Zuwendungen an die Träger 
von – Betreuungsangeboten an Grundschulen 
einschließlich Grundschulstufen der Sonderschu-
len im Rahmen der Verlässlichen Grundschule, – 
Angeboten der flexiblen Nachmittagsbetreuung 
an allgemein bildenden Schulen bzw. kommuna-
len Betreuungsangeboten an Ganztagsschulen 
mit besonderer pädagogischer und sozialer Aufga-
benstellung, Fassung vom 11.12.2008, Az. 24-
6662.00/750.

168�� �	� Entsprechend der Förderrichtlinien des Kultusmi-
nisteriums über die Gewährung von Zuwendun-
gen an die Träger der Horte an der Schule und der 
herkömmlichen Horte vom 18.12.2007, Az. 24-
6662.00/749.

169�� �	� So nachzulesen unter www.ganztagsschule-bw.
de > Ganztagsschule in BW (letzter Aufruf: 
10.5.2016).

170�� �	� Vgl auch Gemeinsames Eckpunktepapier von 
Land Baden-Württemberg und den kommunalen 
Landesverbänden zur Ganztagsschule vom 
16.1.2014, zu finden unter: www.ganztagsschule-
bw.de > Wissenswertes > Eckpunktepapier (letzter 
Aufruf: 10.5.2016).

171�� �	� Vgl zudem z.B. Vorgaben zum pädagogischen Kon-
zept in §  2 der Verordnung des Kultusministeri-
ums über die Ganztagsschulen an Grundschulen 
und Grundstufen von Förderschulen (Ganztags-
grundschulverordnung – GTVO) vom 6.10.2014.

172�� �	� Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Kul-
tus, Jugend und Sport zur Ganztagsgrundschule 
und zum Ganztagsbetrieb an Grundstufen von 
Förderschulen vom 6.10.2014, Az. 53-6503.1/929/1 
(Ganztags-VV).

173� �	�� Nr. 3.5 Ganztags-VV.
174�� �	� Anschaulich dargestellt z.B. in der Arbeitshilfe des 

LVR, Die offene Ganztagsschule als inklusiven Bil-
dungsort entwickeln.

175� �	�� Auch die Rahmenvereinbarung „Kooperationsof-
fensive Ganztagsschule: Ganztagsschule öffnen – 
Netzwerke bilden – Kinder und Jugendliche stär-
ken“ vom 2.6.2014 (zu finden unter: www.
ganztagsschule-bw.de > Wissenswertes > Rah-
menvereinbarung mit Vereinen, Verbänden, Insti-
tutionen, letzter Aufruf: 10.5.2016) enthält keiner-
lei Berücksichtigung der Belange behinderter 
Schüler.

176� �	�� Hierbei gilt zu beachten, dass dieser Auftrag zur 
Gestaltung integrativer Kindertageseinrichtun-
gen grundsätzlich alle Behinderungsformen ein-
bezieht, dh grundsätzlich auch Kinder mit körper-
lichen und/oder geistigen Behinderungen einen 
entsprechenden Förderanspruch haben.

177�� �	� Anschaulich insofern VG Aachen 3.6.2014 – 2 K 
2045/12.

178�� �	� Az. S 8 SO 5/15 ER; ganz ähnlich auch: SG Gießen 
2.9.2015 – S 18 SO 131/15 ER.
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179� �	�� LSG NRW 1.6.2015 – L 9 SO 89/15 B ER.
180� �	�� BSG 22.3.2012 – B 8 SO 30/10 R.
181� �	�� Hierzu bereits unter B.III.2.
182� �	�� Weitere Rechtsprechung zu Schulbegleitung in 

der Nachmittagsbetreuung: LSG NRW 15.1.2014 – L 
20 SO 477/13 B ER; SG Rostock 3.1.2013 – S 8 SO 84/12 
ER; SG Köln 21.9.2011 – S 21 SO 448/10; LSG SH 
6.10.2008 – L 9 SO 8/08.

183�� �	� Maunz ua/Badura Stand: 10/2002, GG Art.  6 
Rn. 130 ff.

184�� �	� Für die Jugendhilfe wird angenommen, dass der 
allgemein in der Sozialhilfe geltende Vorrang der 
Selbsthilfe hier allenfalls modifiziert Anwendung 
finden kann, vgl Münder ua/Meysen Handbuch 
Kinder- und Jugendhilferecht, Kap. 2.2 Rn. 3 f.

185� �	�� Schwengers, Eingliederungshilfe für seelisch be-
hinderte Kinder und Jugendliche,120 ff.

186� �	�� Außerunterrichtliche Veranstaltungen der Schu-
len, Verwaltungsvorschrift vom 6.10.2002, Az: 41-
6535.0/323, zu finden unter: www.landesrecht-bw.
de (letzter Aufruf: 10.5.2016).

187�� �	� OVG Schleswig 14.8.2014 – 3 LB 15/12.
188�� �	� DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2012, 379 (381).
189� �	�� SG Karlsruhe 26.7.2012 – S 1 SO 580/12.
190� �	�� Neumann ua/Majerski-Pahlen SGB IX § 55 Rn. 22; 

DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2012, 518.
191�� �	� Lambert, Schulrecht konkret – Kompass für Ba-

den-Württemberg, 141.
192�� �	� Ebert/Reip Schulrecht Baden-Württemberg §  90 

Rn. 10.
193� �	�� Lambert, Schulrecht konkret – Kompass für Ba-

den-Württemberg, 148.
194� �	�� Ebert ua/Reip Schulrecht Baden-Württemberg, 

§ 90 Rn. 12.
195�� �	� Ebert ua/Burk Schulrecht Baden-Württemberg, 

§ 23 Rn. 11.
196� �	�� Ebert ua/Reip Schulrecht Baden-Württemberg, 

§ 90 Rn. 4.
197�� �	� Nachsitzen von zwei Stunden wurde trotz Unbe-

stimmtheit als – noch – von der gesetzlichen Er-
mächtigungsgrundlage des § 23 Abs. 2 SchulG BW 
gedeckt angesehen, VGH Mannheim 12.4.1984 – 9 
S 2757/83, NVwZ 1984, 808; VG Freiburg 11.10.1983 
– 2 K 140/82, NVwZ 1984, 131.

198� �	�� Lambert, Schulrecht konkret – Kompass für Ba-
den-Württemberg, 43.

199� �	�� Ebert/Burk Schulrecht Baden-Württemberg, §  23 
Rn. 12.

200� �	�� Prütting ua/Schaub BGB § 832 Rn. 4.
201�� �	� Britze BLJA Mitteilungsblatt 3 – 4/2012, 1 (4).
202�� �	� Hoffmann Personensorge § 12 Rn. 3.
203� �	�� Mit einer Aufzählung möglicher Aufsichtsmaß-

nahmen Hoffmann Personensorge § 12 Rn. 8 f.

204� �	�� Lambert, Schulrecht konkret – Kompass für Ba-
den-Württemberg, 29.

205�� �	� Ebert/Reip Schulrecht Baden-Württemberg, §  41 
Rn. 10.

206� �	�� Lambert, Schulrecht konkret – Kompass für Ba-
den-Württemberg, 30.

207�� �	� Lambert, Schulrecht konkret – Kompass für Ba-
den-Württemberg, 32.

208� �	�� Vgl zum Ganzen auch Lambert, Schulrecht kon-
kret – Kompass für Baden-Württemberg, 35 f.

209� �	�� Verwaltungsvorschrift „Verabreichung von Medi-
kamenten bei chronischen Krankheiten in Schu-
len“ vom 4.2.2013, Nr. 2206-3.

210�� �	� Lambert, Schulrecht konkret – Kompass für Ba-
den-Württemberg, 36.

211�� �	� AGJ/Mörsberger, Kinder- und Jugendhilferecht 
von A bis Z, Stichwort „Fachaufsicht“.

212�� �	� Schaub/Schaub Arbeitsrechtshandbuch § 8 Rn. 22.
213�� �	� Vgl z.B. BAG 17.8.2011 – 10 AZR 322/10.
214�� �	� AGJ/Werner, Kinder- und Jugendhilferecht von A 

bis Z, Stichwort „Dienstaufsicht“.
215�� �	� Ebert/Gayer Schulrecht Baden-Württemberg, § 48 

Rn. 3.
216�� �	� Nicht ganz eindeutig, aber so zu verstehen wohl 

im Ergebnis auch Lambert, Schulrecht konkret – 
Kompass für Baden-Württemberg, 45 f.

217� �	�� FK-SGB VIII/Schindler SGB VIII § 72 Rn. 1.
218� �	�� LSG NRW 20.11.2014 – L 9 SO 382/14 B ER; OVG 

Münster 19.5.2014 – 12 B 344/14; dass. 28.10.2011 – 12 
B 1182/11; Dillmann/Wildanger br 2014, 113 (115).

219�� �	� Dworschak Schulbegleitung/Schulassistenz, in: 
Inklusion Lexikon mwN, zu finden unter: www.
inklusion-lexikon.de > Buchstabe S > Schulbeglei-
tung (letzter Aufruf: 10.5.2016).

220� �	�� LSG NRW 20.11.2014 – L 9 SO 382/14 B ER; OVG 
Münster 19.5.2014 – 12 B 344/14.

221�� �	� ThürLSG 29.03.2012 – L 8 SO 1830/11 B.
222�� �	� KVJS Forschung „Orientierungshilfe für die Sozial- 

und Jugendhilfe – Inklusion in Schulen, Leistun-
gen der Eingliederungshilfe“, 35.

223�� �	� So z.B. ausdrücklich auch VG Stuttgart 18.10.2013 – 
7 K 3048/13, JAmt 2014, 52.

224�� �	� Zu dieser Problematik genauer unter Frage IX.
225�� �	� Zum fachlichen Instrument der Hilfeplanung und 

seinen rechtlichen Voraussetzungen insgesamt 
anschaulich Wiesner/Schmid-Obkirchner 
SGB VIII § 36 Rn. 9 ff.

226� �	�� Wiesner/Schmid-Obkirchner SGB VIII § 36 Rn. 52.
227�� �	� LPK-SGB XII/Bieritz-Harder SGB XII § 58 Rn. 1.
228� �	�� Britze BLJA Mitteilungsblatt 3 – 4/2012, 1 (7).
229� �	�� Zur Gewährung von Leistungen der Schulbeglei-

tung in Form eines pB anschaulich LSG Nds-Brem 
10.4.2014 – L 8 SO 506/13 B ER.
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230�� �	� Ausführlich zum pB insgesamt Schindler JAmt 
2011, 499; Paulini sozialmagazin 11-12/2014, 68.

231� �	�� Zur Angemessenheitsprüfung eines pB für Schul-
begleitung SG Detmold 17.2.2015 – S 8 SO 328/12.

232�� �	� MwN LPK-SGB IX/Joussen SGB IX § 17 Rn. 16.
233�� �	� Hauck/Noftz/Götze Stand: 12/2012, SGB  IX § 14 

Rn. 2.
234�� �	� FK-SGB  VIII/Meysen SGB  VIII §  36a Rn.  42; LPK-

SGB VIII/Kunkel/Pattar SGB VIII § 36a Rn. 1.
235� �	�� Insgesamt zum Datenschutz sehr hilfreich: NZFH/

DIJuF, Datenschutz bei frühen Hilfen, 2015.
236�� �	� MwN Münder ua/Hoffmann Kinder- und Jugend-

hilferecht Handbuch, Kap. 6 Rn. 10; in der baden-
württembergischen Verwaltungsvorschrift „Da-
tenschutz an öffentlichen Schulen“, Abschn. II.1.3. 
wird auf die Vollendung des 16. Lebensjahrs ver-
wiesen.

237� �	�� Münder ua/Hoffmann Kinder- und Jugendhilfe-
recht Handbuch, Kap. 6 Rn. 10.

238�� �	� NZFH/DIJuF Datenschutz bei frühen Hilfen, 16.
239�� �	� Zu den Anforderungen an eine wirksame Einwilli-

gung Münder ua/Hoffmann Kinder- und Jugend-
hilferecht Handbuch, Kap. 6 Rn. 10 ff.

240� �	�� Verwaltungsvorschrift vom 5.12.2014 „Daten-
schutz an öffentlichen Schulen“ (Az.: 11-0557.0/44).

241� �	�� Vgl auch Verwaltungsvorschrift, Abschn. 3.1.1.
242�� �	� Vgl auch Verwaltungsvorschrift, Abschn. 3.1.3.
243�� �	� Zur Problematik, dass trotz Anstellung im „Ju-

gendamt“ hier keine Anwendung von § 8a Abs. 1 
SGB VIII erfolgt: FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 8a 
Rn. 11.

244�� �	� Gesetz zur Information und Kooperation im Kin-
derschutz (KKG).

245� �	�� Erstellt im gemeinsamen Projekt von Uniklinik 
Ulm und DIJuF „Guter Start ins Kinderleben“, ver-
öffentlicht ua in NZFH/DIJuF, Datenschutz bei 
Frühen Hilfen, 43 ff.

246�� �	� Meysen/Eschelbach Das neue Bundeskinder-
schutzgesetz Kap. 3 Rn. 66.

247�� �	� Zur Notwendigkeit, zu strukturelle Überlegungen 
zu gelangen, bereits Ziegenhain ua JAmt 2012, 500 
(503 f).

248�� �	� Die derzeit angestellten gesetzgeberischen Über-
legungen lassen insb. auch zu den Pool-Lösungen 
relevante Änderungen erwarten.

249�� �	� LSG SH 17.2.2014 – L 9 SO 222/13 B ER, vgl bereits 
Ausführungen unter B.II.1.

250�� �	� Insgesamt nachzulesen unter: www.schleswig-
holstein.de > Themen & Aufgaben > Inklusive 
Schule > Schulische Assistenzkräfte (letzter Auf-
ruf: 10.5.2016).

251�� �	� So enthalten und mit Unterpunkten noch weiter 
ausdifferenziert in: „Eckpunkte zur Zielsetzung 
und zu den Aufgaben Schulischer Assistenz“, 
ebenfalls zu finden unter: www.schleswig-hol-
stein.de > Themen & Aufgaben > Inklusive Schule 
> Schulische Assistenzkräfte > Aufgaben (letzter 
Aufruf: 10.5.2016).

252�� �	� Ebenfalls nachzulesen unter www.schleswig-
holstein.de > Themen & Aufgaben > Inklusive 
Schule > Schulische Assistenzkräfte > Wie kom-
men die Schulischen Assistenzkräfte an die Schu-
le? (letzter Aufruf: 10.5.2016).

253�� �	� Wenngleich die Option (2) die „Kooperation mit 
einem freien Träger“ natürlich viel Vereinba-
rungsspielraum belässt, wieviel Verantwortung 
der Schulträger tatsächlich bei sich behält und 
wieviel er an den freien Träger abgibt.

254� �	�� So z.B. beschrieben für einen hessischen Landkreis 
Cramer Der Landkreis 2015, 171 ff.

255�� �	� So auch OVG Münster 29.9.2014 – 12 B 982/14, das 
die Forderung der Eltern auf Gewährung eines 
Schulbegleiters anstelle der Inanspruchnahme 
des schulischen Inklusionskonzepts zurückgewie-
sen hat; ebenso Meysen ua Recht der Finanzie-
rung von Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 
Rn. 387.

256� �	�� Meysen ua Recht der Finanzierung von Leistun-
gen der Kinder- und Jugendhilfe Rn. 387 ff.

257� �	�� Mit einer Auswertung der Rechtsprechung zur 
Problematik der Nachweispflicht von Hilfeberech-
tigten, dass die vorrangigen schulischen Förder-
möglichkeiten ausgeschöpft sind: DIJuF-Rechts-
gutachten JAmt 2015, 440.
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30	 �beo – 6. Wettbewerb Berufliche Schulen – � 2007 
Ausstellung, Preisverleihung, Gewinner und Wettbewerbsbeiträge 2007

29	 �Forschungsprogramm „Mikrosystemtechnik“ – � 2007 
Berichte und Ergebnisse aus den Forschungsprojekten	

28	 �Frühe Mehrsprachigkeit – Mythen – Risiken – Chancen 	�  2007 
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27	 �„Es ist schon cool, wenn man viel weiss!“ KOMET – Kompetenz- und Erfolgstrainings für Jugendliche –� 2007 
Dokumentation der Programmlinie 2005–2007

26	 �Jugend und verantwortungsvolle Mediennutzung – Medien und Gesellschaft – � 2007 
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. 1 1 5
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und soziales Engagement im Jugendalter – Eine Studie von Dr. Heinz Reinders

13	 �4. Wettbewerb Berufliche Schulen –	�  2005 
Dokumentation des Wettbewerbs 2005 mit den Preisträgerinnen und Preisträgern
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11	 ��Strategische Forschung in Baden-Württemberg	�  2005 
Foresight-Studie und Bericht an die Landesstiftung Baden-Württemberg

10	 ��Jugend und verantwortungsvolle Mediennutzung - Medien und Persönlichkeitsentwicklung � 2005	
Untersuchungsbericht des Tübinger Instituts für frauenpolitische Sozialforschung TIFS e. V.

 9	 �Dialog Wissenschaft und Öffentlichkeit – � 2005 
Ein Ideenwettbewerb zur Vermittlung von Wissenschaft und Forschung an Kinder und Jugendliche

 8	 �Selbstvertrauen stärken – Ausbildungsreife verbessern –	 � 2005 
Dokumentation innovativer Projekte im Berufsvorbereitungsjahr 2001/2002

 7	 Faustlos in Kindergärten – Evaluation des Faustlos-Curriculums für den Kindergarten	�  2004

 6	 ���Hochschulzulassung: Auswahlmodelle für die Zukunft – � 2005 
Eine Entscheidungshilfe für die Hochschulen	

 5	 �3. Wettbewerb Berufliche Schulen – � 2004 
Dokumentation des Wettbewerbs 2004 mit den Preisträgerinnen und Preisträgern

 4	 �Jugend und verantwortungsvolle Mediennutzung – Medien und Persönlichkeitsentwicklung – � 2004 
Dokumentation des Fachtags am 4.12.2003

 3	 �2. Wettbewerb Berufliche Schulen –� 2003 
Dokumentation des Wettbewerbs 2003 mit den Preisträgerinnen und Preisträgern

 2	 ��Neue Wege der Förderung freiwilligen Engagements von Jugendlichen – 	�  2003 
Eine Zwischenbilanz zu Modellen in Baden-Württemberg

 1	 �1. Wettbewerb Berufliche Schulen –	 � 2002	
Dokumentation des Wettbewerbs 2002 mit den Preisträgerinnen und Preisträgern
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